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Angst vor 
„linkem Flirt“ 

„Die Linke“ wirft sich 
SPD und Grünen an 
den Hals? Rolf Priemer 
klärt auf. 
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Klassenkampf-Ansage 

US-Präsidentschaftskandi- 
dat Romneys Programm: 
Wer nicht profitabel ist, hat 
vom Markt zu verschwin¬ 
den. Auch Anbieter der 
Ware Arbeitskraft. 
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Das Konzept „Bürgerarbeit“ 

„Bürgerarbeit“ klingt besser als 
„Hartz IV“ oder „Arbeitsdienst“. 
Was steckt hinter den Phrasen 
von „Aktivierung, Integration 
und Förderung“?. 
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Nothilfe für den Euro 

Kanzlerin und Kapital wollen noch mehr Geld für die Währungsunion ausgeben 


D er Euro wird nicht mehr lan¬ 
ge überleben. In den USA und 
Großbritannien ist das unter 
Bankern und Politikern mittlerweile 
akzeptierte Weisheit. Die Prognosen 
vom baldigen Ableben der Eurowäh¬ 
rung schwollen im Sommer sogar noch 
an. Jedoch scheinen die Banker in 
New York und London ihren eigenen 
Vorhersagen nicht recht zu glauben. 
Denn der Euro zeigte am Devisen¬ 
markt gegenüber Dollar und Pfund 
überraschende Stärke. Die einfache 
Erklärung dafür: Die Wirtschaftslage 
ist in den USA wieder schlechter ge¬ 
worden, in Britannien ist sie ohnehin 
ziemlich verheerend. 

In Euroland ist die Lage nicht besser. 
Die Mittelmeerländer glitten im Lauf 
des Sommers tiefer in die Rezession. 
Die Kapitalflucht nahm zu. Im von 
der Kapitalflucht aus den Südländern 
begünstigten Deutschland stellte sich 
eine Abschwächung der Export- und 
Industriekonjunktur und eine Ver¬ 
schlechterung des Arbeitsmarktes 
ein. Der Finanzmarkt dagegen blieb 
erstaunlich ruhig. Nicht nur der Euro 
wurde etwas stärker, auch die Staats¬ 
anleihen Italiens und Spaniens wur¬ 
den wieder gekauft. Die Zinsen, die 


die Regierungen dieser Länder den Fi¬ 
nanzinvestoren bieten müssen, gingen 
etwas zurück. Der Euro scheint ihrer 
Auffassung nach doch noch etwas län¬ 
ger durchzuhalten. 

Ganz irrational ist dieser aufkommen¬ 
de Euro-Optimismus nicht. Denn die 
Europäische Zentralbank (EZB) ist 
entschlossen, viel frisches Geld zu 
schöpfen und damit die vom interna¬ 
tionalen Finanzmarkt verschmähten 
Anleihen der südlichen Euroländer 
zu kaufen. Die Pleite Spaniens oder 
Italiens kann so fürs erste abgewehrt 
werden. Zugleich scheinen die Eliten 
in Deutschland sich klarer als je da¬ 
für entschieden zu haben, für den Er¬ 
halt des Euro sehr viel Geld und alle 
konservativen Grundsätze zu opfern. 
Das fand alles auf offener Bühne statt, 
wurde aber in verschlüsselter, eben 
politischer Sprache dargeboten. 

In einer Szene wurde der Präsident 
der Deutschen Bundesbank Jens 
Weidmann präsentiert, wie er sich 
gegen den Kauf von Staatsanleihen 
durch die EZB stemmt. Immerhin ist 
die Bundesbank größter Aktionär der 
EZB. Auf Betreiben der Bundesbank 
wurde das Finanzierungsverbot von 
Staatshaushalten für die Zentralbank 


bei Gründung des Euro durchgesetzt. 
Auch hatte Weidmann bisher immer 
darauf zählen können, dass die Bun¬ 
desregierung ihn in dieser Frage un¬ 
terstützte. Kanzlerin Merkel änderte 
das, als sie in einem Interview mit der 
ARD betonte, sie stärke Weidmann 
den Rücken, jedoch in der interessan¬ 
ten Frage des Staatsfinanzierungsver¬ 
bots auswich, also vor großem Publi¬ 
kum einmal wieder die Seiten wech¬ 
selte. 

In einer zweiten Szenenfolge wurde 
der Rausschmiss Griechenlands aus 
der Eurozone öffentlich diskutiert. 
Der Generalsekretär der CSU Ale¬ 
xander Dobrindt wurde besonders 
ausfällig, redete davon, es müsse an 
Griechenland „ein Exempel statuiert 
werden“. Dies war die grandiose Ge¬ 
legenheit für Kanzlerin und den aus 
dem öffentlichen Vergessen auftau¬ 
chenden Außenminister Guido Wes¬ 
terwelle, die Euro-Widerständler in 
den eigenen Reihen zu disziplinie¬ 
ren. Dass es gelang, ist weniger be¬ 
merkenswert als die Tatsache, dass 
der Coup ersonnen und durchgezo¬ 
gen wurde. Das Risiko, Griechenland 
schon bald aus dem Euro zu entfer¬ 
nen, scheut die Bundesregierung. 


Die Regierung scheint nun entschlos¬ 
sen, nach oben offene Summen aus 
den Staatshaushalten und den ergie¬ 
bigeren Ressourcen der Zentralbank 
zur Rettung des Euro, der Banken 
und der Auszahlung an die großen 
Finanzvermögen bereitzustellen. Das 
wird sehr viel Geld sein - jedenfalls 
sehr viel mehr als die bisher verein¬ 
barten und parlamentarisch abgeseg¬ 
neten Beträge, die für die Rettungs¬ 
fonds EFSF und ESM zur Verfügung 
stehen. Höchste Priorität hat für Ka¬ 
pital und Regierung nach wie vor 
der Erhalt des europäischen Binnen¬ 
marktes mit der einheitlichen Wäh¬ 
rung. Die Nebenbedingung, die aus 
der Sicht deutscher Konzerne, bisher 
fast ebenso wichtig war, dass nämlich 
die gemeinsame Währung mit ärme¬ 
ren Nationen nichts oder nur wenig 
kosten darf, wird nun, dem Diktat der 
Finanzmärkte gehorchend mehr und 
mehr fallen gelassen. 

Für den Euro ist das eine lebensver¬ 
längernde Maßnahme. Von einer Ge¬ 
nesung ist die Währung aber so weit 
entfernt wie zuvor. 

Lucas Zeise 


Rentenlügen immer zynischer 

Auf Dauer hilft nur umFAIRteilen 


Die Verhinderung von Altersarmut 
gehört offenkundig nicht zu den Zie¬ 
len der Bundesregierung und der Mi¬ 
nisterin für Arbeit und Soziales Ursu¬ 
la von der Leyen. Die jetzt losgetre¬ 
tene Diskussion über Lücken in der 
Alterversorgung kann angesichts der 
realen Politik der Regierung nur als 
zynisch gewertet werden. 

Annelie Buntenbach vom Bundesvor¬ 
stand des DGB weist völlig zu Recht 
darauf hin, dass „eine Stabilisierung 
des heutigen Rentenniveaus ... auf 
lange Sicht ohne spürbare Belastun¬ 
gen für die Beitragszahler möglich 
[ist]. In einer am vergangenen Montag 
verbreiteten Erklärung von Frau Bun¬ 
tenbach heißt es weiter: „Dazu muss 
der Rentenbeitrag noch nicht einmal 
über die von der Bundesregierung ge¬ 
planten 22 Prozent im Jahr 2030 ange¬ 


hoben werden. Entscheidend ist, dass 
der Beitragssatz in kleinen Schritten 
der demograüschen Entwicklung an¬ 
gepasst wird. Um nur das heutige Ren¬ 
tenniveau zu halten, wäre schon eine 
jährliche Anhebung von weniger als 
0,1 Prozentpunkten ausreichend. Es ist 
kein Naturgesetz, sondern eine Folge 
andauernder Rentenkürzungen, dass 
sogar Normalverdiener künftig von 
Altersarmut bedroht sein werden.“ 
Ebenso richtig erklärt Oskar Lafon¬ 
taine, dass „CDU, CSU, SPD, FDP und 
Grüne ... die gesetzliche Rente immer 
weiter verschlechtert [haben] ... Die 
Klagen vor allem von CDU, CSU und 
SPD über die drohende Altersarmut 
sind nur noch peinlich. Diese Parteien 
haben im Verbund mit FDP und Grü¬ 
nen alles getan, um die gesetzliche 
Rente zu zerstören.“ Lafontaine for¬ 


dert die Wiederherstellung der alten 
Rentenformel und einen Mindestlohn 
von 10 Euro. 

Doch wie das durchsetzen? Die 
gleichzeitig angestrebte Senkung des 
Rentenbeitragssatzes von 19,6 auf 19 
Prozent verweist auf die wahren Ur¬ 
sachen des Problems. Die geringe Ent¬ 
lastung der Werktätigen wird aufge¬ 
fressen von Inflation und der gleich¬ 
zeitigen Kürzung des Bruttolohnes 
durch die gleichzeitige Senkung des 
Unternehmeranteils. Bei den Konzer¬ 
nen aber landen dadurch Milliarden- 
beträge. „Frisches Geld“, wie es der 
Kasino-Zeitgeist nennt, das nach den 
Gesetzen des Finanzmarktes nicht in 
Forschung, Innovation und Moderni¬ 
sierung der Produktion gesteckt, son¬ 
dern das man über die Weltfinanz¬ 
märkte wabern lässt. 


So ist die bewusste Entfesselung der 
Finanzmärkte in den letzten Jahr¬ 
zehnten, die Umverteilung von unten 
nach oben auch hier die Ursache für 
die schleichende Enteignung der ar¬ 
beitenden Bevölkerung. Der Maßstab 
für die Rentenhöhe ist schon längst 
nicht mehr das, was der Einzelne in 
die Kasse eingezahlt hat, sondern nur 
noch der Bedarf des Finanzkasinos. 
Hier muss der Hebel angesetzt wer¬ 
den. Die politischen Prioritäten müs¬ 
sen sich ändern. Ein menschenwür¬ 
diges Leben vor und nach der Rente 
erfordert einen Politikwechsel. Durch¬ 
setzen können das nur die arbeiten¬ 
den Menschen selbst. UmFAIRteilen 
kann dafür ein wichtiger Schritt sein. 
Aber nur dann, wenn schon jetzt da¬ 
ran gearbeitet wird, dass diese Aktion 
fortgeführt wird. Adi Reiher 


Thema der Woche 


i. September: 
Ein gelungener 
Aktionstag 

In vielen Städten und Gemeinden gab 
es im Vorfeld des 1. September und 
am Tag selbst zahlreiche Antikriegs¬ 
veranstaltungen: Demonstrationen, 
Kundgebungen, Mahnwachen und 
Friedensfeste fanden statt. An den 
Gräbern sowjetischer Kriegsgefan¬ 
gener und anderer Opfer des Faschis¬ 
mus aus ganz Europa wurden Blumen 
niedergelegt, bei Stolpersteinaktio¬ 
nen an deutsche Antifaschistinnen 
und Antifaschisten erinnert. 
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Glückwunschtelegramm: 

10 Jahre Hartz IV 

Sehr geehrter Herr Hartz, 
für die Einführung Ihres erfolgrei¬ 
chen „IV“ vor zehn Jahren bedan¬ 
ken wir uns aufrichtig und wünschen 
uns dadurch auch weiterhin große 
Erträge: 

Alle Zeitarbeitsfirmen und sonstigen 
Rattenfänger in Deutschland. Die 
versammelten Betreiber von Tafeln 
und Kinderspeisung, die neu entstan¬ 
dene Flaschensammelzunft, und - 
nicht zuletzt - 
die deutsche Armut. 

Werner Lutz 



Immer noch gegen den Wind 

4. Kulturforum der DKP 

16./17. November 2012 in Hannover 


Eingangsstatements von Dietmar 
Dath und Dr. Diether Dehrn 
Workshops: Gemeinsam gegen kultu¬ 
rellen Kahlschlag/Deutsche Leitkul¬ 
tur/Das politische Lied heute/Bildbe¬ 
trachtung 

Konzert: Hannover hört Rot - mit DGB- 
Chor Hannover, Peter Schenzer + Dirk 
Wilke (Ex Rotdorn), Oma Körner Band, 
Diether Dehrn und Michael Letz. 

Infos und Anmeldungen unter: 

einheiztext@t-online.de 
Lesen Sie auch das Interview 
auf Seite 11 


UZ-Extra zum 
Aktionstag 

Für den Aktionstag „UmFairteilen“ am 
29. September wird die nächste UZ- 
Extra erscheinen. 

Noch sind einige Details wie Redak¬ 
tionsschluss, Drucktermin, Ende der Be¬ 
stellmöglichkeit etc. noch nicht endgültig 
geklärt. 

Fest steht auf jeden Fall, dass auch die¬ 
ses Extra in die reguläre UZ vom 28. Sep¬ 
tember eingelegt wird und den Gruppen 
schon einige Tage vor dem Aktionstag 
zur Verfügung stehen soll. 

Da bedingt durch Sparmaßnahmen der 
Post die Auslieferung der 1 .-Mai-UZ per 
Info-Brief bis zu zehn Tagen (!) gedau¬ 
ert hat, werden wir diesmal den Versand 
der Größe 70 Exemplare, als „normale“ 
Briefe zu 2,20 Euro, in der Größe 140 
Stück als Päckchen zu 3,90 Euro, von 
2 bis 10 kg als Paket zu 5,90 Euro und 
darüber zu 11,90 Euro versenden. 

Bestellungen können ab jetzt an die 
Adresse 

lnfo@dkp-nordbayern.de 
gesandt werden. 



























2 Freitag, 7. September 2012 


Kommentar / Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Walter ListI 

Wohin mit dem vielen Geld ... 


Arbeitszeitverkürzung bleibt ein Hauptziel 

DKP-Arbeitskreis Betrieb und Gewerkschaft tagte in der Karl Liebknecht-Schule 


darüber machte sich in der SZ vom 
18./19. August Roland Berger von der 
gleichnamigen Unternehmensbera¬ 
tung Gedanken: „Wir brauchen ein 
privat finanziertes, marktwirtschaftli¬ 
ches Wachstumsprogramm. Weltweit 
stehen dafür geschätzt 170 000 Mil¬ 
liarden Euro privates Vermögen be¬ 
reit. Investoren suchen händeringend 
nach Anlagemöglichkeiten“ schreibt 
Berger und führt auch gleich auf, in 
welchen Bereichen diese Anlagemög¬ 
lichkeiten zu suchen wären: „In Euro¬ 
pa wird der Kapitalbedarf für Ausbau 
und Modernisierung der Infrastruk¬ 
tur auf mindestens 1000 Milliarden 
Euro geschätzt. Angesichts ihrer Ver¬ 
schuldung können die Staaten dieses 
Geld nicht aufbringen. Aber das müs¬ 
sen sich auch nicht, denn europawei¬ 
te arbeitsintensive Infrastrukturpro¬ 
gramme könnten - etwa durch Public 
Private Partnerships - auch privat fi¬ 
nanziert und betrieben werden.“ 

Für die Verwertungsmöglichkeiten 
der händeringenden Investoren hat er 
auch gleich eine Einkaufsliste parat: 
Die Telekommunikation in Europa - 
Investitionsbedarf 300 Milliarden, die 
Energieversorgung nach der Energie¬ 
wende - Investitionsbedarf 220 Mil¬ 
liarden Euro, bei der Wasser- und 
Abwasserversorgung in Europa 150 
Milliarden Euro, weil z.B. in Deutsch¬ 
land in der Infrastruktur von 1948 bis 
1960 jährlich ein Drittel des Trinkwas¬ 
sers versickere, beklagt Berger. Auch 
Krankenhäuser und Straßen stehen 
auf Bergers Vorschlagsliste für die 
Kapitalverwertung der Händeringer. 
Interessant auch die Antwort auf die 
Frage nach den Gründen für die Zu¬ 
rückhaltung der Politiker gegenüber 
den Investitionsgelüsten der Investo¬ 
ren: „Die vorherrschende... Zurück¬ 
haltung der Bürger, Intellektuellen 
und des Zeitgeists gegenüber Kapi¬ 
talismus, Privatwirtschaft und techni¬ 
schem Fortschritt.“ Welch ein bizarrer 
Mix. Was Berger beschreibt, ist nur 
Beleg dafür, dass die Staatsschulden 
und die Verarmung der Städte und 
Gemeinden aus den nicht bezahlten 
Steuern der Reichen bestehen. Denn: 
Die Steuerpolitik der ehemals SPD/ 
Grünen- und heute schwarz/gelben 
Regierung war und ist ein Steuer¬ 
geschenkprogramm für die Reichen 
und die Großkonzerne. Die mehrfa¬ 
che Absenkung des Spitzensteuer¬ 
satzes und der Körperschaftsteuer, 
der Wegfall der Gewerbekapitalsteu¬ 
er, die steuerliche Begünstigung der 
Kapital- und Zinserträge, Vergünsti¬ 
gungen bei der Erbschaftsteuer und 
bei den Veräußerungsgewinnen, der 
Wegfall der Vermögensteuer (schon 
1998) - das alles ist Bestandteil einer 
riesigen Umverteilung der Vermögen 
von unten nach oben und der Bildung 
eines obszönen Reichtums bei Weni¬ 
gen und wachsender Armut bei Vie¬ 
len. Addiert man alle diese Steuerver¬ 
günstigungen zusammen, kommen 
pro Jahr gut 50 Milliarden Euro zu¬ 
sammen, die dem Fiskus bei Kapital 
und Gewinnsteuern verloren gehen. 
Jens Beckert vom Max-Planck-Ins- 
titut und andere renommierte Wirt¬ 
schaftswissenschaftler schreiben in ei¬ 
nem Artikel „Es gibt zu viel Vermö¬ 
gen“ (Handelsblatt 15.12.11), dass der 
Trend zur Staatsverschuldung auch 
darauf zurückzuführen sei, „dass die 
staatliche Steuerbasis systematisch 
untergraben wurde. Durch die Sen¬ 
kung der Kapital- und Vermögens¬ 
steuern sowie der Spitzensteuersätze 
bei der Einkommenssteuer und die 
jahrzehntelang tolerierte Steuerhin¬ 
terziehung der Reichen wurden die 
Staaten in die Schuldenfalle getrie¬ 
ben.“ 

Die Summe der Steuerhinterziehung 
allein in Deutschland wird auf 60 bis 
70 Milliarden Euro geschätzt. Das Er¬ 
gebnis: Städte und Gemeinden sind 
immer weniger in der Lage, ihre Ge¬ 
meinschaftsaufgaben zu finanzieren. 
Gleichzeitig gibt es in Deutschland 
rund 11 Billionen privates Vermögen, 
rund fünf Billionen davon Geldver¬ 
mögen. Von diesem Geldvermögen 
besitzt das reichste eine Prozent fast 


die Hälfte, das ist etwa so viel wie die 
deutschen Staatsschulden. Also 1 Pro¬ 
zent besitzt so viel Geldvermögen wie 
die 99 Prozent. In Europa besitzen die 
reichsten zehn Prozent der Bevölke¬ 
rung etwa zwei Drittel des Gesamt¬ 
vermögens (attac 03/12). Und das ist 
die wirkliche Ursache für versickern¬ 
des Grundwasser, fehlende Kitaplätze 
und geschlossene Schwimmbäder und 
Büchereien. 

Nachdem sinkende Reallöhne in 
Deutschland einen Nachfragerück¬ 
gang zur Folge haben, wird nach Ka¬ 
pitalverwertungsmöglichkeiten in den 
Bereichen gesucht, wo noch was zu 
holen ist. Bei den Resten öffentlichen 
oder kommunalen Eigentums, der In¬ 
frastruktur, dem Gesundheitswesen, 
im Bildungsbereich, der Energiever¬ 
sorgung oder im Verkehrsbereich. 
Ehe auch noch die Luft privatisiert 
und das Atmen gebührenpflichtig 
wird, muss über die Umverteilung 
des Reichtums nachgedacht werden. 
Eine Reichensteuer, Vermögensab¬ 
gabe, die Unterbindung von Steuer¬ 
flucht und eine höhere Besteuerung 
des Reichtums wären erste Schritte 
dieser Umverteilung des Reichtums 
von oben nach unten. „Mit einer ein¬ 
maligen, progressiven Abgabe auf 
große Vermögen ab einer Million 
Euro sollte das reichste eine Prozent 
der Bevölkerung substantiell zur Kas¬ 
se gebeten werden. Das würde nicht 
nur einen Ausweg aus der Krise, son¬ 
dern auch Weichenstellungen für 
eine sozialökologische Transformati¬ 
on ermöglichen“, schreibt attac über 
ihre Kampagne „Um-fair-teilen“. Am 
29. Oktober wird dazu ein bundes¬ 
weiter Aktionstag stattfinden, der von 
Gewerkschaften, dem Kinderschutz¬ 
bund, von Wohlfahrtsverbänden und 
vielen anderen unterstützt wird. 
Nachdem die Forderung nach Umver¬ 
teilung des Reichtums von oben nach 
unten sogar den Weg in die sogenann¬ 
ten Qualitätsmedien wie der SZ ge¬ 
funden hat, war es nur eine Frage der 
Zeit, bis Marc Beise im Wirtschaftsteil 
die SZ (6.8.2012) die politische Lin¬ 
ke mit ihrer Forderung nach stärkerer 
Besteuerung der Reichen „auf dem 
Holzweg“ sieht und sich dabei gleich 
mehrfach irrt. Denn eine stärkere Be¬ 
steuerung der Reichen ist nicht nur 
eine Forderung der politischen Lin¬ 
ken, sondern auch der SPD, namhaf¬ 
ter Wirtschaftswissenschaftler und so¬ 
gar einiger der Reichen selbst. „Das 
obere Viertel der Gesellschaft zahlt 
80 Prozent des Steueraufkommens“, 
schreibt Beise. Aber „das obere Vier¬ 
tel der Gesellschaft“ ist eine Nebel¬ 
kerze, weil damit jenes eine Prozent 
der Superreichen, die fast die Hälfte 
des Geldvermögens besitzen, zusam¬ 
mengemischt wird mit Gutverdie¬ 
nenden der so genannten Mittelklas¬ 
se. Mit Durchschnittszahlen lässt sich 
halt vieles belegen, je nachdem wel¬ 
che Zahlen man nimmt. 

Beise schreibt, im ersten Halbjahr 
2012 stieg die Körperschaftssteu¬ 
er, die Kapitalunternehmen zahlen, 
„gar um 56 Prozent“. Da ist kein Er¬ 
barmen mit dieser geplagten Klasse. 
Was Beise verschweigt: Diese Körper¬ 
schaftsteuer ist längst zu einer Baga¬ 
tellsteuer verkommen und beträgt ge¬ 
rade mal noch 2,7 Prozent des Steuer¬ 
aufkommens und ist heute mit gut 15 
Milliarden Euro kaum höher als die 
Tabaksteuer. Tatsache ist: Der Anteil 
der Gewinnsteuern am Gesamtsteu¬ 
eraufkommen in Deutschland wurde 
auf knapp 20 Prozent abgesenkt und 
liegt damit deutlich unter dem EU- 
Durchschnitt. Dagegen sind die so 
genannten Massensteuern (Lohn-, 
Umsatz-, Verbrauchs- und Energie¬ 
steuern) auf 71 Prozent des Steuer¬ 
aufkommens gestiegen. Nein - es geht 
nicht darum, wie Marc Beise unter¬ 
stellt, „jede Menge Steuern zu erhe¬ 
ben“ (wer fordert das?), sondern es 
geht darum, diejenigen höher zu be¬ 
steuern, die die Nutznießer der bis¬ 
herigen Steuerpolitik sind und durch 
die Staatsverschuldung Zinsgewinne 
machen, statt angemessene Steuern 
zu bezahlen. Das ist der Holzweg. 


A m letzten Wochenende trafen 
sich in der Karl-Liebknecht- 
Schule gut 20 Genossinnen und 
Genossen aus sieben Bezirken zur 3. 
Klausurtagung des Arbeitskreises Be¬ 
trieb und Gewerkschaft der DKP. Ne¬ 
ben der Einschätzung wichtiger Tarif¬ 
runden, einer Bilanzierung der Akti¬ 
vitäten zur Arbeitszeitverkürzung und 
der Unterstützung des Bündnisses 
UmFAIRteilen stand das Thema Au¬ 
tomobilindustrie an. An der von Vol¬ 
ker Metzroth, Sekretär für Betriebs¬ 
und Gewerkschaftspolitik, geleiteten 
Tagung, nahm sonntags auch Bettina 
Jürgensen teil. 

In Einschätzung der Tarifrunde der 
Metall- und Elektroindustrie wies Jo¬ 
achim Schubert darauf hin, dass de¬ 
ren Ergebnis mit 
4 Prozent ein Kauf¬ 
kraftplus brachte 
wie seit 20 Jahren 
nicht mehr. Die 
betroffenen IGM- 
Mitglieder seien 
zufrieden, was aber 
nicht bedeute, dass 
an der langjährigen 
Umverteilung zu¬ 
gunsten des Kapi¬ 
tals etwas geändert 
wurde. Das Ergeb¬ 
nis wurde mit we¬ 
nigen Warnstreiks 
erreicht. Bei der 
guten Wirtschafts¬ 
lage sei mehr zu 
holen gewesen. 

Sich mehrende 
Krisenanzeichen 
ließen erwarten, 
dass 2013 ein vergleichbarer Abschluss 
nur mit größerer Kampfanstrengung 
möglich sei. Grundsätzlich positiv be¬ 
wertete das Aistom-Betriebsratsmit¬ 
glied die Regelungen zur Übernahme 
der Auszubildenden und zu Verbesse¬ 
rungen für Leiharbeiter, deren Umset¬ 
zung stark vom Agieren der Betriebs¬ 
räte abhängen werde. 

Das größte Manko bei Bund und 
Kommunen sei das Fehlen der sozia¬ 
len Komponente. Der Abschluss brin¬ 
ge einen Inflationsausgleich. Kritisch 
wurden aber Laufzeit und stufenweise 
Erhöhung gesehen, die tabellenwirk¬ 
same Erhöhung um 6,6 Prozent greife 
erst nach knapp zwei Jahren. So auch 
beim Telekomabschluss, der aber di¬ 
verse Verschlechterungen früherer 
Jahre rückgängig macht, ver.di hatte 
mit dem „Argument“ der leeren Kas¬ 
sen zu kämpfen und damit, dass Orga¬ 
nisationsgrade und Kampfbereitschaft 
in den verschiedenen Branchen und re¬ 
gional sehr unterschiedlich seien. Die 


LBBW-Ergebnis bricht ein 

Die Landesbank Baden-Württemberg 
(LBBW) hat im ersten Halbjahr 2012 
einen Rückgang beim Nachsteuerer¬ 
gebnis hinnehmen müssen. Das Institut 
verdiente unter dem Strich 165 Millio¬ 
nen Euro nach 350 Millionen Euro im 
Vorjahr. Das operative Ergebnis brach 
um mehr als die Hälfte auf 352 Millio¬ 
nen Euro ein. 

Mehr Arbeitslose 

Im August stieg die offizielle Zahl 
der Menschen auf Arbeitsuche in der 
BRD im Vergleich zum Vormonat um 
29 000 auf 2,905 Millionen und damit 
deutlich stärker als in den Vorjahren. 
Die Arbeitslosenquote wurde weiter¬ 
hin bei 6,8 Prozent festgeschrieben. 
Mit einer Quote von 10,3 Prozent war 
die offizielle Arbeitslosigkeit in Ost¬ 
deutschland im August erneut fast 
doppelt so hoch wie in Westdeutsch¬ 
land (6,0 Prozent). In den westdeut¬ 
schen Bundesländern Bayern, Baden- 
Württemberg, Saarland, Rheinland- 
Pfalz und Nordrhein-Westfalen lag sie 
über dem Vorjahr. 

Direkt bei Hartz 

Wer heute arbeitslos wird, erhält im¬ 
mer seltener Leistungen aus der ge¬ 
setzlichen Arbeitslosenversicherung. 


Regelung zur Übernahme der Aus¬ 
zubildenden sei ein Fortschritt. Eine 
komplizierte Tarifrunde steht 2013 
bei den Bundesländern an, die Schul¬ 
denbremsen und Fiskalpakt auf dem 
Rücken der nicht sehr stark organisier¬ 
ten Beschäftigten durchsetzen wollen. 
Da einige Fragen offen blieben, z.B. zu 
sozialen Komponenten, plant der Ar¬ 
beitskreis für 2./3. Februar 2013 eine 
Beratung zur Tarifpolitik. 

Arbeitszeitverkürzung bleibt weiter 
ein Hauptziel. Vieles aus dem PV- 
Beschluss von 2011 wurde umgesetzt 
und wird fortgeführt. In Gewerkschaf¬ 
ten und der Gesellschaft sei das The¬ 
ma noch nicht mehrheitsfähig. Zuneh¬ 
mend biete aber die gesundheitliche 
Belastung der Arbeitenden Ansatz¬ 


punkte für weitere Diskussionen. Eine 
Arbeitsgruppe mit Raja Bernard, Pe¬ 
ter Köster und anderen wird eine Kon¬ 
zeption für ein Bildungsthema „ AZV“ 
erarbeiten. UmFAIRteilen zeige, dass 
einige Gewerkschaften stärker auf ge¬ 
sellschaftspolitische Aktivitäten und 
breite Bündnisse orientierten. Die Mit¬ 
glieder der DKP seien aufgerufen, als 
Gewerkschafter und im Bündnis die 
zentralen Demonstrationen und örtli¬ 
che Aktivitäten mit vorzubereiten und 
auch den Aufruf zu unterzeichnen. Für 
den eigenen Auftritt der Partei kann 
jetzt die UZ-Extra bestellt und dann 
vor Betrieben und in Wohngebieten 
verteilt werden. 

Das Parteivorstandsmitglied Uwe 
Fritsch stellte mit aktuellen Zahlen 
dar, wie das Einbrechen des Absat¬ 
zes in Europa von bis zu 20 Prozent 
bei einzelnen Marken und teils über 
50 Prozent in den südlichen Ländern 
das Problem großer Überkapazitäten 
verschärfe. Mit Zulieferern und allen 


Ein Viertel der Betroffenen landet in¬ 
zwischen direkt in Hartz IV. Der DGB 
will deshalb die Arbeitslosenversiche¬ 
rung ausweiten, damit weniger Men¬ 
schen auf Hartz-IV-Leistungen an¬ 
gewiesen sind. Besonders prekär und 
kurzzeitig Beschäftigte sollen besser 
abgesichert werden. 

Nur noch 30 Prozent der Arbeitslosen 
werden von der Arbeitslosenversiche¬ 
rung (SGB III) betreut. Die anderen 
70 Prozent und damit die große Mehr¬ 
heit sind dem Hartz IV-System (SGB 
II) zugeordnet und beziehen die be¬ 
dürftigkeitsabhängige so genannte 
Grundsicherung für Arbeitsuchende. 
825 000 Arbeitslosen (ohne Arbeits¬ 
lose in Weiterbildung), die Arbeitslo¬ 
sengeld als Versicherungsleistung er¬ 
halten, stehen 2,1 Millionen arbeitslose 
Hartz-IV-Bezieher gegenüber. 

Überschuldet wegen 
Arbeitslosigkeit 

Arbeitslosigkeit ist der Hauptgrund 
für die Verschuldung von Privatleuten 
in Deutschland. Rund 28 Prozent der 
Personen, die 2010 eine Beratungsstel¬ 
le aufsuchten, haben ihre Situation so 
begründet. Fast die Hälfte aller über¬ 
schuldeten Menschen lebt allein. Im 
Durchschnitt hatten sie 34 000 Euro 
Schulden, vorwiegend bei Banken. 


Dienstleistern rund ums Auto hänge 
in der EU fast jeder 4. Arbeitsplatz 
an ihm. Neben ökologischen Grün¬ 
den zeige das die Notwendigkeit der 
Konversion von Teilen der Kraftfahr¬ 
zeugindustrie. Diese könne nur mit den 
Beschäftigten gelingen, wenn sie eine 
Perspektive hätten und nicht Arbeits¬ 
losigkeit und sozialen Abstieg befürch¬ 
ten müssten. Letztendlich reiche Kon¬ 
version alleine nicht aus, auch hier sei 
eine branchenweite massive Arbeits- 
zeitverkürung nötig. Dass diese Ar¬ 
beitsplätze sichere, bewies die Kurzar¬ 
beit, es gelte aber, deren Bezahlung zu 
Lasten der Profite statt der Beitrags¬ 
und Steuerzahler durchzusetzen. Be¬ 
züglich der Euro-Rettung übten die 
deutschen Au¬ 
tomobilkon¬ 
zerne massiv 
Einfluss auf die 
Regierung und 
die EU aus, 
diese Währung 
als wesentli¬ 
chen Garanten 
ihrer Expor¬ 
terfolge zu er¬ 
halten, koste 
es den Steuer¬ 
zahler, was es 
wolle. Daran 
änderten For¬ 
derungen nach 
dem Rauswurf 
Griechenlands 
mit seinem ge¬ 
schrumpften 
Markt nichts. 

Bei Rotwein und Käse wurde es 
abends gemütlich. Die Teilnehmenden 
diskutierten dabei nach einer Einfüh¬ 
rung von Achim Bigus lange über die 
Bewusstseinslage der Arbeiterklasse. 
Während es in Großteilen kaum ein ih¬ 
rer Lage entsprechendes Bewusstsein 
gebe, zeige sich dieses insbesondere 
bei gewerkschaftlich Aktiven. Wissen¬ 
schaftliche Erkenntnisse deckten sich 
hier mit Erfahrungen der Diskutanten. 
In konkreter Gewerkschaftsarbeit er¬ 
worbenes Denken biete Ansätze, anti¬ 
kapitalistische Vorstellungen ins Ge¬ 
spräch zu bringen. 

Impulse für diesen Kernbereich kom¬ 
munistischer Politik in die Partei zu 
geben, zu den arbeitenden Kommissi¬ 
onen etc. in allen Bezirken solche an¬ 
zuregen und deren Beteiligung an der 
zentralen Arbeit zu befördern war und 
ist Ziel der in Leverkusen versammel¬ 
ten Genossinnen und Genossen. 

Volker Metzroth 


Unternehmer jammern... 

Die Stimmung in der deutschen Wirt¬ 
schaft trübt sich weiter ein. Der Ifo- 
Geschäftsklimaindex, der als wichtiger 
Gradmesser für die deutsche Konjunk¬ 
tur gilt, fiel zum vierten Mal in Folge. 
Von Juli bis August ging der Index 
unerwartet stark um 0,9 Punkte auf 
102,3 Punkte zurück, wie das Münch¬ 
ner Ifo-Institut mitteilte. Das ist der 
niedrigste Wert seit März 2010. 
lfo-Präsident Hans-Werner Sinn sagte: 
„Die deutsche Konjunktur schwächt 
sich weiter ab.“ Vor allem ihre Ge- 
schäftsentwicklung schätzen die 7 000 
befragten Unternehmen noch pes¬ 
simistischer ein als im vergangenen 
Monat. 

... Aufsichtsräte jubeln 

Die Vergütungen der DAX-Aufsichts¬ 
räte sind im vergangenen Jahr deut¬ 
lich stärker angestiegen als die Durch¬ 
schnittseinkommen. Die führenden 
börsennotierten Konzerne zahlten 
ihren Bossen 69,7 Millionen Euro, 
7,6 Prozent mehr als im Jahr zuvor. 
Volkswagen leistete sich mit 7,4 Milli¬ 
onen Euro das teuerste Kontrollgre- 
mium. Dessen Vorsitzender Ferdinand 
Piech ist mit 1,1 Millionen Euro der 
bestbezahlte Aufseher. 
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Bundeskabinett beschließt 
mehr Armut für Rentner 


In 20 Jahren wird die Grundsicherung zur Regel 


Monatslohn in 
Euro (brutto) 

Nettorente zzt. in Euro 
(bei 51 % Niveau) 

Nettorente ab 2030 in Euro 
(bei 43 % Niveau) 


35 Jahre 

40 Jahre 

35 Jahre 

40 Jahre 

1900,- 

(Stundenlohn 10,80) 

620,30 

708,92 

523,00 

597,71 

2100,- 

(Stundenlohn 11,93) 

685,60 

783,54 

578,05 

660,63 

2300,- 

(Stundenlohn 13,07) 

750,89 

858,16 

633,20 

723,55 

2500,- 

(Stundenlohn 14,20) 

816,19 

932,78 

688,16 

723,55 

2700,- 

(Stundenlohn 15,34) 

881,48 

1007,41 

743,21 

849,38 

2900,- 

(Stundenlohn 16,48) 

946,77 

1082,03 

798,26 

912,30 


Berechnungsannahmen: aktuelle Rechtslage, Vollzeit, keine Kindererziehungs- und Pflege¬ 
zeiten, keine zusätzliche Vorsorge, keine künftigen Lohn- und Rentensteigerungen, keine 
Anhebungen des Grundsicherungsbedarfs berücksichtigt - Quelle: Bundesarbeitsministeri¬ 
um 

2011 arbeiteten mehr als 760 000 Menschen über 64 Jahren als geringfügig Beschäftigte. 


D ie Ministerin zur Durchset¬ 
zung asozialer Kapitalwün¬ 
sche, Frau Ursula von der 
Leyen, hat’s wieder mal geschafft: 

Das schwarz-gelbe Kabinett will 
ab 1. Januar 2013 den derzeitigen 
Beitragssatz zur gesetzlichen Ren¬ 
tenversicherung von 19,6 Prozent 
auf 19,0 Prozent senken. 

Dieser Beschluss bedeutet rund 
5,4 Milliarden Euro weniger Ein¬ 
nahmen bei den Rentenkassen. 

Der fragwürdige Erfolg: zwi¬ 
schen 7 bis 9 Euro mehr Geld 
im schwindsüchtigen Geldbeutel 
der Durchschnittsverdienerlnnen, 
aber fast 3 Milliarden mehr in den 
Geldsäcken der Unternehmer. 

Es mache keinen Sinn, jetzt Milli¬ 
arden zu horten, die erst in Jahr¬ 
zehnten benötigt würden, so die 
Ministerin, wenn die Rentenkasse 
gewissermaßen überlaufe, „dann 
müssen wir die Beiträge senken“. Dazu 
sei die Regierung gesetzlich verpflich¬ 
tet. Dabei erleben wir doch am laufen¬ 
den Band wie in anderen Fällen Geset¬ 
ze ohne Skrupel zu Ungunsten der ar¬ 
beitenden Menschen geändert werden. 
Außerdem verschweigt die Arbeitsmi¬ 
nisterin, dass die Rentenkassen nicht 
aufgrund der Einnahmen gut gefüllt 
sind, sondern weil in den vergangenen 
Jahren systematisch per Gesetz das 
Rentenniveau auf derzeit 51 Prozent 
abgesenkt und bis 2030 noch weiter auf 
schlappe 43 Prozent des durchschnitt¬ 
lichen Nettolohns gedrückt wird. Seit 
dem Jahr 2000 sind die Renten für 
Neurentnerinnen und Neurentner mit 
langjähriger Versicherungszeit um sie¬ 
ben Prozent von durchschnittlich 1 
021 auf 953 Euro gesunken. 2010 gin¬ 
gen rund 675 000 versicherungspflich¬ 
tig Beschäftigte in Rente. Fast die Hälf¬ 
te von ihnen musste (Straf-) Abschlä¬ 
ge in Kauf nehmen, weil sie nicht bis 
zum 65. Lebensjahr arbeiteten. 2005 
waren es 41,2 Prozent, 2000 „erst“ 
14,5 Prozent. Diese 1992 eingeführten 
Abschläge wirkten sich erstmals 1997 
aus. Zuvor war es bis 1996 unter be¬ 
stimmten Voraussetzungen möglich, 
schon mit 60 Jahren - aber dennoch 
ohne finanzielle Einbußen - in Ren¬ 
te zu gehen. Ab 2030 erhalten selbst 
Beschäftigte, die 2 500 Euro brutto im 
Monat verdienten und 35 Jahre Voll¬ 
zeit gearbeitet haben, nur eine Ren¬ 
te in Höhe des Grundsicherungsbe¬ 
trags von 688 Euro. Wachmänner zum 
Beispiel kommen auch nach 40 Jah¬ 
ren Vollzeitarbeit mit 589 Euro nicht 
einmal an das Niveau der Sozialhilfe 
(660 Euro) heran, Fleischverkäufe¬ 
rinnen mit 683 Euro auch nur knapp. 
Selbst Dachdecker (857 Euro) und 
Metallarbeiter (964 Euro) bekommen 
nicht viel mehr als das Nötigste. Die 
mickrige Entlastung der Arbeiterin¬ 
nen bei den Rentenbeiträgen steht in 
keinem Verhältnis zur künftigen Ab¬ 
senkung des Rentenniveaus. 

Und verschärfend kommt hinzu: der 
„Eckrentner“ wird immer mehr zum 
Auslaufmodell. In sogenannten Nor¬ 
malarbeitsverhältnissen arbeiten nur 
noch 66 Prozent der Beschäftigten. 
Fast die Hälfte der Frauen sind aty¬ 
pisch beschäftigt, und 70 Prozent der 
Beschäftigten im Niedriglohnsek¬ 
tor sind Frauen. Unter den 63- und 
64-Jährigen arbeiten nur 10 Prozent in 
einer sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung. 2011 gingen 48,2 Pro¬ 
zent der Neurentnerinnen frühzeitig 
in den Ruhestand - mit Abschlägen 
von ca. 109 Euro. Frau von der Leyen 
sollte mal Reinigungskräfte, Regalauf- 
füllerinnen und Zeitungsausträger im 
Rentenalter fragen, ob sie ihre Mini¬ 
jobs nur aus Spaß an der Freude ma¬ 


chen oder weil die Rente hinten und 
vorne nicht reicht. Dann müsste selbst 
sie erkennen, dass statt der Senkung 
der Rentenbeiträge viel eher eine Er¬ 
höhung der Renten angesagt gewesen 
wäre, um die Rentner vor Altersar¬ 
mut zu schützen. So aber ist nicht die 
Rente, sondern die Altersarmut sicher. 
Scheinheilig simuliert von der Leyen 
die Erschrockene, die gerade erst er¬ 
fahren hat, dass alle Malocher die we¬ 
niger als 2 500 Euro verdienten, „mit 


dem Tag des Renteneintritts den Gang 
zum Sozialamt antreten“ müssen. Und 
sie weiß: „Es steht nicht mehr und nicht 
weniger als die Legitimität des Renten¬ 
systems für die junge Generation auf 
dem Spiel.“ Selbst nach den eigenen 
Berechnungen des Bundesarbeitsmi¬ 
nisteriums wird’s nicht wirklich besser, 
wenn eine längere Lebensarbeitszeit 
zugrunde gelegt wird. Bei 40 Jahren 
Beitragszahlung muss ein Beschäftig¬ 
ter regelmäßig mindestens 2200 Euro 
im Monat verdienen, um einen Ren¬ 
tenanspruch wenigstens in Höhe der 
Grundsicherung zu erwerben. Von der 
Leyen weiß auch, dass 40 Prozent der 
sozialversicherungspflichtigen Gering¬ 
verdiener (rd.l, 8 Millionen) über kei¬ 
ne private Altersvorsorge verfügen. 
Und werbewirksam für die Privaten- 
rentenversicherer fügt sie dazu: „Vie¬ 
le realisieren nicht, dass auch sie von 
Altersarmut bedroht sind und dass sie 
zwingend eine zusätzliche Altersvor¬ 
sorge brauchen, um der Armutsfalle im 
Rentenalter zu entkommen“, erklärte 


die Fallenstellerin von der Leyen. Wie 
aber Geringverdiener die zusätzliche 
Altersvorsorge finanzieren sollen ist 
ihr schnurz. Die beschlossene Senkung 
der Rentenbeiträge ist eine Mogelpa¬ 
ckung, weil zwar die Beiträge in die 
Rentenversicherung gesenkt werden, 
aber z.B. Rentner die eine Erwerbs¬ 
minderungsrente erhalten, weiterhin 
eine Rente bekommen, deren Höhe 
heute schon nicht selten unterhalb der 
Armutsgrenze liegt, und künftig zu¬ 


sätzlich Hunderttausende in Alterar¬ 
mut gestürzt werden. Selbst bei einem 
Bruttoeinkommen von 3 000 Euro 
liegt die Ersparnis erst bei 9 Euro im 
Monat - keine spürbare Entlastung 
für die abhängig Beschäftigten, nicht 
mehr als ein Linsengericht also. Daher 
fordert z.B. „Ander das“, ein Bündnis, 
dem die DGB-Jugend, die Jusos, die 
Naturfreundejugend, die Grüne Ju¬ 
gend, die BUND-Jugend, der Bund der 
Alevitischen Jugendlichen in Deutsch¬ 
land, die Falken und das Jugendwerk 
der AWO angehören, anstatt der be¬ 
schlossenen Senkung des Rentenbei¬ 
tragssatzes eine Festschreibung des 
Rentenniveaus auf 50 Prozent sowie 
die Wiederherstellung des Renten¬ 
eintrittsalters auf 65. „Die Pläne der 
Bundesregierung, die Rentenbeiträ¬ 
ge zu senken und damit die Renten¬ 
kasse zusätzlich zu belasten, sind ein 
Affront gegenüber der heutigen jun¬ 
gen Generation“, erklärte DGB-Bun- 
desjugendsekretär Rene Rudolf dazu 
treffend. Die Bundesregierung igno¬ 


riere eine langfristige Sicherung 
des Rentensystems und forciere 
vermeidbare Rentenkürzungen 
in der Zukunft. 

Untermauert wird die Forderung 
des Bündnisses durch eine aktu¬ 
elle, repräsentative Forsa-Umfra- 
ge, wonach 86 Prozent der jun¬ 
gen Generation bis 29 Jahre eine 
Beitragssenkung ablehnen. Das 
Bündnis fordert, Altersarmut 
dauerhaft zu verhindern. Dafür 
bräuchten junge Beruf seinsteiger 
mehr Planungssicherheit und eine 
existenzsichernde sozialversiche¬ 
rungspflichtige Beschäftigung. 
„Davon sind wir derzeit weit ent¬ 
fernt. Heute ist etwa ein Fünftel 
der unter 35-Jährigen befristet 
beschäftigt, jeder Zehnte arbeitet 
in der Leiharbeit oder hat einen oder 
mehrere Minijobs“, so noch mal Rene 
Rudolf. Besonders Frauen werden zu 
dem Heer der Armutsrentner gehören: 
jede Zehnte hat heute einen Minijob, 
bei den Männern sind es 4 Prozent. Für 
eine monatliche Rente von 517 Euro 
müsste eine Minijobberin mit einem 
Verdienst von 400 Euro 165 Jahre und 
10 Monate arbeiten. Das Bündnis for¬ 
dert eine Regulierung der Leiharbeit, 


die Abschaffung derzeit bestehender 
Euro. Minijobs und einen gesetzlichen 
Mindestlohn der vom DGB geforder¬ 
ten mindestens 8,50 Euro („Ander 
das“ auf 10,- Euro, A.d.V.). Recht ha¬ 
ben sie. Es ist doch ein Skandal, dass 
die staatliche Grundsicherung - ge¬ 
dacht für Notfälle - 2030 für ein Drittel 
der Rentner vorsätzlich zur Regel wird. 
Statt der vom Kabinett beschlossenen 
Rentensenkung fordert der DGB den 
Rentenbeitragssatz schrittweise von 
derzeit 19,6 auf 22 Prozent aufzusto¬ 
cken, um das Rentensystem damit zu¬ 
kunftsfest zu machen. Das wäre gut für 
alle, die den gesellschaftlichen Reich¬ 
tum schaffen und dabei nicht selten 
ihre ganze Kraft und Gesundheit auf¬ 
brauchen müssen. Die Jungen haben 
recht, wenn sie sich nicht gegen die Al¬ 
ten aufhetzen lassen. Alt und Jung ge¬ 
meinsam gegen den beschlossen weite¬ 
ren Rentenklau - nur das hat Zukunft. 

Manfred Dietenberger 


Ausschließlich gerinfügig Beschäftigte im Rentenalter 

■ 65 *75 Jahre □ 75 Jahre und aller 
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Quelle: Antworten des BMAS vom 22.9.2011 und 22.8.2012 auf die Fragen von Matthias Birkwald, MdB, Partei „Die Linke“, 
eigene Berechnungen 


DGB warnt vor 
Niedrigrenten in 
Frankfurt 

Vor einer Durchschnittsrente im Regie¬ 
rungsbezirk Darmstadt von nur noch 
670 Euro warnt Horst Koch-Panzner, 
Sekretär der DGB-Region Frankfurt- 
Rhein-Main. Die Pläne der Bundesre¬ 
gierung zur weiteren Senkung des Ren¬ 
tenniveaus müssten dringend verhindert 
werden. 

Aktuelle Berechnungen des DGB ha¬ 
ben ergeben, dass eine Minderung des 
Rentenniveaus um fast 20 Prozent bis 
2030 die Folge wäre, sollten die Renten- 
Pläne der Bundesregierung umgesetzt 
werden. 

„Um die gesetzliche Rente wieder 
armutsfest zu machen, müssen wir 
schnellstens umsteuern und auf weite¬ 
re Rentenkürzungen verzichten. Wir 
müssen die Pläne der Bundesregie¬ 
rung zur Senkung des Rentenbeitrags 
zum Januar 2013 verhindern, weil wir 
das mit weiteren Rentenkürzungen be¬ 
zahlen. Im Jahr 2011 lagen die Renten 
im Regierungsbezirk Darmstadt nach 
Zahlen der Deutschen Rentenversi¬ 
cherung im Durchschnitt bei lediglich 
773 Euro. Hätten wir heute schon das 
geplante Rentenniveau im Jahr 2030, 
läge die durchschnittliche Rente hier 
bei nur noch rund 670 Euro“, erklär¬ 
te Koch-Panzner am Donnerstag in 
Frankfurt. 

„Die Rentenpolitik der schwarz-gel¬ 
ben Bundesregierung ist auf einem 
völlig falschen Weg. Trotz der bereits 
jetzt angespannten finanziellen Situa¬ 
tion vieler Rentnerinnen und Rentner 
hält die Koalition im Bund an der Kür¬ 
zung des Rentenniveaus fest. 

Schon heute gibt es in Frankfurt etwa 
14.000 Menschen, die auf die Grund¬ 
sicherung im Alter und bei Erwerbs¬ 
minderung angewiesen sind - 27 Pro¬ 
zent mehr als 2006. Die Umsetzung der 
Rente mit 67 wird die Situation vieler 
künftiger Rentnerinnen und Rentner 
noch verschärfen. Heute sind laut An¬ 
gaben des Statistischen Bundesamtes 
nur rund 24 Prozent der 60- bis 64-Jäh¬ 
rigen in Frankfurt sozialversicherungs¬ 
pflichtig beschäftigt. Nach Daten, die 
dem DGB vorliegen, muss etwa jeder 
siebte Beschäftigte im Regierungsbe¬ 
zirk Darmstadt aus gesundheitlichen 
Gründen frühzeitig aus dem Arbeitsle¬ 
ben ausscheiden, unter Hinnahme ho¬ 
her Abschläge. Die durchschnittliche 
Erwerbsminderungsrente liegt bei nur 
noch 608 Euro. 

Wir müssen die finanzielle Situation 
der heutigen und zukünftigen Rentne¬ 
rinnen und Rentner wieder verbessern. 
Wir brauchen dafür eine nachhaltige 
Entwicklung der Rentenbeitragssät¬ 
ze: Der Beitragssatz darf im Jahr 2013 
nicht, wie zurzeit vorgesehen, gesenkt 
werden. Stattdessen schlagen wir vor, 
ab 2014 den Beitragssatz schrittweise 
um je 0,1 Beitragssatzpunkte für Ar¬ 
beitnehmer und Arbeitgeber anzuhe¬ 
ben, bis er im Jahr 2025 fast 22 Pro¬ 
zent erreicht. Dem moderat steigen¬ 
den Beitrag stünden aber deutliche 
Leistungsverbesserungen gegenüber, 
außerdem könnten wir Rücklagen für 
die Zukunft aufbauen. Mit unserem 
Rentenmodell überschreiten wir den 
vom Gesetzgeber gewollten Beitrag 
von 22 Prozent im Jahr 2030 nicht und 
können weitere Rentenkürzungen ver¬ 
hindern und die Erwerbsminderungs¬ 
rente spürbar verbessern. Sogar die Er¬ 
höhung des gesetzlichen Rentenalters 
könnte nach unserem Finanzierungs¬ 
konzept ausgesetzt werden. 

Ein Durchschnittsverdiener muss für 
diese Verbesserungen jährlich lediglich 
2,60 Euro mehr im Monat aufbringen. 
Angesichts einer immer älter werden¬ 
den Gesellschaft wäre es geradezu ab¬ 
surd, die Rücklagen der Rentenversi¬ 
cherung aufzulösen. Die Landesregie¬ 
rung muss deshalb die angekündigte 
Bundesratsinitiative des unionsgeführ¬ 
ten Saarlands unterstützen, die die Bei¬ 
tragssenkung verhindern soll.“ 

Deutscher Gewerkschaftsbund/ 
Region Frankfurt-Rhein-Main 
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Gefährlicher 
Braunkohletagebau in 
Brandenburg 



Die Stromkonzerne arbeiten nach Informationen aus gut unterrichteten Kreisen an neuartigen „Steckdosen“. 

„Energiewende“ auf Kapitalisten-Art 

Verbraucher sollen die Risiken für Strom aus Windparks in Nord- und Ostsee tragen 


Der geplante Braunkohletagebau Wel- 
zow-Süd II des Energiekonzerns Vat- 
tenfall in Brandenburg ist gefährlicher 
als bisher angenommen. Mehrere hun¬ 
dert Menschen sind laut einer Green- 
peace-Studie akut gefährdet. Die Tra¬ 
gödie von Nachterstedt könnte sich 
wiederholen: Ein ganzes Dorf droht 
abzurutschen. Darauf machte die Um¬ 
weltorganisation letzte Woche bei einer 
Protestaktion vor der Gemeinsamen 
Landesplanung Berlin-Brandenburg 
aufmerksam. 

Vor zwei Jahren rutschte in Nach¬ 
terstedt (Sachsen-Anhalt) auf 500 
Metern Länge das Ufer in den Con- 
cordia See und riss drei Menschen in 
den Tod. Durch diesen Fall wurde die 
Öffentlichkeit auf die Gefahr plötzli¬ 
cher Erdrutschungen als Bergbaufolge 
aufmerksam. Dass das geplante neue 
Teilfeld II des Tagebaus Welzow-Süd 
ebenfalls eine solche Katastrophe aus- 
lösen könnte, begründet die Umweltor¬ 
ganisation mit einem von ihr in Auftrag 
gegebenen Kurzgutachten. 

Darin äußert der Geologe Ralf E. 
Krupp Zweifel, dass die Tagebauwand 
in Höhe der Ortschaft Lieske die not¬ 
wendige Standfestigkeit habe. Bei Ge¬ 
nehmigung der neuen Grube läge der 
Ort über Jahre auf einer schmalen 
Landbrücke zwischen dem Tagebau 
und dem Sedlitzer See, die teilweise nur 
500 Meter breit ist. Die unterirdische 
Dichtwand soll das Grundwasser aus 
der Seenkette vom Tagebau fernhal¬ 
ten. Doch geologische Besonderheiten 
und der zu erwartende hohe Wasser¬ 
druck lassen Krupp an der Standfestig¬ 
keit der Dichtwand zweifeln. Der Was- 


Fast siebzig Jahre nach ihrem Abwurf 
wurde bei Bauarbeiten auf dem Gelän¬ 
de der gegen heftige Widerstände für‘s 
Luxuswohnen abgerissenen „Schwa- 
binger Sieben“ eine 250-Kilo-Bombe 
aus dem Zweiten Weltkrieg gefunden. 
Zunächst 800, später 3 000 Anwohner 
mussten evakuiert werden und durf¬ 
ten nicht mehr in ihre Wohnungen, 
denn das Monstrum ließ sich nicht ent¬ 
schärfen. Spezialisten aus Brandenburg 
mussten ran, und hätten beinahe durch 
kurzes Anheben eine Explosion ausge¬ 
löst, die sie nicht überlebt hätten. Denn 
der Blindgänger hatte einen perfiden 
chemischen Zeitverzögerungsmecha¬ 
nismus eingebaut. Der sollte dafür sor¬ 
gen, dass nach dem Inferno des Luft¬ 
angriffs die Bergungsmaßnahmen und 
Aufräumarbeiten behindert würden, 
indem der Sprengstoff bis zu 144 Stun¬ 
den später gezündet würde. Er hat wie 
bei noch unabsehbar vielen weiteren 
vermuteten, bisher nicht explodierten, 
aber immer noch scharfen Bomben 
nicht funktioniert. Die meisten Relik¬ 
te des Bombenkrieges lassen sich, wenn 
sie nach Jahrzehnten entdeckt werden, 
durch Ausbau des Zünders entschärfen. 
Dieses nicht. Es musste kontrolliert zur 
Detonation gebracht werden. 

Um 21:54 Uhr am 28. August 2012 war 
es soweit. Die U-Bahn-Verbindungen 
seit Stunden streckenabschnittswei¬ 
se eingestellt, der Verkehr weiträumig 
umgeleitet, die angrenzenden Stra¬ 
ßenzüge hermetisch abgeriegelt lag 
das Areal nahe der Münchner Freiheit 
wie ausgestorben. Ein dumpfer Knall, 
ein greller Feuerball, eine gelbliche 
Rauchwolke. Das Metall samt Sand- 
und Stroh-Ummantelung schoss bren¬ 
nend in die umliegenden Häuser und 
beschädigte Mauern, zerstörte Fenster¬ 
scheiben, setzte Dächer in Brand. Ein 
Szenario, wie es tausenfach potenziert 
in den letzten Kriegsjahren die Städ¬ 
te in Schutt und Asche gelegt hat als 
Antwort auf Goebbels 4 Ausrufung des 
„Totalen Krieges“, nachdem die Nazis 
mit Rotterdam, Coventry und dutzen- 


serspiegel des Sedlitzer Sees liegt 60 
Meter über dem Tagebau und erzeugt 
allein durch den Höhenunterschied 
einen enormen Wasserdruck, der auf 
der Wand lastet. Außerdem besteht 
die Gefahr, dass die Dichtwand unter¬ 
spült wird. Im schlimmsten Fall könne 
die Landbrücke mit dem Dorf weg¬ 
geschwemmt werden, so Krupp. Weil 
der Tagebau dann mit dem Wasser aus 
dem Sedlitzer See geflutet würde, wä¬ 
ren auch die Bergleute gefährdet. 

Der Chef des Brandenburger Landes¬ 
bergamtes, Klaus Freytag, weist die Er¬ 
gebnisse der Studie indes als unbegrün¬ 
det zurück. Bereits bei den bisherigen 
Genehmigungen in Zusammenhang 
mit dem Dichtwandbau seien Fragen 
der Standsicherheit immer mit erörtert 
worden. Auch für den Bereich Lieske, 
der 2016 geprüft werde, müsse eine ex¬ 
akt berechnete Standfestigkeit nachge¬ 
wiesen werden. Nachterstedt und Lies¬ 
ke ließen sich auch nicht miteinander 
vergleichen. Allerdings galt auch die 
B97, die streckenweise über ehemaliges 
Kippengelände führt, vor Jahren als si¬ 
cher. Heute darf sie teilweise nur mit 30 
km/h befahren werden, weil das Einsa¬ 
cken der Straße droht und der Boden 
ins Rutschen kommen kann. 

Am 11. September sollen die Einwän¬ 
de zum geplanten Teilfeld II des Tage¬ 
baus Welzow-Süd in Cottbus erörtert 
werden. Bisher wurden rund 4 800 
Einwände von Bürgern und Organi¬ 
sationen vorgebracht. Die Planungs¬ 
behörde muss dann erklären, wie sie 
diese geprüft und berücksichtigt hat. 

Bernd Müller 


den weiteren Städten außerhalb der 
Reichsgrenzen damit begonnen hat¬ 
ten, dicht besiedelte Gebiete dem Erd¬ 
boden gleichzumachen und regelrecht 
„auszuradieren“, nur ohne langfristige 
Vorwarnung und Evakuierung, ohne 
Zeit zu Eindämmungsmaßnahmen, 
ohne den Aufmarsch eines gut gerüs¬ 
teten Katastrophenschutzheeres, das 
sich nur um diesen einen Fall zu küm¬ 
mern hatte. Im Nachhinein ist es nur 
noch schwer vorzustellen. Aber dieses 
Exempel quasi unter Laborbedingun¬ 
gen sollte eine Ahnung davon vermit¬ 
teln, was Krieg bedeutet. 

Er ist waffentechnisch immer noch 
nicht zu Ende, und schon führen deut¬ 
sche Regierungen wieder neue Kriege, 
anderswo, mit „verfeinerter“, weiter¬ 
entwickelter, noch durchschlagende¬ 
rer Waffentechnik, aber ebenso heim¬ 
tückisch und mörderisch. Eine Drohne, 
die ein Dorf auslöscht, löst nicht einmal 
einen Luftalarm aus. Der Krieg ist uns 
näher, als wir denken. Erst vor kurzem 
hat die Bundesrepublik Deutschland 
die letzte Rate aus den Reparations¬ 
forderungen des Versailler Vertrags an 
Frankreich überwiesen - für den ers¬ 
ten Weltbrand, den Deutschland ausge¬ 
löst hatte. Vom zweiten sind kaum die 
Baulücken geschlossen. Einen dritten 
würden die meisten von uns nicht über¬ 
leben. Der Antikriegstag am 1. Sep¬ 
tember sollte uns mahnen: Schluss mit 
der Zerstörung unserer Zukunft und 
der von anderen Völkern! Die Waffen 
nieder! Rüstungsstopp! Exportverbot 
für Kriegswaffen! Umfassende Abrüs¬ 
tung! Auflösung der Bundeswehr! Da¬ 
mit niemand mehr in den Luftschutz¬ 
keller oder in nahe gelegene Schulen 
flüchten muss, weder im Krieg noch in 
„Friedenszeiten“. Die Probleme und 
Konflikte der Welt lassen sich nicht mit 
Militär lösen, sie werden dadurch oft 
erst geschaffen, zumindest verschärft 
und unkontrollierbar eskaliert, in je¬ 
dem Fall nachhaltig vererbt - auf Ge¬ 
nerationen. wob 


D ie „Energiewende“ wird zuneh¬ 
mend zu einem großen innen¬ 
politischen Zankapfel, bei dem 
es längst nicht mehr nur um die Fra¬ 
ge nach der umweltverträglichsten Art 
der Energieversorgung geht. Nach An¬ 
gaben des Europa-Chefs des schwedi¬ 
schen Energiekonzerns Vattenfall, Tu- 
omo Hatakka, wird sie „länger dauern 
als vorgesehen“ und könnte Strom „fast 
um ein Drittel“ verteuern. Dies erklärte 
er in einem ausführlichen Interview für 
die Süddeutsche Zeitung am 27.08., das 
auch in vielen anderen Massenmedien 
für Aufsehen sorgte. 

Laut Hatakka seien allein in den nächs¬ 
ten zehn Jahren für die Energiewende 
Investitionen von 150 Milliarden Euro 
(!!!, HPB) nötig. „Ein Großteil dieser 
Kosten wird qua Gesetz auf die Strom¬ 
rechnung umgelegt werden. Ich gehe 
davon aus, dass die Rechnung für Pri¬ 
vatkunden bis 2020 um bis zu 30 Pro¬ 
zent steigen könnte.“ Auf den Hinweis 
des „SZ“-Journalisten, dass Deutsch¬ 
land doch „schon jetzt die zweithöchs¬ 
ten Stromkosten in ganz Europa“ habe, 
erklärte der Vattenfall -Manager nur 
lakonisch: „Ich verstehe sehr gut, dass 
sich Wirtschaft und Verbraucher Sor¬ 
gen machen.“ 

Dann schob er den „Schwarzen Peter“ 
weiter: Der „Politik“ sei „schon lange 
klar, dass die Wende ein Balanceakt 
zwischen Bezahlbarkeit und Versor¬ 
gungssicherheit“ sei. Und weiter: „Die 
Energiewende ist ein Marathonlauf 
und wir sind noch ganz am Anfang. 
Ich glaube, es ist noch nicht zu spät, 
den Bürgern zu sagen, was auf sie zu¬ 
kommt- und auch für Opfer zu werben. 
Wir müssen jetzt damit anfangen - Po¬ 
litik und Unternehmen. Nur gemein¬ 
sam bekommen wir es hin.“ 

BRD mit den zweithöchsten 
Strompreisen in Europa 

Einen Tag später teilte der Energie¬ 
versorger Flexstrom mit, dass laut ei¬ 
ner Erhebung der EU-Statistikbehörde 
Eurostat die französischen Stromkun¬ 
den nur 60 Prozent von dem zahlen, 
was deutsche Privathaushalte zahl¬ 
ten. Dadurch entstünden Mehrbelas¬ 
tungen pro Familie bis zu 440 Euro 
im Jahr. Während eine Familie im ös¬ 
terreichischen Salzburg bei einem Jah¬ 
resverbrauch von 4 000 KWh 671,88 
Euro zahlt, muss eine Familie im be¬ 
nachbarten Berchtesgaden pro Jahr 295 
Euro mehr zahlen. Noch krasser ist der 
Unterschied im deutsch-holländischen 
Vergleich. Dort liegen die Kosten für 
eine in Aachen lebende Familie bei 
gleichem Jahresverbrauch bei 2091,18 
Euro in der Grundversorgung, während 
es im benachbarten Maastricht rund 
400 Euro weniger sind. 

Doch das alles ficht die Energiemana¬ 
ger und ihre Sachwalter in der Politik 
nicht sonderlich an. Knüppelhart wird 
unter dem Stichwort „Energiewen¬ 


de“ ein Riesensubventionsgeschäft für 
die Energiekonzerne auf den Weg ge¬ 
bracht, das durch die einseitige Ausrich¬ 
tung auf die „Off-Shore-Windparks“ 
und gleichzeitige Benachteiligung der 
„On-Shore“ Anlagen sowie der Strom¬ 
erzeugung aus dezentralisierter So¬ 
larenergie die Monopolstrukturen im 
deutschen und europäischen Energie¬ 
versorgungssystem zementieren soll. 

Doch damit nicht genug. Gleichzeitig 
wird bekannt, dass die privaten Haus¬ 
halte im Schnitt zwei Cent pro Kilo¬ 
wattstunde zu viel an die Stromversor¬ 
ger zahlen, weil diese die Rückgänge 
ihrer Einkaufspreise seit 2007 nicht an 
die Privatkunden weitergeben. Nach 
Berechnung der Bundesnetzagentur 
hätten im Jahre 2011 die Energiekon¬ 
zerne zehn bis 18 Prozent niedrigere 
Einkaufspreise haben müssen als in 
2009. Stattdessen stiegen in diesem 
Zeitraum aber die Nettopreise um etwa 
4 Prozent. 

Sogar die Energieexpertin des unter¬ 
nehmerfreundlichen Deutschen Insti¬ 
tuts für Wirtschaftsforschung (DIW) 
Kemfert räumte ein: „Der Börsenpreis 
für Strom ist gesunken, dies wird oft¬ 
mals nur an Großkunden weitergege¬ 
ben, nicht an Privatkunden.“ Das liege 
daran, dass „der Wettbewerb nicht rich¬ 
tig funktioniere“; die Kunden wechsel¬ 
ten nicht oft genug, und die Preise wür¬ 
den mit der Begründung der Erneuer¬ 
baren Energien in die Höhe geschraubt. 
Auf der Stromrechnung tauchten au¬ 
ßerdem nur Steuern, Abgaben und die 
Ökoenergie-Umlage gesondert auf, die 
Marge des Stromkonzerns könne man 
daraus nicht entnehmen. „Daher gibt 
es ausreichend Möglichkeiten, die Prei¬ 
se weiter anzuheben“, sagte die DIW- 
Expertin. 

Die für den Privatverbraucher un¬ 
durchsichtige Preisgestaltung und die 
regelrechte „Nebelkerzen-Politik“ die 
sich mit dem Stichwort „Energiewen¬ 
de“ verbindet, wird noch getoppt durch 
eine Meldung der Deutschen Energie¬ 
agentur (Dena), wonach eine neue Stu¬ 
die gezeigt habe, dass es in der BRD 
ab 2020 „zunehmend zu Situationen 
kommen (werde), in denen die Strom¬ 
erzeugung die Nachfrage übersteigt“; 
bis 2050 würden 15 Prozent des hier¬ 
zulande produzierten Ökostroms gar 
nicht genutzt werden können. Die alte 
Angstparole „Die Lichter gehen aus“, 
mit der der Ausstieg aus der Kernener¬ 
gie verteufelt wurde, entpuppt sich als 
sprichwörtliche Latrinenparole. 

Dennoch - und nun wird die ganze 
Absurdität noch getoppt - würde die 
BRD zu der Zeit trotz der Überschüsse 
vom „Nettoexporteur“ zum „Nettoim¬ 
porteur“ werden und der Strom werde 
„deutlich mehr kosten als heute.“ Als 
Grund werden die jetzt mit aller Macht 
von der Regierungskoalition favorisier¬ 
te „Off Shore“- Politik mit den hohen 


Kosten für den Netzausbau und -be¬ 
trieb, die Anbindung von Meereswind¬ 
parks und der Bau von Stromspeichern 
genannt. Es ist wie im Tollhaus. Aber es 
ist alles ganz im Sinne der Großkonzer¬ 
ne so gewollt. 

Stromkunden tragen die 
Risiken der Windparks 

Dementsprechend fiel auch der jüngste 
Beschluss der Bundesregierung zur Än¬ 
derung des Energiewirtschaftsgesetzes 
aus. Das Kabinett beschloss einen von 
Umweltminister Altmaier (CDU) und 
Wirtschaftsminister Rösler (FDP) ein- 
gebrachten Entwurf, nach dem die Ver¬ 
braucher sich künftig an den Zusatz¬ 
kosten beim Anschluss von Windparks 
in Nord- und Ostsee beteiligen. Die von 
fast allen Beobachtern und Experten 
erwarteten Probleme und daraus fol¬ 
genden künftigen Schadensersatzan¬ 
sprüche an die Windparkbauer sollen 
sie über den Strompreis in Höhe von 
0,25 Cent je Kilowattstunde mittragen. 

Für einen Durchschnittshaushalt sollen 
daraus angeblich „nicht mehr als neun 
Euro pro Jahr“ an zusätzlichen Kosten 
entstehen. Dass dies nur ein Bruchteil 
dessen ist, was die Privatkunden oh¬ 
nehin schon draufzahlen wird dabei 
geflissentlich verschwiegen. Gewerb¬ 
liche Verbraucher werden wie üblich 
geschont: sie sollen nur bis zu einem 
Jahresverbrauch von einer Million Ki¬ 
lowattstunden die gleiche Haftungs¬ 
umlage zahlen, darüberhinaus sind nur 
0,05 Cent je Kilowattstunde zu zahlen. 

Die Übertragungsnetzbetreiber wer¬ 
den nur zu einem sehr geringen Maße 
in Mithaftung genommen: sie müssen 
sich bei „Fahrlässigkeit“ mit bis zu 100 
Millionen Euro jährlich an Schadener¬ 
satzzahlungen beteiligen. Bei einer zu 
erwartenden Gesamtsumme von 120 
Mrd. Euro Investitionsvolumen sind 
das „Peanuts“. Greenpeace bezeichnete 
es als „aberwitzig“ dass die Bundesre¬ 
gierung „eine weitere industriefreund¬ 
liche Regelung zulasten der Bürger“ 
verabschiedete. (Bonner Generalan¬ 
zeiger vom 30. 08.) 

Wie die UZ (Ausgabe vom 24. 08.) be¬ 
richtete, sollen bis 2020 nach bisheriger 
Planung Windanlagen mit einer Leis¬ 
tung von bis zu 10 Gigawatt im Meer 
installiert werden. Allein dem nieder¬ 
ländischen staatlichen Netzbetreiber 
Tennet, einem der vier größten Netzbe¬ 
treiber in der BRD, fehlen jedoch bis zu 
15 Milliarden Euro für den Bau der An¬ 
schlussnetze. Nach direkten Verhand¬ 
lungen von Wirtschaftsminister Rösler 
wurde vor wenigen Tagen den großen 
deutschen Versicherungsunternehmen 
wie Allianz und Munich Re seitens der 
niederländischen Regierung erlaubt, 
sich an dem Mega-Geschäft zu beteili¬ 
gen. Extrem günstige Rendite-Garan¬ 
tien durch die Bundesnetzagentur von 
über 9 Prozent werden ihnen dabei ga¬ 
rantiert. Hans-Peter Brenner 
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Ganz schön Angst vor „linkem Flirt" 

Giftige Reaktionen auf eine sachliche Diskussionsgrundlage 


I m Medienwald herrschte in der letz¬ 
ten Woche Aufregung. „Die Linke 
wirbt um Annäherung der SPD“ 
und über einen „Linken Flirt mit der 
Macht“ erregte sich „WeltOnline“Über 
„Rot-rot-grüne-Gedankenspiele“ und 
über einen „moderaten Kurs“ der Füh¬ 
rung der Partei „Die Linke“ machte 
sich die „Süddeutsche Zeitung“ ihre 
Gedanken. „Linke bietet sich Rot- 
Grün als Regierungspartner an“ ver¬ 
meldete die „Westdeutsche Allgemei¬ 
ne Zeitung“ Und „Die Zeit“ wusste 
gar über die „vorsichtigen Avancen 
der Linkspartei für ein Dreierbünd¬ 
nis nach der kommenden Bundestags¬ 
wahl“ zu berichten und darüber, dass 
SPD und Grüne deren „Annäherung“ 
umgehend zurückgewiesen haben. Von 
einem „Strategiepapier“ der Linkspar¬ 
tei war die Rede - über eine neue Stra¬ 
tegie der Linkspartei sollte da Bange 
gemacht werden. 

Was war passiert? Was brachte den 
Geschäftsführer der SPD-Bundestags- 
fraktion, Oppermann, derart in Wal¬ 
lung, dass er seine Standardworte wie¬ 
derholte: „Diese Partei ist nicht regie¬ 
rungsfähig. Für die SPD kommt sie als 
Koalitionspartner nicht in Betracht.“ 
Immer wieder erregt er sich über eine 
in sich „zutiefst zerstrittene Partei, die 
zwischen ostdeutschem Pragmatismus 
und linksradikaler Ideologie hin- und 
hergerissen ist“. Warum sprach der 
selbst ernannte SPD-Linke Rossmann 
sogar von einem „vergifteten Ange¬ 
bot“? Und auch die grüne Bundesge¬ 
schäftsführerin Lemke war gleich zur 
Stelle, um zu versichern, dass ihre Par¬ 
tei definitiv keine rot-rot-grüne Regie¬ 
rung im Schilde führe. „Das ist nichts, 
was ich erstrebenswert finde.“ 
Aufklärung tut not. Die Vor¬ 
sitzenden der Partei „Die Lin¬ 
ke“, Katja Kipping und Bernd 
Riexinger, hatten in Auswer¬ 
tung der „Zuhöroffensive des 
120-Tage-Programms“ das sie 
nach ihrer Wahl initiiert hatten, 
ein innerparteiliches „Diskus¬ 
sionspapier zur Wahlkampf¬ 
planung“ erarbeitet und ver¬ 
schickt. Und, wie üblich bei in¬ 
nerparteilichen Papieren, ist es 
prompt auch an die Öffentlich¬ 
keit gelangt. Aus dem acht-sei¬ 
tigen Diskussionspapier fan¬ 
den besonders jene 14 Zeilen 
(siehe Kasten) und der Halb¬ 
satz „wir sind bei einer Links¬ 
regierung dabei“ Beachtung 
durch die Medien und durch 
einige Politiker, die sich mit 
der sogenannten „K-Frage“ - 
der Koalitionsfrage - befass¬ 
ten. In dem Diskussionspapier 
wurde erneut die Bereitschaft 
zur Kooperation mit der SPD 
und den Grünen unter be¬ 
stimmten Bedingungen bei ei¬ 
nem eventuellen Wahlausgang 
erklärt. Es wurde der bekann¬ 
te Standpunkt der Linkspartei 
bekräftigt, dass mit der Bun¬ 
destagswahl 2013 ein Politik¬ 
wechsel herbeigeführt werden 


solle. Diese hinlänglich bekannten Aus¬ 
sagen führten zur hellen Aufregung in 
der gesamten Republik. Ganz sachlich 
hatte im übrigen Bernd Riexinger in ei¬ 
nem Interview mit NDR-Info erläutert 
„Die SPD muss entscheiden, ob sie in 
eine große Koalition mit der CDU re¬ 
gieren will, oder ob sie wirklich sozia¬ 
le Politik machen will, ihre Ansprüche 
geltend machen will auf Bankenregu¬ 
lierung, auf Besteuerung der Reichen“. 
Das werde die SPD wohl nur mit der 
Linkspartei machen können. Riexin¬ 
ger verwies zugleich auf die aktuellen 
Umfragewerte, denn Rot-Grün allein 
sei „weiter weg von der Mehrheit als 
die Erde vom Mond“. 

In ihrem Diskussionspapier befassen 
sich Katja Kipping und Bernd Riexin¬ 
ger hauptsächlich und im Detail mit 
Fragen und Themen, die in der Links¬ 
partei im Herbst geklärt werden und 
zu einem Forderungsprogramm führen 
sollen. Da geht es um mögliche Heran¬ 
gehensweisen an den Wahlkampf, um 
die Vermittlung der Ziele. Es geht auch 
um eine Diskussion über die Tonlage 
und um die emotionale Ebene, in der 
die Wählerinnen und Wähler angespro¬ 
chen werden sollen. Die Mobilisierung 
der Mitglieder für einen „Mit-Mach- 
Wahlkampf“ besonders für die heiße 
Wahlkampfphase, sei entscheidend. Da 
müsse sich die Partei auf einen gemein¬ 
samen Kern von Antworten auf die 
Frage „Warum DIE LINKE wählen“ 
verständigen. Aus Sicht von Kipping 
und Riexinger gebe es sieben Kernbot¬ 
schaften, die sie so beschreiben: 

1. DIE LINKE steht für eine neue so¬ 
ziale Idee. 

2. DIE LINKE schützt vor dem Abbau 
sozialer Rechte. 


3. DIE LINKE steht für die couragierte 
Begrenzung von Reichtum. 

4. DIE LINKE steht für die Bändi¬ 
gung der Spekulationsgeschäfte und 
für Konzernferne. 

5. DIE LINKE ist eine Partei des Öf¬ 
fentlichen. 

6. DIE LINKE will den ökologischen 
Umbau. 

7. DIE LINKE hat als einzige Partei 
immer konsequent NEIN zum Krieg 
gesagt. 

Diese Kernbotschaften sollen in ver¬ 
ständlicher Sprache und mit guten Ar¬ 
gumenten gefüttert werden. Man brau¬ 
che keinen Vergleich mit den anderen 
konkurrierenden Bundestagsparteien 
zu scheuen. Den Unionsparteien und 
der „latent rechtspopulistischen Kri¬ 
senerzählung ä la Merkel“ sollen „al¬ 
ternative Deutungsmuster“ entgegen¬ 
gesetzt werden. „Die Union ist unser 
natürlicher Hauptgegner“, ist im Dis¬ 
kussionspapier zu lesen. Im Bezug zur 
SPD, mit der es in Bezug auf Wähler¬ 
stimmen die „größten Schnittmengen“ 
gebe, wird ausführlich eine Doppelstra¬ 
tegie erläutert: einerseits klare Kritik 
ihrer Positionen und gleichzeitig das 
Deutlichmachen der Möglichkeiten 
für gesellschaftliche Mehrheiten für 
eine andere Politik. Die Grünen, mit 
denen die Schnittmenge viel kleiner 
als mit der SPD ist, seien „sozial- und 
wirtschaftspolitisch profillos“ und „die 
Westentaschenreserve von Kanzlerin 
Merkel“. Und schließlich werden die Pi¬ 
raten als „eine liberale, aber keine linke 
Partei“ betrachtet. Neben der SPD - so 
Kipping und Riexinger - seien jedoch 
die Nichtwähler die für die Linkspar¬ 
tei strategisch wichtigste konkurrie¬ 
rende „Partei“. „Wir werden eine eige¬ 
ne Strategie und wohl auch eine zuge¬ 


spitzte Ansprache entwickeln, um von 
den Nichtwähler_innen wieder als in¬ 
teressante Protest- und Alternativpar¬ 
tei wahrgenommen zu werden“, schlie¬ 
ßen die beiden Parteivorsitzenden ihre 
Überlegungen ab. 

Die Aufregung über den Satz „wir sind 
bei einer Linksregierung dabei“ ist nur 
dann zu verstehen, wenn man um die 
Ängste all jener weiß, die nicht nur ei¬ 
nen Regierungswechsel, sondern einen 
realen Politikwechsel fürchten. Und da 
ist wegen ihrer gemeinsamen Schnitt¬ 
mengen die Aufregung bei der SPD 
wegen ihrer „staatspolitischen“ Verant¬ 
wortung fürs linke Spektrum hierzu¬ 
lande besonders groß. Daher plant die 
SPD - wie Kipping und Riexinger rich¬ 
tig analysieren - „einen gezielten Wahl¬ 
kampf gegen DIE LINKE, um uns vor 
allem im Westen unter fünf Prozent 
zu drücken. ... Ihre Kernbotschaft ... 
wird sein: Jede Stimme für DIE LINKE 
ist eine Stimme gegen den rot-grünen 
Regierungswechsel. Wir nehmen da¬ 
her zur Kenntnis, dass die SPD uns und 
nicht die Bundesregierung als ihren po¬ 
litischen Hauptgegner auserkoren hat. 
... Dafür spricht auch, dass die Sozial¬ 
demokraten einerseits eine Koalition 
mit uns klar ablehnen, sich aber an¬ 
dererseits eine Koalition mit der FDP 
noch offenhalten. Das zeigt: Der SPD 
geht es nicht um einen sozial-ökologi¬ 
schen Politikwechsel. Denn die Einfüh¬ 
rung einer Vermögensteuer, eines Min¬ 
destlohns oder der Energiewende wird 
es niemals mit der FDP, wohl aber mit 
uns geben. Insgesamt ist die Strategie 
der SPD deshalb auf eine große Koa¬ 
lition als Juniorpartnerin von Bundes¬ 
kanzlerin Merkel angelegt. Hiergegen 
spricht auch nicht, dass sie gegenwärtig 
verstärkt links blinkt.“ Rolf Priemer 



„Auf Gewerkschaften und soziale Bewegungen 

stützen“ 

„An einer Regierung, die Kriege führt und Kampfeinsätze der Bundeswehr im Ausland 
zulässt, die Aufrüstung und Militarisierung vorantreibt, die Privatisierungen der Daseins¬ 
vorsorge oder Sozialabbau betreibt, deren Politik die Aufgabenerfüllung des Öffentlichen 
Dienstes verschlechtert, werden wir uns nicht beteiligen. Im Zentrum eines Politikwechsels 
stehen für uns auf der Bundesebene der Ausbau der finanziellen Spielräume der Öffentli¬ 
chen Hand und die Stärkung des Sozialstaates. Besonders wichtig ist für uns ein gestärkter 
und handlungsfähiger Öffentlicher Dienst, die Durchsetzung des gesetzlichen Mindestlohns, 
der Kampf gegen Lohndumping und untertarifliche Bezahlung sowie die Überwindung des 
Hartz IV-Systems. DIE LINKE verlangt eine Politik, die soziale und kulturelle Bildungsprivile¬ 
gien überwindet und die Lage der ärmeren Bevölkerungsgruppen verbessert. Sie setzt sich 
für den Ausbau der demokratischen Rechte ein, wehrt sich gegen den Überwachungsstaat 
und weitere Beschneidungen der Bürgerrechte. 

Linke Politik muss sich stets, auch und gerade in Regierungen, auf die Gewerkschaften 
und andere soziale Bewegungen und die Mobilisierung außerparlamentarischen Drucks 
stützen können, um nicht der strukturellen Macht von Kapitalinteressen und parlamentari¬ 
scher Logik zu unterliegen. Wir wollen die Menschen ermutigen, selbst für ihre Interessen 
in Aktion zu treten.“ Aus: Programm der Partei „Die Linke“ 


„Selbstbewusst und offensiv die K-Frage 
beantworten 

Zwar werden wir im Wahlkampf unsere Eigenständigkeit betonen und nicht unsere (mög¬ 
liche) Funktion in einem (Regierungs-)Bündnis bzw. bei der Abwahl von Schwarz-Gelb, 
aber auf die Koalitionsfrage werden wir mit einem offensiven Reformprogramm antworten: 
Aufbauend auf den roten Haltelinien, entwickeln wir ein nach vorn gerichtetes Reformpro¬ 
gramm. Soll heißen: Wir sind bei einer Linksregierung dabei, die: 

- für eine friedliche Außenpolitik steht, und dazu gehört ein sofortiger Stopp von Rüstungs¬ 
exporten sowie die Ablehnung von Militäreinsätzen im Ausland; 

- sicherstellt, dass kein Mensch unter 1 000 Euro im Monat fällt (Mindestrente, sanktions¬ 
freie Mindestsicherung, Mindestlohn); 

- Reichtum couragiert besteuert. 

Denn: Ein Regierungswechsel kann vielleicht ohne uns möglich sein, einen Politikwech¬ 
sel gibt es aber nur mit uns. Nur mit links führt ein Regierungswechsel auch zu einem 
Politikwechsel. 

Diese offensive Antwort ist eingebettet in einen Dreiklang: Kernpositionen halten - offen¬ 
sives Kooperationsangebot - eigenständiges Handeln.“ 

Aus: Diskussionspapier von Kipping/Riexinger 


„Vermisst Kampagne“ 
stigmatisiert Muslime 

Seit den Anschlägen am 11. Septem¬ 
ber 2001 werden Muslime stigmati¬ 
siert, Vorurteile geschürt, Ängste ver¬ 
tieft und Muslime unter Generalver¬ 
dacht gestellt, indem sie kollektiv als 
potenzielle Täter dargestellt werden. In 
dieser Tradition bewegt sich auch die 
Kampagne des Innenministers Hans- 
Peter Friedrich. Dass das Innenmi¬ 
nisterium muslimische Menschen auf 
Plakaten als potenzielle Gefahr dar¬ 
stellt, ist ein unhaltbarer Zustand. Er¬ 
neut wird mit dieser Kampagne vielen 
Migrantlnnen das Gefühl gegeben, in 
Deutschland nicht dazu zu gehören 
und ein unerwünschter Fremdkörper 
zu sein. Gleichzeitig werden Vorur¬ 
teile der Mehrheitsgesellschaft gegen¬ 
über den Muslimen gefestigt und dabei 
menschenverachtende Weltbilder von 
Rechtspopulisten und Rassisten be¬ 
stätigt. Statt solcher Kampagnen sollte 
das Innenministerium endlich Initiati¬ 
ven ergreifen, die das Zusammenleben 
von Menschen unterschiedlicher Her¬ 
kunft stärken und die gefährliche Spal¬ 
tungspolitik beenden. 

Özlem Alev Demirel, Vorsitzende der Föderation 
der demokratischen Arbeitervereine (DIDF) 

Bundesregierung als 
Integrationsverweigerer 

Erneut erweist sich die Bundesregie¬ 
rung als der eigentliche Integrations¬ 
verweigerer. Menschen mit humani¬ 
tärem Aufenthaltsrecht wurden se¬ 
henden Auges in verfassungswidriger 
Weise vom Erziehungs- und Elterngeld 
ausgeschlossen. Zum wiederholten Mal 
muss das Bundesverfassungsgericht 
grundgesetzwidrige Gesetze der Bun¬ 
desregierung kassieren, die Migran¬ 
tlnnen betreffen - zuletzt beim Asyl¬ 
bewerberleistungsgesetz, nun beim 
Eltern- und Erziehungsgeld. Der Re¬ 
gierung geht es, wie so oft im Umgang 
mit Flüchtlingen bzw. Migrantlnnen, 
nicht um die Wahrung der Verfassung, 
sondern um Kostenreduzierung auf de¬ 
ren Rücken. 

Sevim Dagdelen, migrationspolitische Sprecherin 
der Fraktion „Die Linke“ 

Allianz ist größter deutscher 
Profiteur am Hunger 

Ernteausfälle, Agrosprit und unser 
alltäglicher Fleischkonsum - für stei¬ 
gende Lebensmittelpreise gibt es viele 
Gründe. Doch die exzessive Spekula¬ 
tion mit Nahrungsmitteln ist Inkarna¬ 
tion der Unmoral überhaupt und muss 
entschieden bekämpft werden. Wäh¬ 
rend andere Banken aufgrund der 
Kritik am Geschäft mit dem Hunger 
sich zum Teil daraus zurückgezogen 
haben, galoppiert die Allianz weiter 
mit Scheuklappen voran. Der Konzern 
ist der größte deutsche „Player“ in der 
Nahrungsmittelspekulation. 2011 hat 
die Allianz über sechs Milliarden Euro 
in Agrarrohstoffe investiert. Auch von 
den aktuellen Preissteigerungen bei 
Mais, Weizen und Soja dürfte die Al¬ 
lianz durch ihre Rohstoff-Indexfonds 
am meisten profitieren. 

Niema Movassat, Fraktion „Die Linke“ (Ausschuss 
für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 
lung) 

Gezielte Messerattacke 
auf Nazigegner 

Lüneburg: Einem engagierten Aktivis¬ 
ten des regionalen Bündnisses für De¬ 
mokratie/Netzwerk gegen Rechtsext¬ 
remismus wurde am Mittwochabend 
nach Verlassen des DGB-Hauses in der 
Innenstadt von zwei noch unbekann¬ 
ten Männern aufgelauert, die ihn mit 
einem Messer angriffen und verletzten. 
Das Opfer wurde von den mit Son¬ 
nenbrillen und Basecaps bekleideten 
Tätern mit Namen angesprochen. Der 
Angesprochene reagierte und riss sei¬ 
nen Arm blitzschnell schützend hoch, 
als er die Messerklinge sah, die dann 
eine sechs Zentimeter lange Schnitt¬ 
wunde am Unterarm hinterließ. 20 Mi¬ 
nuten vor dem beschriebenen Vorfall 
hatte das Opfer an einem Zebrastrei¬ 
fen ein Auto mit Neonazis gesehen. 
Die Polizei hat die Ermittlungen auf¬ 
genommen. „Die feige Messerattacke 
ist ein Angriff auf uns alle“, sagte der 
D GB -Regionsgeschäftsführer Matthias 
Richter-Steinke. 

(blick nach rechts) 
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Klassenkampf-Ansage 

US-Republikaner mit sozialdarwinistischem Kahlschlagprogramm 


Vilmos Hanti verletzt 

Am 29. August wurde Vilmos Hanti, der 
Präsident der Internationalen Föderati¬ 
on der Widerstandskämpfer (FIR), im 
Anschluss an eine antifaschistische De¬ 
monstration und Kundgebung in Buda¬ 
pest, von einer Gruppe Jugendlicher an¬ 
gegriffen und so geschlagen, dass er in 
ein Krankenhaus gebracht werden muss¬ 
te. Bereits während der Kundgebung hat¬ 
te diese Gruppe unter den Augen der 
Polizei mit Sprechchören versucht, die 
Redner zu stören und die Teilnehmen¬ 
den einzuschüchtern. Als sich nach der 
Kundgebung die Polizei zurückzog, sa¬ 
hen die neofaschistischen Provokateure 
die Gelegenheit gekommen, nicht nur 
mit Worten, sondern auch mit Schlägen 
die „Feinde des Magyarentums“ wie sie 
sie nennen, anzugreifen. Damit ist eine 
neue Qualität faschistischer Gewalt in 
Ungarn erreicht. Die ersten Opfer ge¬ 
walttätiger Übergriffe der extremen 
Rechten „Jobbik“ waren Angehörige der 
Roma-Minderheit. Nun werden Demo¬ 
kraten attackiert. Schon vor einigen Mo¬ 
naten hatten extrem rechte Medien eine 
Verleumdungskampagne gegen Vilmos 
Hanti gestartet, ohne dass irgendein Ge¬ 
richt dieser Hetze Einhalt geboten hätte. 

Marikana-Bergleute 

freigelassen 

Nach dem tödlichen Polizeieinsatz in 
der südafrikanischen Platinmine Mari¬ 
kana hat die Justiz des Landes die Aus¬ 
setzung der Mordanklagen gegen 270 
inhaftierte Bergarbeiter angekündigt. 
Zudem werden die Festgenommenen 
nun vorläufig unter Auflagen auf frei¬ 
en Fuß gesetzt. Die Entscheidung über 
mögliche Anklagen würden erst fallen, 
wenn die Ermittlungen abgeschlossen 
seien, teilte die Staatsanwaltschaft mit. 
Kurz zuvor hatte der südafrikanische 
Präsident Jacob Zuma entsprechende 
Forderungen mit dem Argument zu¬ 
rückgewiesen, er wolle die Arbeit der 
mit dem Fall betrauten Untersuchungs¬ 
kommission nicht stören. 

EU-Arbeitslosigkeit von 
Rekord zu Rekord 

Die Arbeitslosigkeit in der EU ist 
nach den jüngsten Angaben des EU- 
Statistikamtes Eurostat für den Juli 
2012 nach dem schon im Frühjahr er¬ 
reichten Rekordstand noch weiter an¬ 
gestiegen. Sie lag im Juli 2012 in der 
gesamten EU (27 Mitgliedstaaten) bei 
10,4 Prozent, in der Eurozone (17 Staa¬ 
ten) sogar bei 11,3 Prozent und damit 
um 1,2 Prozent höher als im Juli 2011. 
Die höchsten Arbeitslosenquoten ver¬ 
meldeten nach wie vor Spanien mit 25,1 
und Griechenland mit 23,1 Prozent. 
Noch schlimmer sieht es bei der Ju¬ 
gendarbeitslosigkeit aus. Von den ar¬ 
beitsfähigen jungen Menschen unter 
25 Jahren (ohne Studierende) waren im 
Juli 2012 in der Gesamt-EU 22,5 und 
in der Euro-Zone 22,6 Prozent arbeits¬ 
los. Das ist entgegen allem EU-Getöne, 
dass man sich besonders um den Ab¬ 
bau der Jugendarbeitslosigkeit bemü¬ 
hen werde, ein Anstieg um 1,9 Prozent. 

Sorge um den Euro 

China steht der Entwicklung in der 
Eurozone skeptisch gegenüber. Mi¬ 
nisterpräsident Wen Jiabao erklärte 
am 30. August bei den deutsch-chine¬ 
sischen Konsultationen in Peking, er 
habe „große Sorgen“. Im Beisein von 
Bundeskanzlerin Merkel machte Wen 
aber auch deutlich, dass sein Land zur 
weiteren Unterstützung der Eurowäh¬ 
rung bereit ist. 

Mursi provoziert 

Mit scharfer Kritik an Syrien hat der 
ägyptische Präsident Mohammed Mur¬ 
si für einen Eklat auf dem Gipfeltreffen 
der Bewegung der Blockfreien in Te¬ 
heran gesorgt. In seiner Rede erklärte 
er, „das repressive Regime in Damas¬ 
kus“ habe seine Legitimität verloren. 
Er kompromittierte mit dieser Aussage 
auch den Gastgeber Iran, den engsten 
Verbündeten Syriens. 

Gegen Syrien-Krieg 

Die Mehrheit der Deutschen lehnt eine 
militärische Intervention in Syrien ab. 
64 Prozent wollen nicht, dass der Wes¬ 
ten militärisch in den Bürgerkrieg ein¬ 
greift, so das Ergebnis einer repräsen¬ 
tativen Erhebung. Lediglich 30 Prozent 
halten einen Militäreinsatz des Westens 
für sinnvoll. 


D ie angestrengte Begeisterung 
der „Qualitätspresse“ für den 
Parteitag der US-Republikaner 
ist unübersehbar. „Romney verspricht 
den Wählern Jobs, viele Jobs 4 ... jubelt 
die „Welt“ Für den „Focus“ verspricht 
der Multimillionär gleich ein „besseres 
Amerika“ und der „Spiegel“ glaubt die 
Republikaner gar „im Kampf um Ame¬ 
rikas Seele“ 

Die Blamage der neoliberalen Glaubens¬ 
sätze in der anhaltenden Krise sitzt tief. 
Danach sollte das Heil allein dadurch in 
die Welt kommen, dass man einen Mann 
tun lässt, was ein Mann tun muss. Näm¬ 
lich Kohle machen. Soviel wie möglich. 
Wohin das führt, war nach 2007 derart 
offensichtlich, dass ängstliche Feuille¬ 
ton-Naturen schon die Weltrevolution 
fürchteten. Nun liegen die desavouierten 
Schreiberlinge jedem zu Füßen, der ver¬ 
spricht, ihnen einen Ausweg aus ihrem 
intellektuellen Tal der Tränen zu weisen. 
Geht es um Seele, erübrigen sich Fakten. 
So beschränkte sich die (Hof-)Berichter- 
stattung über den Parteitag der Republi¬ 
kaner im Wesentlichen auf Präsentation 
und Wirkung, die auch nach Meinung der 
Tagesschau die „entscheidenden Fakto¬ 
ren“ darstellen. Ann Romney konnte bei 
Delegierten wie beim „Focus“ mit ihrem 
grundstürzenden Bekenntnis punkten: 
„Ich hebe ihn immer noch, den Jungen, 
den ich auf einem High-School-Tanz- 
abend kennen gelernt habe.“ Halbe Wäl¬ 
der wurden für die Erörterung der Frage 
gerodet, ob die Spindoktoren und Kom¬ 
munikationstrainer den hölzernen „Hei¬ 
ligen der Letzten Tage 44 erfolgreich durch 
den Weichwaschgang gezogen hatten. 
Wie sehr nicht nur die Parteitagsclaque 
einen Heilsbringer herbeigesehnt hatte, 
verrät uns der Spiegel : „Endlich ist er da: 
der Gänsehaut-Moment, der die Halle 
zum Toben bringt. Das Licht erlischt, 
eine Silhouette flimmert über die Lein¬ 
wand. Die Delegierten springen auf von 
ihren Klappstühlen, sie kreischen, brül¬ 
len, hüpfen auf und ab.“ Die „Silhouette“ 
ist allerdings nicht Mitt Romney, sondern 
Clint Eastwood. Der sorgte dann durch¬ 
aus für Gänsehaut. Allerdings weniger 
als stahlharter Western-Hero, wie das 
Bühnenbild suggerierte, sondern wegen 
des sich beklemmend aufdrängenden 
Verdachts auf Altersdebilität. Seit seiner 
harveyesken Unterhaltung mit einem 
leeren Stuhl ist jetzt „Eastwooding“ der 
Renner im Netz. 

Nun wäre aber der Eindruck verfehlt, es 
gehe tatsächlich bei den Republikanern 
nur um das übliche Parteitagsluftballoo- 
ning. Für den ersehnten neoliberalen Be- 


Während anfänglich nur die Linksfront 
(Kommunisten, Linkssozialisten und 
andere antikapitalistische Linke) gegen 
die Ratifizierung des EU-Fiskalpakts im 
französischen Parlament Front machte 
und stattdessen eine Volksabstimmung 
forderte, weitet sich das Lager des Nein 
zu dem EU-Vorhaben inzwischen wei¬ 
ter aus. 

Am letzten August-Wochenende 
(25./26.8.) hatte die Linksfront ihren in 
der Universität von Grenoble veranstal¬ 
teten „Bürgersommer“ mit rund 1 000 
Teilnehmern genutzt, um den Startschuss 
für eine landesweite Kampagne für die 
Forderung nach einem Referendum über 
den Fiskalpakt zu geben. 

Passend dazu wurde am gleichen Wo¬ 
chenende das Ergebnis einer von der 
kommunistischen Tageszeitung „Huma- 
nite“ in Auftrag gegebenen Umfrage des 
Meinungsforschungsinstituts CSA be¬ 
kannt. Bei der am 21./22. August bei ei¬ 
nem repräsentativen Bevölkerungsquer¬ 
schnitt durchgeführten Befragung hatten 
enorme 72 Prozent der Befragten die 
Frage, ob sie ein Referendum über den 
EU-Fiskalpakt wünschen, mit Ja beant¬ 
wortet. Auch 66 Prozent der Befragten, 
die sich als Sympathisanten der Sozialis¬ 
tischen Partei bezeichneten, stimmten 
dieser Forderung zu. 

Pierre Laurent, Nationalsekretär der 
PCF, erklärte dazu, der demokratische 


tonfundamentalismus sorgt „Running 
Mate“ Paul Ryan. „Der talentierte Mr. 
Ryan“ (Spiegel) ist eine Art Paul Kirch- 
hoff hoch drei. Als Vorsitzender des 
Haushaltsausschusses erlangte er zwei¬ 
felhafte Berühmtheit mit seinen Vor¬ 
schlägen zur Budgetkürzung und zum 
Schuldenabbau. Der Grundgedanke ist, 
wie bei allen Neoliberalen, ebenso beste¬ 
chend simpel wie asozial: Die Wirtschaft 
soll angekurbelt werden, indem man den 
Reichen ihre Steuern schenkt und die so 
ins Defizit geratenen Staatsfinanzen wie¬ 
der ins Lot bringt indem man Sozialaus¬ 
gaben senkt und Staatsbesitz privatisiert. 
Bei Zinssätzen von 1,5 Prozent für 
10-jährige Anleihen (0,5 Prozent unter 
der Inflationsrate) sind die Staatsschul¬ 
den ebenso wenig das drängende Prob¬ 
lem der USA wie das der Bundesrepub¬ 
lik. Trotzdem möchte Paul Ryan in den 
nächsten 10 Jahren 5,3 Billionen Dollar 
einsparen. Ein auch hierzulande bekann¬ 
tes Rezept. Das bedeutet drakonische 
Einschnitte bei so ziemlich allem und 
jedem - außer der Rüstung, selbstver¬ 
ständlich. Die Staatsquote (Staatsausga¬ 
ben/BIP) soll von heute 24 Prozent auf 
15 Prozent zusammengekürzt werden. 
Natürlich gilt die besondere Hinwen¬ 
dung der Republikaner „Obamacare“. 
Dass da eine staatlich organisierte Ge¬ 
sundheitssicherung auf Gegenseitigkeit 
der gottgegebenen Freiheit des amerika¬ 
nischen (Versicherungs-)Unternehmers 
Grenzen setzen soll, aus diesem Hunder- 
te-Milliarden-Markt den ihm quasi ver¬ 
fassungsrechtlich zustehenden Maximal¬ 
profit zu ziehen, kann von einem aufrech¬ 
ten Republikaner ja nur als Teuf eis werk 
betrachtet werden. 

Bei Paul Ryan („tougher Typ im An¬ 
griffsmodus“, Stern) gilt so etwas wie 
eine gegenläufige Progression. Galt im 


Wunsch, an der Entscheidung über den 
Fiskalpakt beteiligt zu werden, sei umso 
mehr gerechtfertigt, „als Frangois Hol¬ 
lande sich zu einer Neuverhandlung 
über diesen Text verpflichtet hatte, die 
es aber in Wahrheit nicht gegeben hat“. 
Der Linkssozialist Jean-Luc Melenchon, 
Ex-Präsidentschaftskandidat der Links¬ 
front, sagte: „Was hat sich geändert? 
Nichts! Nicht eine Zeile, nicht ein Wort, 
nicht einmal ein Komma oder ein An¬ 
führungszeichen!“ Der Text sei immer 
noch genau der gleiche, wie ihn Merkel 
mit Sarkozy ausgehandelt und unter¬ 
zeichnet hatte. Diesen „Merkozy“-Pakt 
hatte Hollande im Wahlkampf noch als 
so nicht annehmbar bezeichnet. Nun soll 
er genau so, ohne jede Änderung, bereits 
Ende September oder Anfang Oktober 
im französischen Parlament verabschie¬ 
det werden. 

Ebenfalls an diesem Wochenende rief 
das Netzwerk Attac Frankreich bei sei¬ 
ner „Sommeruniversität“ in Toulouse 
unter dem Motto „Kämpfen wir ge¬ 
meinsam gegen den Fiskalpakt und für 
ein anderes Europa“ die gesellschaftli¬ 
chen, gewerkschaftlichen und politischen 
Bewegungen in Frankreich zu einer ge¬ 
meinsamen „Blitzkampagne“ gegen die 
Ratifizierung des Fiskalpakts auf. 
Zugleich kündigte der Chef der größ¬ 
ten französischen Gewerkschaft CGT, 
Bernard Thibault, am 27. August eine ei- 


Steuerrecht gewöhnlich die sozialaus¬ 
gleichende Regel: Wer viel verdient, 
zahlt - auch prozentual - mehr, so heißt 
die Innovation bei Ryan: Wer viel ver¬ 
dient, bekommt - auch prozentual - 
mehr geschenkt. Einkommen zwischen 
10 000 und 20 000 bekommen nach dem 
Ryan-Plan 0,1 Prozent Einkommensteu¬ 
er erlassen, Einkommensmillionäre 12,5 
Prozent. Der Spitzensteuersatz läge dann 
bei 25 Prozent. 62 Prozent der dazu er¬ 
forderlichen Einschnitte müssten Ge¬ 
ringverdiener stemmen, im Gegenzug 
erhielten die Einkommensmillionäre 37 
Prozent der Steuerersparnisse. Da ist es 
kein Wunder, dass Ryan als so etwas wie 
der finanzpolitische Terminator der Neo¬ 
liberalen gehandelt wird. Nicht nur in 
den USA. Die Steuerwirklichkeit ist oh¬ 
nehin eine andere. Der 240 Mio. schwere 
Romney beispielsweise zahlt angeblich 
14 Prozent Steuern. Worauf, ist unklar. 
Nach dem Ryan-Plan sollen es dann we¬ 
niger als ein Prozent sein. 

„Ein Präsident, eine Amtszeit, fünf Billi¬ 
onen Dollar mehr Schulden“, hatte Paul 
Ryan gerufen, „heute sind 23 Millionen 
Amerikaner arbeitslos oder unterbe¬ 
schäftigt.“ Leider haben Romney und 
Ryan nicht völlig unrecht. Arbeitslo¬ 
se und Unterbeschäftigte sind - auch - 
ein Ergebnis der wirtschaftspolitischen 
Halbherzigkeiten der Obama-Adminis¬ 
tration (um es freundlich zu formulie¬ 
ren) und seiner Verbeugung vor der US- 
Finanzindustrie. Das Umschalten in den 
Ryan/Romney-“Angriffsmodus“ dürfte 
den 23 Millionen allerdings weitere hin¬ 
zufügen. Frau Merkel exerziert dies in 
Europa gerade beispielhaft vor. Die EU 
bringt es allein schon bei den Arbeits¬ 
losen auf offiziell 25 Millionen und eine 
Quote von 11,3 Prozent. Da haben die 
USA mit offiziell 13 Millionen und einer 


gene „Informations- und Mobilisierungs¬ 
kampagne“ gegen die Ratifizierung des 
EU-Vertrags an. Sie will damit die Hal¬ 
tung des Europäischen Gewerkschafts¬ 
bundes (EGB) in Frankreich bekannt 
machen, der den Fiskalpakt gleichfalls 
ablehnt. 

Auch im Lager der Regierungsparteien 
meldeten sich mittlerweile einige Ab¬ 
geordnete zu Wort, die ankündigten, 
eventuell gegen die Ratifizierung des 
Vertrags stimmen zu wollen. Darunter 
zum großen Ärger des Alt-Grünen Da¬ 
niel Cohn-Bendit, der seine Parteifreun¬ 
de als „Arschlöcher“ beschimpfte, der 
Fraktionsvorsitzende der Grünen im 
Senat, Jean-Vincent Place, und der Ko- 
Vorsitzende der Grünen-Fraktion in der 
Nationalversammlung, Frangois de Rugy. 
Bei den Sozialdemokraten machte die 
Pariser PS-Senatorin Marie-Noelle Lie- 
nemann in zwei Publikationen deutlich, 
dass sie den Fiskalpakt in seiner gegen¬ 
wärtigen Version für „nicht akzeptabel“ 
hält: „Man bietet uns eine Lerche in Sa¬ 
chen Wachstum an und ein Schlachtross 
für den Sparzwang.“ Im Regionalrat der 
Region Nord-Pas-de-Calais erklärte 
die sozialistische Abgeordnete Marie- 
Claude Marchand ihren Übertritt als 
unabhängige Linke in die Fraktion von 
Kommunisten und Linkspartei, weil die 
Sozialistische Partei nicht mehr gewillt 
sei den Mitbürgern zu gestatten, über so 


Quote von 8,3 Prozent direkt Nachhol¬ 
bedarf. 

Diesen hofft das Gespann Romney/Ryan 
nun zuversichtlich wettzumachen. Der 
medial bejubelte „Businessplan für die 
Amerika-AG“ des „CEO Mitt Romney“ 
ist die sozialdarwinistische Absage der 
zu Reichtum gekommenen, sich an der 
Staatsfinanzierung nennenswert zu be¬ 
teiligen. Unrentable Unternehmensteile 
werden bekanntlich outgesourced oder 
stillgelegt. Der Zerfall von Infrastruktur, 
Bildung, Sozial- und Gesundheitsvorsor¬ 
ge, sowie innerer Sicherheit ist unter dem 
Blickwinkel der Geschäftsfelderweite¬ 
rung zu betrachten. Ein Unternehmen 
ist kein Wohlfahrtsinstitut. Wer es nicht 
schafft, profitabel zu sein, hat vom Markt 
zu verschwinden. Das gilt selbstverständ¬ 
lich auch für die Anbieter der Ware Ar¬ 
beitskraft. 

Der durchaus aussichtsreiche Antritt ei¬ 
nes derart drastischen Kahlschlagpro¬ 
gramms wirft ein bezeichnendes Licht 
auf die desaströse Lage der US-Innen- 
politik. Nachdem die Demokraten selbst 
nach einem erdrutschartigen Wahlsieg 
nicht die Kraft fanden (ob der Wille je 
vorhanden war, ist eine andere Frage) 
einen wirtschafts- und sozialpolitischen 
Konsolidierungskurs einzuleiten, treibt 
ihre miserable Performance nun die Ge¬ 
betsmühlen der fundamentalistischen 
Klassenkämpfer, für die die Zukunft des 
Landes ausschließlich an der Höhe des 
eigenen Bankkontos ablesbar ist. 
Angesicht der sich in der Krise rapide 
verschärfenden globalen Konkurrenz 
versuchen die beiden größten Wirt¬ 
schaftsräume EU und USA einen Kurs 
der radikalen „inneren Abwertung“. Der 
Preis der Ware Arbeitskraft wird für im¬ 
mer mehr Menschen immer stärker in 
Richtung Existenzminimum gedrückt. 
Trotz aller Unterschiede in der Rheto¬ 
rik kommt die Politik der Kanzlerin den 
Konzepten der Republikaner im Effekt 
erstaunlich nahe. Ein, auch in der kapi¬ 
talistischen Logik, sinnloses Unterfan¬ 
gen, wenn es alle tun. Allerdings produ¬ 
ziert diese Strategie statt der erhofften 
Stärkung der eigenen Konkurrenzfähig¬ 
keit eine erhebliche Reduktion der glo¬ 
balen Kaufkraft. Immerhin stehen EU 
und USA für drei Fünftel des globalen 
BIP. Die krisenverstärkenden Kräfte 
sind klar auf dem Vormarsch. Das war 
die überzeugende Botschaft aus Tampa. 

Klaus Wagener 


einschneidende Themen wie den Fiskal¬ 
pakt ihre Meinung per Referendum zu 
bekunden. 

Als Höhepunkt der landesweiten Auf¬ 
klärungskampagne wird nun für Ende 
September in Paris eine große nationale 
Demonstration und Kundgebung ange¬ 
strebt, an der sich möglichst alle Kräfte 
gegen den EU-Vertrag beteiligen sollen. 
Um jeden Verdacht einer Vereinnah- 
mung durch die Linksfront zu vermei¬ 
den, soll dafür ein eigenständiges „Na¬ 
tionales Komitee für ein Referendum“ 
gebildet werden, an dem alle politischen 
und sozialen Kräfte, die das wollen, 
gleichberechtigt beteiligt werden. Zuvor 
soll das am Wochenende stattfindende 
zentrale „Huma-Fest“ in Paris bereits zu 
einem nationalen Höhepunkt der Kam¬ 
pagne für ein Referendum werden. 
Auch Attac France schlug die Durch¬ 
führung gemeinsamer örtlicher Aufklä¬ 
rungsaktionen und Versammlungen vor, 
wobei insbesondere die Abgeordneten 
der Regierungskoalition aufgesucht und 
mit der Frage nach ihrer Haltung zum 
Fiskalpakt konfrontiert werden sollen. 
Man werde sie daran erinnern, dass sie 
für ein Versprechen der Neuverhand¬ 
lung gewählt worden sind, während der 
Merkozy-Vertrag um kein Jota verändert 
wurde, sagte Thomas Coutrot, Ko-Präsi- 
dent von Attac-France. Pierre Poulain 



Nein zum EU-Fiskalpakt wird stärker 

ln Frankreich formiert sich eine neue „Bewegung des Nein“ gegen die Ratifizierung 
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Stabiler und dauerhafter Frieden als Ziel 


Kolumbianische Regierung erklärt indirekt das Scheitern ihrer Kriegspolitik 



Verhandlungen führte schon vor fast anderthalb Jahrzehnten der legendäre 
FARC-Gründer Manuel Marulanda, hier mit dem damaligen kolumbianischen 
Präsidenten Andres Pastrana in San Vicente del Caguän. 


M ehr als zehn Jahre nach den 
zielgerichtet torpedierten 
Gesprächen in San Vicente 
del Caguän (1999-2002) erklärt sich 
die kolumbianische Regierung bereit 
mit den Revolutionären Streitkräften 
Kolumbiens - Volksheer (FARC-EP) 
über einen Friedensschluss zu verhan¬ 
deln. Weite Teile der kolumbianischen 
Gesellschaft, darunter auch die Orga¬ 
nisationen der Linken, haben die Er¬ 
klärung vom 27. August begrüßt. 
Danach werden die Gespräche am 
5. Oktober in der norwegischen 
Hauptstadt Oslo beginnen und zu ei¬ 
nem späteren Zeitpunkt in Havanna 
(Kuba) fortgeführt. Beide Seiten hat¬ 
ten schon seit dem 23. Februar in Ha¬ 
vanna geheime Vorgespräche geführt, 
in denen die kubanische und die nor¬ 
wegische Regierung Garanten waren 
und Venezuela die logistische Ausstat¬ 
tung übernahm. Die Verhandlungen in 
Oslo wird neben den genannten Län¬ 
dern auch Chile begleiten. 

Die Weltöffentlichkeit, die seit Jahren 
nur in der Weise über den Fortlauf des 
Bürgerkriegs in Kolumbien informiert 
wird, dass man aus den Erfolgsberich¬ 
ten der kolumbianischen Regierungen 
eine baldige Niederlage der Guerilla 
herleiten müsste, wurde von der Mel¬ 
dung und ihrer Bestätigung durch Prä¬ 
sident Juan Manuel Santos überrascht. 
Denn nach dem Ende der Caguän- 
Treffen, an denen weite Teile der ko¬ 
lumbianischen Gesellschaft mit Vor¬ 
schlägen und Hinweisen teilgenom¬ 
men hatten und die spätestens mit dem 
11. September 2001 und der neuen 
Marschrichtung der USA obsolet wa¬ 
ren (und vier Monate später, nach der 
militärisch-finanziellen Absicherung 
des US-amerikanischen „Kolumbien- 
Plans“, auch beendet wurden), galt das 
Prinzip „Der Sieg ist der Frieden“. Da¬ 
mit wollte die Regierung glauben ma¬ 
chen, die Guerillas (neben den FARC 
und einigen kleineren Gruppen gibt es 
nach wie vor das Nationale Befreiungs¬ 
heer, ELN) seien zu besiegen. Aufhor¬ 
chen ließen da allerdings die Ergebnis¬ 
se einer Untersuchung der Militärstra¬ 
tegien vor einem halben Jahr („Auch 
eine Lehre “ UZ vom 24. 2.2012), wor¬ 
aus hervorging, dass militärische Siege 


nicht zu erreichen sind. Eine veröffent¬ 
lichte Erkenntnis - quasi zur Rechtfer¬ 
tigung gegenüber noch rechteren, noch 
aggressiveren und noch militaristische¬ 
ren Kreisen, die wesentlich um Ex- 
Staatschef Älvaro Uribe und seine Ge¬ 
neräle zu suchen sind. In der Tat, mehr 
oder weniger parallel dazu begannen 
in Havanna die Vorgespräche mit zwei 
FARC-Kommandanten. Das allerdings 
offenbar ohne Mitwisserschaft von 
Uribe, der juristischen Verfahren we¬ 
gen seiner diversen Verbrechen und 
Beziehungen zum Paramilitarismus 
immer näher kommt, nachdem mit 
Rito Alejo del Rio und Mauricio San- 
toyo gerade zwei seiner damaligen Ge¬ 
neräle verurteilt wurden - beide über 
Jahre geschützt durch Uribe, zuerst als 
Gouverneur von Antioquia, später als 
Präsident der Republik. Die Schlinge 
um Uribes Hals zieht sich zu, und die 
Friedensgespräche mit den FARC ha¬ 
ben seine Laune auch nicht verbessert. 
Die FARC und das ELN, das zunächst 
nicht in die Vereinbarung eingebun¬ 
den ist, haben in den Jahren „nach Ca¬ 
guän“ immer wieder Friedensgesprä¬ 
che angeboten, die jeweils ausgeschla¬ 
gen wurden. Auch noch unter dem seit 
2010 amtierenden Präsidenten Santos, 
unter Uribe ein äußerst aggressiver 


Verteidigungsminister, hieß es, Gesprä¬ 
che würden erst nach einer Kapitula¬ 
tion der FARC geführt. Insofern ist 
das Entgegenkommen der Regierung 
durchaus als politisches Eingeständnis 
zu werten - während die Angebote der 
Guerilla dem Wunsch des Volkes nach 
Frieden, allerdings einem mit „sozialer 
Gerechtigkeit“, nachkommen, wie seit 
ihrer Gründung im Jahr 1964. 

Die Friedensgespräche werden nach 
dem vorab verbreiteten „Allgemei¬ 
nen Übereinkommen zur Beendigung 
des Konflikts und zum Aufbau eines 
stabilen und dauerhaften Friedens“ 
beider Seiten vom Prinzip „Nichts ist 
vereinbart, bis alles vereinbart ist“ ge¬ 
leitet sein. Besprochen werden sollen 
eine Agrarreform, die politische Teil¬ 
habe der Opposition in Kolumbien, 
ein Ende des Konflikts, das Problem 
des Drogenanbaus, die Opferentschä¬ 
digung sowie Fragen der Inkraftset¬ 
zung des Abkommens. Ein offizielles 
Kommunique der FARC war auch fünf 
Tage nach der Veröffentlichung der 
Vorgesprächsergebnisse nicht bekannt. 
Die Kolumbianische Kommunistische 
Partei (PCC) hat den Schritt am 27. Au¬ 
gust als „eminent positiv“ gewürdigt, 
sieht aber schwierige Bedingungen, so- 
dass nur durch „Aktion des Volkes und 


seine vereinte und massive Mobilisie¬ 
rung die Hand der Kriegsbefürworter 
aufgehalten werden kann“. Die Linke 
dürfe nun keinesfalls in eine Beobach¬ 
terrolle verfallen, sondern müsse sich 
in den Dialog einbringen. Damit kann 
bei den Aktionstagen für ein anderes 
Wirtschaftsmodell, für Oktober ge¬ 
plant, ein guter Start gemacht werden. 
Ob der seit 1948 anhaltende Krieg, der 
nach vorsichtigen Schätzungen etwa 
200 000 Menschen das Leben gekos¬ 
tet hat, in Oslo und Havanna zu ei¬ 
nem Ende kommen wird, ist nicht viel 
wahrscheinlicher als zu Beginn der Ge¬ 
spräche 1999, und deutlich schlechter 
als um 1984. 

Sehr viele Fragen sind offen, nicht zu¬ 
letzt die Freisetzung der Guerillerras 
und Guerilleros, die unter inhumanen 
Bedingungen im Knast sitzen, aber 
auch die jener, die als Unterstützer 
ebenfalls seit Jahren zu Tausenden in¬ 
haftiert sind, meist ohne jeden Prozess. 
Auch die Landfrage muss gelöst wer¬ 
den: Paramilitärs hatten sich nach der 
Vertreibung der Bauern, die nach dem 
Zurückdrängen der offenen FARC- 
Verbände und ihrer Rückkehr zu klas¬ 
sischeren Guerillataktiken möglich ge¬ 
worden war, Millionen Hektar Land il¬ 
legal angeeignet und widersetzen sich 
gewaltsam einer Rückgabe des Landes. 
Die Regierung will derzeit nur einen 
kleineren Teil davon an die rechtmäßi¬ 
gen Besitzer zurückgeben. Gleichfalls 
die Wiedereingliederung ehemaliger 
Guerilleros in das (politische) Leben 
dürfte nach den Erfahrungen der ver¬ 
gangenen Jahrzehnte, als in den Mona¬ 
ten und Jahren nach Waffenniederle¬ 
gungen tausende Menschen ermordet 
wurden, wohl der dickste Brocken sein. 
Aber der liegt erst nach einem Abkom¬ 
men auf dem Weg und dem haben sich 
jeweils paramilitärische Einheiten an¬ 
genommen. Dass sich der kolumbiani¬ 
sche Staat - ideeller und materieller 
Ausrüster dieser Mörderbanden - aus 
der Verantwortung nie mehr herausre¬ 
den kann, hat mit der Wahrnehmung 
seiner Politik z.B. in unseren Breiten 
zu tun. Also auch mit uns. Günter Pohl 


Vietnam ist Vorreiter 

Gleichgeschlechtliche Ehe wird legalisiert 


Wurde Arafat 
„ausgeschaltet“? 

Mordverdacht erhärtet sich 


Vietnam gewährleistet die Rechte 
gleichgeschlechtlicher Paare. In einem 
Gespräch mit der britischen Schwulen- 
und-Lesben-Zeitung „Gay Star News“ 
erläuterte Justizminister Ha Hung Cu- 
ong: „Der Staat sollte auch gesetzliche 
Instrumente schaffen, um die Rechte 
gleichgeschlechtlicher Paare zu schüt¬ 
zen.“ Und er bekräftigte: Diskrimi¬ 
nierung von Schwulen und Lesben ist 
nicht hinzunehmen.“ 

In den vergangenen fünf Jahren hat 
Vietnam ähnlich wie Kuba energische 
Schritte für die gesellschaftliche Ak¬ 
zeptanz der Homosexualität unternom¬ 
men. Parallel dazu wurden Programme 
für die Aids-Prophylaxe aufgelegt und 
Programme zur kostenlosen Versor¬ 
gung HlV-positiver Menschen. 

Das war - ebenfalls ähnlich wie in 
Kuba - nicht immer so. Traditionell 
waren auch in Vietnam Menschen we¬ 


gen ihrer sexuellen Orientierung aus¬ 
gegrenzt und sogar verfolgt worden. 
Homosexualität galt als soziales Übel, 
vergleichbar dem Drogenmissbrauch. 
Ein Indiz dafür, dass dieser Fehler der 
Vergangenheit überwunden ist, war die 
erste „Gay-Pride“-Parade durch Hanoi 
Anfang August, die von staatlicher Sei¬ 
te unterstützt wurde. 

Bald werden in Vietnam als erstem 
Land Asiens gleichgeschlechtliche 
Ehen legalisiert sein. Die gleichge¬ 
schlechtliche Ehe ist bis jetzt in Belgi¬ 
en, Kanada, Island, den Niederlanden, 
Norwegen, Portugal, Südafrika, Spani¬ 
en, Schweden und Norwegen legal. In 
Kuba wird erwogen diesen Schritt zu 
gehen. Regelungen, die mit der „Le¬ 
benspartnerschaft“ in Deutschland 
vergleichbar sind, gibt es in mehr als 
20 Ländern. Bernd Redlich 


Ein französisches Gericht in Nanterre 
(nahe Paris) beschloss am 28. August 
auf Antrag der Staatsanwaltschaft, drei 
Richter mit einer gerichtlichen Vorun¬ 
tersuchung des Todes von Jassir Arafat 
wegen Mordverdachts zu beauftragen. 
Am 31. Juli hatte Arafats Witwe Suha 
eine Zivilklage gegen Unbekannt ein¬ 
gereicht, nachdem das Radiophysika¬ 
lische Institut von Lausanne an Unter¬ 
kleidungsstücken, der Zahnbürste und 
dem Krankenhaus-Käppi von Arafat 
Spuren des hochgiftigen radioaktiven 
Elements Polonium festgestellt hat. 
Nun soll der Leichnam Arafats ex¬ 
humiert werden, um weitere Unter¬ 
suchungen anstellen zu können. Der 
französische Anwalt der Arafat-Wit¬ 
we, Maitre Bonnant, hatte erklärt, die 
in der Schweiz erstellten Expertisen 
machten deutlich, dass Arafat „mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlich¬ 
keit“ vergiftet worden ist. 

Gerüchte über eine Ermordung Arafats 
gab es bereits gleich nach seinem Tod 
im November 2004 in einem Militär¬ 
krankenhaus in der Nähe von Paris. Zu¬ 
vor war Arafat drei Jahre lang in sei¬ 
nem Hauptquartier in Ramallah von 
der israelischen Armee unter Hausar¬ 
rest gehalten worden. 2002 hatte sie das 
Gebäude angegriffen und zum großen 
Teil zerstört. Auch die US-Regierung 
hatte sich ab 2002 für eine „Ausschal¬ 
tung“ Arafats aus dem Geschehen um 
Palästina ausgesprochen. Im Septem¬ 
ber 2003 hatte der damalige stellver¬ 
tretende israelische Regierungschef Ol- 


mert ein Attentat auf Arafat zu einer 
„legitimen Möglichkeit“ seiner „Liqui¬ 
dierung“ erklärt. Ende Oktober 2004 
hatte sich Arafats Gesundheitszustand 
plötzlich akut verschlechtert. Er litt laut 
einem inzwischen bekannt gewordenen 
medizinischen Befund unter Übelkeit, 
Erbrechen, Durchfall und Störungen 
der Blutgerinnung. Andere Quellen 
sprechen von einer Entzündung der 
Verdauungsorgane. Erst nach einigem 
Hin und Her hob die israelische Regie¬ 
rung das gegen Arafat praktizierte Rei¬ 
severbot auf, sodass er zur Behandlung 
nach Frankreich ausfliegen konnte. In 
dem französischen Militärkrankenhaus 
in Percy sind die Befunde über Blutab¬ 
nahmen und Urinproben Arafats aller¬ 
dings vor vier Jahren vernichtet wor¬ 
den, was selbst den konservativen „Fi¬ 
garo“ zu der Frage veranlasste, warum 
ein Teil der medizinischen Unterlagen 
über die Behandlung Arafats so früh 
vernichtet wurden, obwohl nach fran¬ 
zösischem Recht eigentlich jeder das 
Recht hat, noch zehn Jahre nach dem 
Tod eines Angehörigen die Justiz an¬ 
zurufen. 

Mit den von dem Schweizer Institut 
festgestellten Poloniumspuren hat sich 
der Mordverdacht nun aus einem blo¬ 
ßen Gerücht zu einem Verdacht von 
hoher Wahrscheinlichkeit verdichtet. 
Er richtet sich in erster Linie gegen 
den israelischen Geheimdienst. Natür¬ 
lich leugnet die israelische Regierung 
jede Verwicklung. Dirk Grobe 



Ausbildung 
„Made in Germany“ 

Belarus „schützt“ EU-Grenze 

Die EU-Kommission verhandelt zurzeit 
ein so genanntes „Rückübernahmeab¬ 
kommen“ mit der Regierung in Minsk. 
Damit könnten Migrantlnnen aus den 
Mitgliedstaaten künftig nach Belarus ab¬ 
geschoben werden, sofern sie von dort 
aus in die EU eingereist sind. Laut EU- 
Grenzschutz Frontex hat sich die Zahl 
illegaler Einwanderungen in die EU von 
Belarus, Moldawien und der Ukraine aus 
im Jahre 2011 gegenüber 2010 mehr als 
verdoppelt. Die belarussische Regierung 
hatte bereits vor zwei Jahren eine Ver¬ 
einbarung unterzeichnet, die „eine ver¬ 
stärkte Teilnahme“ an den von Frontex 
koordinierten Tätigkeiten vorsieht. 
Fraglich ist, wie die Bedingungen für 
nach Belarus abgeschobene Migrantln¬ 
nen sind. Vielfach werden diese einfach 
inhaftiert. Die Bundesregierung musste 
im Dezember vergangenen Jahres zuge¬ 
ben, dass die Haftbedingungen in bela- 
russischen Gefängnissen und Straflagern 
„zu bemängeln“ seien. Aber dessen un¬ 
geachtet und entgegen aller Einwände 
von Menschenrechtsorganisationen hat 
sie dem belarussischen Grenzschutz seit 
dem Jahr 2008 umfangreiche Ausbil- 
dungs- und Ausstattungshilfe gewährt. 
Seit der Absetzung von Bundespolizei¬ 
chef Seeger im Juli sickern langsam In¬ 
formationen über Verstrickungen der 
Bundespolizei mit dem belarussischen 
Grenzschutz und der Miliz durch. Der 
Tagesspiegel berichtet, dass zwischen 
2008 und 2011 „mindestens 100 Ange¬ 
hörige der weißrussischen Sicherheits¬ 
kräfte“ in Deutschland und „400 Grenz¬ 
schützer, leitende Milizionäre und Krimi¬ 
naltechniker von deutschen Beamten“ in 
Belarus geschult worden seien. Offiziell 
heißt es vom Bundesinnenministerium, 
„die deutsche Polizei hat die belarussi¬ 
schen Milizeinheiten lediglich bei der 
Beschaffung von Computern und Büro¬ 
technik unterstützt“. 

Im November 2010 durften belarussi¬ 
sche Sicherheitskräfte deutsche Polizis¬ 
ten mehrere Tage im Einsatz beim Cas- 
tor-Transport in Gorleben beobachten, 
um laut BMI den belarussischen Kolle¬ 
gen „das transparente und bürgernahe 
Verhalten der Polizei“ nahe zu bringen. 
Dabei wurden nach Angaben von AKW- 
Gegnern mehr als 500 Menschen durch 
Wasserwerfer und Reizgas verletzt. 

MHad 

Kuba zählt 

Volkszählung 2012 

Vom 15. bis 24. September wird unter 
Leitung des Nationalbüros für Statistik 
und Information die Bevölkerungs- und 
Wohnraumzählung 2012 stattfinden, an 
der etwa 105 000 Menschen beteiligt sein 
werden. Zu den Schwerpunkten dieser 
statistischen Erhebung gehören Wohn- 
raum, Haushalt und Familie. Ebenso wird 
es um demografische, soziale, Bildungs¬ 
und wirtschaftliche Charakteristiken der 
Bevölkerung gehen. 

Erfasst werden sollen nicht nur Anga¬ 
ben zur Gesamtbevölkerung nach Al¬ 
ter und Geschlecht, sondern unter an¬ 
derem auch die Bevölkerungszahl der 
jeweiligen Städte und Landgebiete, 
der Personenstand der Befragten und 
die Lage und Anzahl der Wohnungen, 
Die Dynamik der letzten Jahre und 
ihre Auswirkungen auf das Leben der 
Bürger werden sich ebenso im Inhalt 
der Erhebung widerspiegeln, denn im 
Unterschied zu vorherigen Zählungen 
gehören zu den interessierenden The¬ 
men zum Beispiel auch die Art der 
Abfallentsorgung durch die Haushal¬ 
te, die Materialien, die für den Bau der 
Wohnungen verwendet worden sind, 
die postgraduale Bildung und das Auf¬ 
treten von körperlichen oder geistigen 
Behinderungen in der Familie. 

Die erfasste Information wird es der Re¬ 
gierung ermöglichen, soziale und wirt¬ 
schaftliche Programme zum Nutzen der 
Bevölkerung zu erarbeiten, die Ergeb¬ 
nisse mit denen der Zählung von 2002 
zu vergleichen und die Effektivität der 
Testzählung vom September 2011 fest¬ 
zustellen. Seit dem Sieg der Revolution 
wurden die Volks- und Wohnraumzäh- 
lungen in den Jahren 1970,1981 und 2002 
durchgeführt. Granma internacional 
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Gastkolumne von Ulrich Sander 


Später Sieg der Antifaschisten 


Unseren Oberbürgermeister fand ich 
bisher immer ganz in Ordnung. Er 
hat voriges Jahr zur Blockade gegen 
die Nazis in Dortmund mit aufgeru¬ 
fen und stand dem Polizeipräsidenten 
gegenüber - und „der Ulli“, wie sie 
den OB Ullrich Sierau gern nennen, 
soll dem PP gesagt haben, was er von 
ihm hält. Nichts Gutes. Der OB hat 
zur Eröffnung der Ostermarschaus¬ 
stellung eine gute Rede gehalten 
und er setzt sich dafür ein, dass jun¬ 
ge Leute ihren Datenschutz vor dem 
Zugriff der Bundeswehrpropaganda 
bekommen. Er rief auch am Wochen¬ 
ende die Dortmunder auf, weiter ge¬ 
gen Rechts anzugehen, allerdings mit 
merkwürdigen einschränkenden Un¬ 
tertönen. 

Er steht an der Spitze einer Rekord¬ 
stadt - Rekordarbeitslosigkeit in 
NRW und zwei Mal deutscher Fuß¬ 
ballmeister BVB Borussia. Zu erste- 
rem sagt er nicht viel, zum zweiten 
mehr. Die SPD hat bei der Wiederho¬ 
lungswahl vor drei Wochen sehr gut 
abgeschnitten. Seitdem können die 
Regierenden der Meisterstadt nicht 
mit dem Dauerwahlkampf aufhö¬ 
ren - und nun nerven sie. 

Neuerdings tun sie so, als hätten sie 
die Nazis ganz allein bekämpft Und 
als bräuchte es niemanden weiter, 
der uns gegen diese Leute unter¬ 
stützt. Wenn junge Antifas von aus¬ 
wärts kommen, über die der Verfas¬ 
sungsschutz Ungünstiges sagt (wann 
sagt der schon mal etwas Günstiges 
über Antifaschisten?), dann schnauzt 
Sierau sie an, er nennt sie „Reisekra¬ 
wallmacher“ und Provokateure, die 
wir hier nicht brauchen können. Mit 
dem Verbot des Antifa-Camps in 
Dortmund begingen die Stadtspitze 
und die Polizei einen schweren Tabu¬ 
bruch. Ich war mit solchen Camps in 
Mittenwald/Oberbayern, Hochburg 
der rechten Militaristen - sogar da 
wurden sie geduldet. 

Was war passiert? Nach zwölf Jah¬ 
ren des Kampfes auf der Straße ge¬ 
gen die Nazis, nach Polizeihaft und 
Wasserwerfern, nach Einkesselun¬ 
gen von Schülern, Spraygas und Het¬ 
ze gegen die Antifas, aber auch nach 
Unterschriftensammlungen, nach 
unermüdlicher Aufklärungsarbeit in 
den Stadtteilen, auch nach Hilfe von 
auswärts - da haben wir es geschafft. 
Es wurde das Bundesverfassungs¬ 
gericht erstmals dazu gebracht, den 
Nazis in Dortmund nicht zur Hilfe zu 
eilen. Leider nur in einer Einzelfall¬ 
entscheidung. Dies wäre eigentlich 
schon seit Jahren genauso möglich 
gewesen. Nur, es geschah nicht. Der 
neue Polizeipräsident hatte nun er¬ 
kannt: In einer Stadt mit fünf Morden 
der Nazis, darunter der Mord am Ki¬ 
oskbesitzer Mehmet Kubasik durch 
die NSU-Terroristen, und mit wach¬ 
sender Unruhe der Bevölkerung über 
den rechten Terror - in einer solchen 
Stadt kann er nicht so weitermachen, 
wie sein Vorgänger aufhörte. Es kam 
zum Verbot von „Kameradschaften“ 
und „Nationalem Widerstand“ und 
ihren Aufmärschen. 

Das wurde gemeinsam erreicht. Aber 
wir müssen wachsam bleiben. Und 


weiter machen. Auch richtiges staat¬ 
liches Handeln müssen wir weiter 
einfordern. Niemals dürfen wir uns 
einfach zurücklehnen. Und auch die 
Antifas von außerhalb brauchen wir. 
Und natürlich auch den OB. 

Was „die Politik“, wie sie sich gern 
nennen, die Leute aus dem Rathaus 
und dem Landtag, mit ihrem Verbot 
der Nazis einerseits und dem der Au¬ 
tonomen Antifa andererseits geleis¬ 



tet haben, das bedarf noch gründli¬ 
cher Erörterung. Zu meinen, wir müs¬ 
sen gleichermaßen gegen Rechts und 
Links Vorgehen, wir müssen die pro¬ 
vinzielle Fremdenfeindlichkeit der 
Konservativen auch irgendwie bedie¬ 
nen und außerdem bei Frau Merkel, 
Frau Schröder und Co. liebedienern, 
damit die weiter unsere Programme 
für Aussteiger, Neonaziopfer, Jugend¬ 
zentren, Aufklärungsmaterial bezah¬ 
len - das wird es nicht bringen. Wir 
kennen das: Beim Verbot der Linken 
wird es bleiben, bei dem der Rechten 
nicht. Der OB sagte: Wir machen nun 
auch Aussteigerprogramme für Lin¬ 
ke - so am Samstagabend. Wir erin¬ 
nern uns, solche Programme heißen 
„Radikalenerlass“. 

Und bei dieser Gleichsetzung von 
Rechts und Links, da erlaube ich 
mir den Hinweis: Wer hat denn den 
Terror der Nazis geduldet und da¬ 
mit gefördert? Das waren keine 
Linken. Das waren Regierende! Da 
gibt es nichts auszusteigen, sondern 
da heißt es: Weiter gemeinsam. Der 
Feind steht rechts. 

Ich war mit den „Verbotenen“ vom 
Antifa-Camp zwei Tage lang unter¬ 
wegs, um ihr Programm vor dem 
1. September mitzugestalten. Das 
waren sehr sympathische Leute - an¬ 
dere aus dem Camp, die betrunken 
herumbrüllten, waren es nicht. Wir 
haben darüber geredet: Warum un¬ 
terschreibt ihr nicht, dass ihr gewalt¬ 
los seid. Sie sagten, sie seien es, aber 
sie wollen doch auch mal von den 
Politikern unterschrieben bekom¬ 
men, dass diese ebenfalls gewaltlos 
sind. Und damit waren nicht nur die 
Polizeipräsidenten und Innenminis¬ 
ter gemeint. Damit waren die Kriegs¬ 
politiker gemeint. Und so verteilten 
die Jugendlichen Zettel, darauf stand: 
Wir sind für Bunt statt Braun, aber 
wir sind auch für Bunt statt Olivgrün. 
(Ulrich Sander, ist Aktivist der WN- 
BdA Dortmund) 


Tabuthema Armut 


Mit dem Wahlparteitag der Republi¬ 
kaner trat der Präsidentschaftswahl¬ 
kampf in den USA in die heiße Pha¬ 
se. Der hundertfache Millionär Rom- 
ney wurde zum Herausforderer von 
Amtsinhaber Barack Obama bei der 
Wahl am 6. November gekürt. 

In den bisherigen Debatten der Kon¬ 
trahenten wurde über alles Mögliche 
gestritten, die von Ökonomen für die¬ 
ses Jahr erwartete neuerliche Zunah¬ 
me der Armut ist für beide Großpar¬ 
teien kein Wahlkampfthema. 
Schwarze und Latinos sind in beson¬ 
derem Maße von der wachsenden 
Armut betroffen, aber immer mehr 
Bevölkerungsgruppen werden vom 
sozialen Abstieg erfasst. In vielen Be¬ 


zirken, Kommunen und Städten der 
USA hat sich die Armutsquote in den 
vergangenen Jahren mehr als verdop¬ 
pelt. Heute ist einer von sieben US- 
Amerikanern abhängig von staatli¬ 
chen Hilfen zum Lebensunterhalt. 
Im Kongress toben zurzeit Debatten 
über Kürzungen der Gesundheits¬ 
programme Medicaid und Medicare. 
Die Republikaner wollen auch das 
„Food Stamp Program“ um weitere 
zwei Milliarden Dollar beschneiden. 
Keine guten Aussichten für ein Land, 
in dem im Januar „automatische Aus¬ 
gabenkürzungen“ der Regierung von 
1200 Milliarden Euro über die nächs¬ 
ten zehn Jahre einsetzen sollen. 

Oliver Wagner 



Regierung in wildem Kawipf gegen Preistreiberei' 


Bei Reklamationen 
gibt’s Abzug 

Gespräch mit einem Werkvertragsarbeiter 


Sie arbeiten auf Baustellen, in Betrie¬ 
ben. Das Geschäft mit Werkverträgen 
boomt - Menschen als Billigware. Vielen 
von ihnen leben im Schatten der Gesell¬ 
schaft. Sie kommen aus osteuropäischen 
Ländern oder aus Ländern, deren Ar¬ 
beitsmarkt ihnen keine Chance gibt, ein 
geregeltes Leben mit ihren Familien zu 
führen. Sie werden von Rattenfängern 
mit Versprechungen gelockt, sie gehen in 
die Ferne, um die Existenz ihrer Familie 
zu sichern. Doch nach wenigen Tagen 
oder Wochen ist der Traum von einer 
besseren Zukunft wie eine Seifenblase 
zerplatzt. Es bleibt ein Scherbenhaufen 
und ein gebroche¬ 
ner Mensch zu¬ 
rück. 

Nur wenige weh¬ 
ren sich gegen 
die Ausbeutung 
oder sprechen da¬ 
rüber. Einer von 
ihnen ist Marian, 

42 Jahre alt (sein 
richtiger Name 
ist der Redaktion 
bekannt). Mari¬ 
an kommt aus ei¬ 
nen kleinen Dorf 
aus der Nähe 
von Cluj in Ru¬ 
mänien. Dort hat 
er eine Frau und 
zwei Kinder, er 
hat Maurer ge¬ 
lernt und später 
hat er Bauingeni¬ 
eur studiert. Jetzt arbeitet er auf einer 
Großbaustelle in Hessen, ein Projekt 
der Landesregierung. 

UZ: Seit wann bist du in Deutschland? 

Marian: Seit knapp zwei Jahren, seit 
drei Monaten bin auf dieser Baustelle, 
vorher habe ich schon in Nürnberg und 
Frankfurt gearbeitet. 

UZ: Wie hoch ist dein Verdienst? 

Marian: Ich bekomme den Mindest¬ 
lohn im Baugewerbe von 11,05 Euro. 
Aber nur acht Stunden werden bezahlt, 
ich arbeite aber jeden Tag 14 Stunden. 
Die anderen Stunden werden mit dem 
Lohn verrechnet. Von dem Lohn muss 
ich jeden Tag 25 Euro für den Schlaf¬ 
platz zahlen. Die Fahrt von Rumänien 
nach Deutschland oder zu den Baustel¬ 
len muss ich auch von meinem Lohn 
bezahlen. 

UZ: Was bleibt dir von deinem Lohn? 

Marian: Von dem Geld bleiben mir 
800 Euro. Davon schicke ich jeden Mo¬ 
nat 500 Euro zu meiner Frau nach Ru¬ 
mänien. Von dem anderen Geld spare 
ich und kaufe ein. Wenn ich nach Ru¬ 
mänien fahre, kaufe ich für die Kinder 
Kleidung und Spielzeug. 


UZ: Wie oft fährst du nach Rumänien? 

Marian: Wir fahren einmal im Sommer 
und einmal im Winter für fünf Tage 
nach Hause, länger geht nicht, weil wir 
dann kein Geld bekommen. 

UZ: Wie bist du zu dieser Firma gekom¬ 
men? 

Marian: Ich wurde an meinem Ar¬ 
beitsplatz in Rumänien gefragt, ob ich 
mehr Geld verdienen wolle, in Ru¬ 
mänien habe ich 180 Euro im Monat 
verdient Jetzt verdiene ich viel mehr. 
(Anmerkung: Der Mindestlohn in Ru¬ 
mänien lag 2010 bei 150 Euro im Mo¬ 


nat, das entspricht einem Stundenlohn 
von 0,81 Euro.) 

UZ: Bekommst du dein Geld regelmä- 

ßig? 

Marian: Einen Teil bekommen wir 
pünktlich, bei dem anderen müssen wir 
lange warten, ob vielleicht noch Rekla¬ 
mationen kommen. Bei Reklamationen 
oder wenn wir nicht schnell genug gear¬ 
beitet haben, wird uns Geld abgezogen. 
Wir müssen dann Strafe zahlen. 

Manche bekommen das Geld auch 
noch später. Bei uns gibt es welche, die 
bei einer anderen Firma arbeiten, die 
haben schon seit zwei Monaten kein 
Geld bekommen. Wir helfen uns dann 
gegenseitig. Manche sind auch schon 
wieder weitergezogen oder sind nach 
Hause gegangen. 

UZ: Wie sieht es bei euch mit Arbeitssi¬ 
cherheit aus? 

Marian: Schuhe und Helme sind von 
der deutschen Firma gestellt worden. 
Handschuhe und Arbeitsanzug haben 
wir selbst gekauft bei der deutschen 
Firma. Wenn es kalt oder nass ist müs¬ 
sen wir in den Dreck, wenn einer sich 
verletzt, bekommt er keinen Lohn. 


UZ: Wie werden Kranke und Verletzte 
versorgt? 

Marian: Wer länger krank ist, muss raus 
aus dem Lager, der muss sich dann eine 
andere Unterkunft suchen oder zurück 
nach Rumänien. Wenn einer sich ver¬ 
letzt, guckt erst mal der Chef und er¬ 
setzt den Arzt. Viele müssen dann zu¬ 
rück nach Rumänien oder wir dürfen 
nicht sagen, wo wir herkommen und wo 
wir arbeiten. Es gibt auch einen Arzt, 
den der Chef immer holt. 

UZ: Habt ihr Kontakt zu den Kollegen 
aus den deutschen Firmen? 

Marian: Nein, 
wir leben für 
uns. Oft werden 
wir beschimpft 
oder beleidigt. 
Auf einer Bau¬ 
stelle haben sie 
uns die Gasfla¬ 
schen für die 
Heizung im 
Winter geklaut 
und wir ha¬ 
ben keine neu¬ 
en bekommen. 
Andere sagen, 
wir sollen gehen 
oder man holt 
uns. Einige sind 
sehr nett, sie ha¬ 
ben uns Wurst 
mitgebracht. 

UZ: Wie lange willst du diese Arbeit 
noch machen? 

Marian: So lange, bis in Rumänien al¬ 
les besser ist, bis meine Kinder mit der 
Schule fertig sind. Wenn ich genug ver¬ 
dient habe, möchte ich mit meiner Frau 
zusammen ein Geschäft aufmachen 
oder in Rumänien ein Haus bauen. 

UZ: Wenn du einen Wunsch frei hättest, 
was würdest du dir wünschen? 

Marian: Ich will bei meiner Frau und 
meinen Kindern leben und glücklich 
sein. 

Marian ist einer von tausenden Ar¬ 
beitnehmern, die mit Werkverträgen in 
Deutschland arbeiten. Ein Gesicht von 
vielen, einer von denen, deren Not Tag 
für Tag ausgebeutet wird. Nicht viele ste¬ 
hen auf und widersetzen sich der Aus¬ 
beutung. Die Angst um Ihre Familien, 
die Angst, in dieser Gesellschaft nicht 
zu überleben, macht sie zum Spielball 
des Kapitals. Marian und den tausenden 
Anderen kann nur mit einem gesetzli¬ 
chen Mindestlohn und der Einhaltung 
tariflicher Bestimmungen geholfen wer¬ 
den. 

Das Gespräch führte Andreas Görke 



Werkvertragsarbeiter - ausgenutzt, überwacht, unterbezahlt, von oben herab behandelt 


Karikatur: Bernd Bücking 



























Sozialistische 
Wochenzeitung - 
Zeitung der DKP 

www.unsere-zeit.de 



Bild oben und oben rechts: Bei verschiedenen Aktionen forderten Kriegsgegner 
am i. September in Halle eine gewaltfreie Lösung von Konflikten in aller Welt. 
Als Symbol für ein friedliches Zusammenleben der Völker ließ man am Mittag 
zuvor gefaltete Kraniche aus Papier in den Himmel steigen. 

Bild unten: Aktion des Nürnberger Friedensforums. 



Bild unten: Viel zu lange durften Nazis am Antikriegstag Jahr für Jahr in 
Dortmund aufmarschieren. In diesem Jahr gingen am i. September nur die 
wirklichen Kriegsgegnerinnen und Antifaschistinnen auf die Straße - mit 
einer großen und bunten Demonstration (siehe auch Seite 8). 

Noch im vergangenen Jahr hatte ein großes Polizeiaufgebot den faschisti¬ 
schen Aufmarsch am 3.9.-trotz zahlreicher Proteste - durchgesetzt. 



Bild unten: Auch in diesem Jahr hatte der Arbeitskreis „Blumen für Stukenbrock“ 
zum mahnenden Gedenken eingeladen und diesmal Michael Sommer, den 
Vorsitzenden des DGB, als Hauptredner für die Mahn- und Gedenkveranstaltung 
gewinnen können. Der 61-Jährige stellte den Aufruf „Nie wieder Krieg“ in den 
Vordergrund. Bei allen Unterschieden, sagt Sommer, habe die Gewerkschaft 
immer betont:„Krieg ist nie eine Lösung.“ Stets hätten „die kleinen Leute die 
Zeche und den Blutzoll bezahlt“. 

„Faschismus ist ein Verbrechen, sonst nichts ... Die Justiz muss anfangen, ihr Ver¬ 
hältnis zu Freiheit und Demokratie geistig zu ordnen. Die Beurteilung faschis¬ 
tischer Ideologie in diesem Land ist überfällig.“ Verurteilt werden müsse jede 
Form von Fremdenhass. Hubert Kniesburges, Vorsitzender des Arbeitskreises 
„Blumen für Stukenbrock“, plädierte für den sofortigen Abzug der Bundeswehr 
aus Afghanistan und den sofortigen Stopp von Waffenexporten. „All die Toten 
mahnen uns, Kriege als Mittel der Politik zu ächten.“ 




1. September: 

Ein bewegender Aktionstag 


I n vielen Städten und Gemeinden 
gab es im Vorfeld des 1. September 
und am Tag selbst zahlreiche Anti¬ 
kriegsveranstaltungen: Es wurde an 
aktuelle und vergangene Kriege in al¬ 
ler Welt erinnert. Im Bremen führte 
beispielsweise ein Fahrradkorso des 
Bremer Friedensforums, des DGB, 
linker Parteien und Organisation so¬ 
wie weiterer Gruppen zu einige Rüs¬ 
tungsschmieden in der Hansestadt. 
In anderen Städten und Gemeinden 
fanden Demonstrationen, Kundge¬ 
bungen, Mahnwachen und Friedens¬ 
feste statt. An den Gräbern sowjeti¬ 
scher Kriegsgefangener und anderer 
Opfer des Faschismus aus ganz Euro¬ 
pa wurden Blumen niedergelegt, bei 
Stolpersteinaktionen an deutsche 
Antifaschistinnen und Antifaschis¬ 
ten erinnert. 

★ 

In Dortmund gingen mehrere tau¬ 
send Menschen auf die Straße. In 
diesem Jahr wurde der faschistische 
Aufmarsch in der Stadt verboten. 
Die Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes Bund der Antifaschis¬ 
tinnen und Antifaschisten, Landes¬ 
vereinigung NRW, schrieb zu diesem 
Anlass unter anderem: 

„Viel zu lange durften Nazis am An¬ 
tikriegstag Jahr für Jahr in Dortmund 
aufmarschieren. In diesem Jahr nun 
endlich nicht mehr. Das Bundesver¬ 
fassungsgericht hat das Verbot des 
Aufmarsches der Braunen durch die 
Polizei am Vortag bestätigt. Zuvor 
schon hatten das Verwaltungsgericht 
Gelsenkirchen und das Oberverwal¬ 
tungsgericht Münster so entschieden. 
Der Protest der Antifaschistinnen 
und Antifaschisten, der VVN-BdA 
und vieler Bündnisse, ja großer Teile 
der Dortmunder Bevölkerung hatte 
sich gelohnt. (...) 

Es war vor allem der zwölfjährige 
Protest der Dortmunder Demokra- 
tinnen und Demokraten und ihrer 
Freunde aus dem Umland, der end¬ 
lich mit einem Verbot und auch tat¬ 
sächlichen Verhinderung des Nazi¬ 
aufmarsches gekrönt war. Dortmund 
war am Antikriegstag 1. September 
ganz frei von Nazis - sie versuchten 
anderswo sich zu versammeln. Das 
,Bündnis Dortmund gegen Rechts* 
schützte dennoch die Stolperstei¬ 
ne der Stadt mit seinem Mahngang 
durch Hörde, und die Gruppe Rin¬ 
der des Widerstandes* war mit einem 
Redebeitrag bei der Abschlusskund¬ 
gebung in Hörde dabei. Bündnisse 
wie ,Dortmund stellt sich quer* und 
,Dortmund nazifrei* ließen sich De¬ 
monstrationen nicht nehmen. Gut 
zehntausend Nazigegner waren in 
der ganzen Fläche der Stadt aktiv.“ 
Andreas Meyer-Lauber, Vorsitzen¬ 
der des DGB NRW, erklärte: „Am 
1. September 1939 begann mit dem 


Überfall Deutschlands auf Polen der 
zweite Weltkrieg und damit die größ¬ 
te Katastrophe des 20. Jahrhunderts. 
Mit dem Antikriegstag machen der 
DGB und die Gewerkschaften auch 
in diesem Jahr deutlich: Wir beken¬ 
nen uns zu Frieden und Solidarität 
und fordern den Vorrang ziviler Kon¬ 
fliktlösungen vor militärischen In¬ 
terventionen. Wir sprechen uns klar 
aus gegen jegliche Form von Kriegs¬ 
verherrlichung und Rassismus. Da¬ 
her begrüßen wir es, dass der NRW- 
Innenminister rechtextremistische 
Kameradschaften verbietet und die 
Dortmunder Polizei den geplanten 
Neonazi-Aufmarsch untersagt hat. 
Wir dürfen nicht zulassen, dass Fa¬ 
schisten den Antikriegstag für ihre 
menschenfeindliche Propaganda 
missbrauchen. Und wir bleiben da¬ 
bei: Die NPD muss endlich verboten 
werden. Es darf nicht sein, dass eine 
Partei, die sich Intoleranz und De¬ 
mokratiefeindlichkeit auf die Fahnen 
schreibt, auch noch über die Partei¬ 
enfinanzierung staatliche Gelder er¬ 
hält. Gestern wie heute gilt: Nie wie¬ 
der Krieg, nie wieder Faschismus!“ 
An diesem Tag gelang es aber nicht 
überall, faschistische Aufmärsche zu 
verhindern. 


In Erfurt kam es zu einer etwa halb¬ 
stündigen Kundgebung von rund 100 
Neonazis, die eigentlich ins Ruhrge¬ 
biet hatten fahren wollten. Sie zeig¬ 
ten unter anderem selbst gemalte 
Transparente. „In Dortmund nicht 
gewollt - über Nacht in Erfurt einge¬ 
rollt!“, hatten die Neonazis gereimt. 
Auf zwei Tapetenrollen war zu lesen: 
„Ob Dortmund, Erfurt oder Buxte¬ 
hude - der Feind ist immer der ...** 
Die Polizei griff nicht ein. 

Eine im Anschluss an die Erfurter 
Aktion geplante „Spontan-Demo“ in 
Weimar untersagte die Polizei. Ge¬ 
gen die Neonazis wurden dort Platz¬ 
verweise verhängt. 

Aus Nordrhein-Westfalen wurden 
lediglich zwei Aktionen bekannt. In 
Bonn verteilten Neonazis Flugblätter 
in der Innenstadt. Im westfälischen 
Siegen zogen nach Angaben der Poli¬ 
zei etwa zehn schwarz gekleidete und 
vermummte Personen durch die Fuß¬ 
gängerzone, rechte Parolen skandie¬ 
rend und ein Plakat vor sich her tra¬ 
gend. Fünf der Beteiligten, zwischen 
21 und 33 Jahre alt, nahm die Polizei 
in Gewahrsam. (blick nach rechts ) 

Zusammenstellung UZ 
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Kapitalistische Reproduktion in der Krise? 

Ein wichtiges Thema der Frauenbewegung 


In Salzburg geht es 
nicht nur um Mozart 

Zeitschrift für dialektische Philosophie 


D ie Bedeutung der Reproduktionsarbeit im 
Kapitalismus bleibt ein wichtiges Thema in 
der Frauenbewegung. Der Frauenarbeits¬ 
kreis der DKP will sich mit diesem Thema auf der 
Beratung am 22. September intensiv beschäftigen. 

★ 

Die Diskussion darüber hat durch die Verände¬ 
rungen, die der Neoliberalismus und die Globali¬ 
sierung bisher für Frauen gebracht haben, einen 
Aufschwung erfahren. Aus dem Englischen wird 
auch das Wort „Care“ als Bezeichnung verwen¬ 
det. Care Arbeit, Sorgearbeit oder reproduktive 
Arbeit werden weitgehend synonym gebraucht. 
Darunter wird jede personennahe fürsorgende 
Dienstleistung, die sowohl bezahlt als auch un¬ 
bezahlt erfolgen kann, verstanden. Nicht wenige 
Beiträge beziehen sich auf Karl Marx, auch wenn 
sie nicht unbedingt zu seinen Schlussfolgerungen 
gelangen. 

Es ist bekannt: Die Trennung von bezahlter Er¬ 
werbsarbeit und unbezahlter Reproduktionsar¬ 
beit ist von großer Bedeutung für die Profitma¬ 
ximierung. Sie senkt die Kosten der Arbeitskraft 
und erhöht den Profit. Wenn die Reproduktion 
der Arbeitskraft alleine aus dem Lohn erfol¬ 
gen würde, müsste dieser so hoch sein, dass der 
Mehrwert der Arbeit und der Profit viel niedri¬ 
ger ausfallen würden. Die Reproduktionsarbeit 
trägt somit auch zu einem höheren Mehrwert bei. 
Die Ware Arbeitskraft wird nicht als Ware produ¬ 
ziert, sondern als Ware verkauft. Die notwendige 
Reproduktionsarbeit geht nur dann als wertbil¬ 
dende Arbeit in diese besondere Ware ein, wenn 
sie zu einer Dienstleistung wird. Deshalb findet 
die Reproduktionsarbeit nur soweit Berücksich¬ 
tigung, als es für das ökonomische Ziel, möglichst 
hohe Profite zu erzielen, von Bedeutung ist. Ga¬ 
briele Winkler (2011) definiert: „(U)nter Repro¬ 
duktionsarbeit soll die unter den jeweiligen kapi¬ 
talistischen Bedingungen zur Reproduktion der 
Arbeitskraft notwendigen Tätigkeiten verstan¬ 
den werden, die nicht warenförmig, sondern aus¬ 
schließlich am Gebrauchswert orientiert in fami- 
lialen und ehrenamtlichen Bereichen realisiert 
werden.“ 

Auch aus wirtschaftswissenschaftlicher Sicht ist 
eine ökonomische Debatte zur Care-Ökonomie 
entstanden, die nach dem volkswirtschaftlichen 
Wert der reproduktiven Arbeit fragt und auch die 
Trennung von Ökonomie in produktiv und repro¬ 
duktiv hinterfragt. Kritisiert werden die Trennung 
von Produktions- und Reproduktionssphäre im 
Kapitalismus und die daraus entstehende Wahr¬ 
nehmung der Haushalte als Orte des Konsums je¬ 
ner Produkte, die in der Wirtschaft reproduziert 
werden. Die Schweizer Ökonomin Mascha Ma- 
dörin argumentiert gegenüber der traditionellen 
Wirtschaftstheorie, dass sie nur bezahlte Arbeit 
berücksichtigt und die unbezahlte Reproduktions¬ 
arbeit aus ihren Theorien und Berechnungen au¬ 
ßen vor lässt. Sie hat beispielsweise den „Wert“ der 
Reproduktionsarbeit in der Schweiz zu berechnen 
versucht, indem sie Haushalte als „wichtigste Pro¬ 
duktionsorte der Sorge- und Versorgungsökono¬ 
mie“ versteht und die einzelnen Tätigkeiten im 
Reproduktionsbereich Wirtschaftsbranchen zuge¬ 
ordnet, um eine bessere Vergleichsbasis zu haben. 
Insgesamt beziffert sie die Wirtschaftsleistung der 
Sorge- und Versorgungsarbeit auf ca. 64 % des 


schweizerischen BIP. (Madörin, 2008) Zum Ver¬ 
gleich: In Deutschland wurden 2001 im Repro¬ 
duktionsbereich 96 Milliarden Stunden vor allem 
von Frauen gearbeitet. Im Bereich der Erwerbs¬ 
arbeit waren es „nur“ 56 Milliarden Stunden, die 
allerdings auch von Frauen mit geleistet wurden. 
Diese Zahlen belegen den Umfang unbezahlter 
Reproduktionsarbeit und den Beitrag zur kapita¬ 
listischen Mehrwertaneignung. 

Es gibt gravierende Veränderungen im Reproduk¬ 
tionsbereich, die diese Überlegungen angeregt ha¬ 
ben und die hier in aller Kürze benannt werden: 

Die Modelle wechseln... 

In Deutschland wurde nach 1945 die unbezahlte 
weibliche Sorgearbeit gefördert. Das männliche 
Alleinernährermodell (Fordismus) und der Fami¬ 
lienlohn reichten aus, um die Familie wirtschaft¬ 
lich abzusichern. Die Frau stand für die komplette 
Reproduktionsarbeit zur Verfügung. Die Frauen 
lebten somit auch in dauerhafter ökonomischer 
Abhängigkeit von ihren Partnern. Dieses Modell 
ist schon lange passe. Immer mehr Frauen ar¬ 
beiten, weil eine Lohntüte nicht mehr ausreicht 
und sie ihre Unabhängigkeit sichern wollen. Mit 
steigender Frauenerwerbsarbeit fällt der durch¬ 
schnittliche Lohn, da kein Familienlohn mehr 
erforderlich ist und zwei Familienmitglieder zur 
Deckung der Lebensunterhaltskosten einer Fa¬ 
milie beitragen. Für die Verwertungsbedingungen 
sind zwei Lohnempfängerinnen dennoch güns¬ 
tig, da zwei Lohnarbeiterinnen eine deutlich er¬ 
höhte Mehrarbeit liefern. Allerdings arbeiteten 
Frauen zumeist in prekären Jobs mit geringer Ent¬ 
lohnung. Die überwiegende Mehrheit der Frau¬ 
en leistet weiterhin Reproduktionsarbeit, obwohl 
sich zeitliche und inhaltliche Anforderungen dras¬ 
tisch verändert haben. 

In den letzten Jahren haben erwerbstätige Frauen 
mit einer zunehmenden Flexibilisierung und pre¬ 
kärer Beschäftigung zu kämpfen. Immer weniger 
Zeit ist für die Reproduktionsarbeit vorhanden. 
Viele Frauen sind körperlich und psychisch am 
Ende. Gleichzeitig nehmen die Anforderungen an 
die Sorgearbeit zu, beispielsweise durch die fort¬ 
schreitende Alterung der Gesellschaft und deren 
Versorgung. Es gibt eine Lücke in der sozialen 
Reproduktion, die durch eine gigantische sozia¬ 
le Umverteilung von unten nach oben verschärft 
wird. Gewachsen sind personenbezogene Dienst¬ 
leistungen, aber diese entspannen die Situation 
nicht. Allein im Sozial- und Gesundheitswesen 
sind seit 1991 rund 1,5 Millionen neue Arbeitsplät¬ 
ze entstanden. Trotzdem fehlt es hierzulande über¬ 
all an Kitaplätzen, Ganztagsschulen und Pflege¬ 
dienstleistungen. In der Pflege herrscht Notstand. 
Es fehlen rund 50 000 Fachkräfte. (Hirschei, 2011) 

Die billigste Variante... 

Für die Kapitalverwertung ist es natürlich die bil¬ 
ligste Variante, wenn Reproduktionsarbeiten zu¬ 
sätzlich zur eigenen, die Existenz sichernden Er¬ 
werbsarbeit realisiert werden. Dann sind sie ohne 
Kosten für das Kapital. Deshalb bleibt es bei der 
unerträglichen und wachsenden Doppelbelastung 
vieler Frauen. Sorgearbeit wird nur dort unter¬ 
stützt, insofern sie Wirtschaftswachstum fördert 
und Profite realisieren hilft. Das Scheidungsrecht 
und die Unterhaltsrechtsreform von 2009 dienen 


dazu, die Erwerbstätigkeit von Frauen zu forcie¬ 
ren, indem die Kinder Vorrang in der Versorgung 
vor den geschiedenen Ehefrauen haben. Sie wer¬ 
den so schnell und sauber in prekäre Lebenssi¬ 
tuationen gedrängt. Das Elterngeld wird für die 
gehobene Mittelschicht gezahlt, um qualifizierten 
Frauen den Weg in den Arbeitsmarkt zu erleich¬ 
tern. Hartz IV-Bezieherinnen gehen leer aus. Die 
Pflege und Betreuung älterer oder kranker Fami¬ 
lienmitglieder ist völlig uninteressant fürs Kapital. 
Das Familienpflegegesetz beschert Frauen Lohn¬ 
einbußen von 25 %, Geringverdienerinnen gehen 
leer aus. Und wieder winkt die Altersarmut. 

Warum private Dienstleister 
den Mehrwert senken... 

Auch im Pflegebereich treten zunehmend private 
Dienstleister entsprechend der neoliberalen Lo¬ 
gik - alles wird zur Ware und dient der Realisie¬ 
rung von Profit - auf. Dennoch ist dieses Angebot 
nicht wirklich für alle gewollt, weil es die Profite 
des Kapitals insgesamt einschränken würde, da 
es einfach zu teuer ist. Die gesellschaftliche In¬ 
anspruchnahme privater Dienstleister würde die 
Reproduktionskosten der Lohnarbeit drastisch 
steigern und so den Mehrwert senken. Dies ist 
nicht erwünscht! 

Rationalisierungsmaßnahmen im Pflege- und 
Gesundheitsbereich sind nur begrenzt möglich. 
Hier sind Produktivitätsfortschritte wie in ande¬ 
ren Wirtschaftbereichen nicht möglich. Sparen ist 
deshalb im Gesundheitsbereich der Ersatz für Ra¬ 
tionalisierungsmaßnahmen und somit ein Beitrag 
zur Senkung der Reproduktionskosten. Stichwor¬ 
te sind hier Lohndumping, Fachkräftemangel und 
Pflege im Minutentakt. Ich verweise hier auf den 
Artikel in der UZ von Regine Voß „Altenpflege 
und Sparpolitik“ (03.08.2012). 

Und wieder trifft es hier vor allem Frauen. Der 
Kollaps wurde bisher durch eine erhöhte Ausbeu¬ 
tung der Frauen verhindert. Es ist eine Frage der 
Zeit wie lange Frauen diesen Druck noch aushal- 
ten können. 

Entschleiern wir sie... 

Entschleierung der Bedeutung und des Ausmaßes 
der Reproduktionsarbeit im Kapitalismus! Die 
unbezahlte Arbeit muss sichtbar werden, um 
auch diese Seite des Ausbeutungs- und Krisen¬ 
prozesses nicht nur für Frauen durchschaubarer zu 
machen. Diskutieren wir weiter darüber wie wir 
mit unseren bescheidenen Mitteln einen Beitrag 
dazu leisten, die herrschende Politik ein wenig zu 
entlarven und gleichzeitig Alternativen zu entwi¬ 
ckeln wie wir dies mit unserer Frauentaglosung 
2012 „Bessere Zeiten für Frauen!“ versuchen. 
Auch wird es darum gehen, Forderungen zu 
entwickeln, die Frauen konkret entlastet. Wichtig 
ist eine breite Diskussion in der Frauenbewegung, 
was zu tun ist. 

★ 

Im Antrag des DKP-Parteivorstandes „Antwor¬ 
ten der DKP auf die Krise“, dessen Intention ich 
sehr teile, sind Frauen als besonders „Krisenbe¬ 
troffene“ nicht einmal erwähnt. Frauenpolitische 
Forderungen fehlen gänzlich. Diese wichtigen As¬ 
pekte sollten in den Antrag eingearbeitet werden. 

Susanne Bauermann 


Moderne Piraterie 

Ursachen und Folgen 


„Die Piraterie vor Somalia ist eine vorübergehen¬ 
de und prekäre Form von Arbeit.“ Diese These 
vertritt Ralph Klein in seinem neuen Buch, das 
im Juni bei „Assoziation A‘ erschienen ist. Klein 
ist Historiker, die Ankündigung des Verlages weist 
ihn als „Piratologen“ aus. Wer jetzt eine wissen¬ 
schaftliche Abhandlung zum Thema erwartet, 
wird jedoch enttäuscht. Der Autor selbst bezeich¬ 
net sein Werk als „Essay“, einen Versuch, sich dem 
Thema anzunähern. 

„Die unbotmäßigen piratischen Subjekte grei¬ 
fen zum Mittel der Piraterie, weil sie durch eine 
zerstörerische postkoloniale Politik ihrer Subsis¬ 
tenzmittel beraubt wurden.“ Dieser Satz mag, zu¬ 
mindest in engagierten „linken“ Kreisen, wie ein 
Gemeinplatz klingen. Klein nimmt sich dennoch 
die Zeit, auf die Geschichte der Region, auf die 
traditionellen Strukturen und deren Veränderung 
im Verlauf des 19. und vor allem des 20. Jahrhun¬ 
derts einzugehen. 

Im Mittelpunkt des Buches steht dann die Be¬ 
schreibung des piratischen Alltags. Klein nimmt 
dabei die Perspektive der Piraten ein. Zuweilen 
verfällt er in einen laxen, leicht ironischen Er¬ 
zählton, spricht immer wieder in seemännischen 
(„piratischen“) Metaphern und gerät dabei gele¬ 


gentlich an die Grenze zur Verniedlichung. Ande¬ 
rerseits tritt er entschlossen der Mainstream-Be¬ 
richterstattung entgegen, die eine Gleichsetzung 
zwischen Piraterie und Organisierter Kriminalität, 
Terrorismus oder gar Islamismus suggerieren will. 
Die Bemühungen der kapitalistischen Staaten, das 
Phänomen mit einer „globalen Kriegsmarine“ zu 
bekämpfen, sieht er als Versuch an, sich Vortei¬ 
le im „neoimperialistischen Kampf“ um knapper 
werdende Ressourcen zu verschaffen. Die Piraten 
seien dabei nur ein Anlass und nicht der wahre 
Grund. 

Am Ende geht Klein der Frage nach, ob die Pi¬ 
raten von Somalia als „Sozialbanditen“ im Sinne 
der Thesen Hobsbawms anzusehen sind. Zu einer 
klaren Antwort kommt er nicht. Er siedelt sie an 
zwischen sozialem Banditentum, „Arbeitskampf“ 
um ein angemessenes Einkommen (auch und ge¬ 
rade für den Sozialverband), und dem individuel¬ 
len Wunsch nach dem Wohlstand der westlichen 
Mittelschicht. 

Der Umfang des Buches reicht nicht annähernd 
aus, um das Thema erschöpfend zu behandeln. Um 
im Bild zu bleiben: Manchmal kreuzen wir nur 
vor der Küste, ohne so recht irgendwo anzulegen. 

Hans Weber 



Das Horn von Afrika (NASA-Aufnahme): Es gibt 
verschiedene Ursachen dafür, warum die Pira¬ 
terie heute vor den Küsten Somalias besondere 
Ausmaße angenommen hat. 

Quelle: Transferred from he.wikipedia/CC; 
CC-BY-2.5; CC-BY-SA-3.0; Released under the GNU 
Free Documentation License. 


Ralph Klein, Moderne Piraterie - Die Piraten vor So¬ 
malia und ihre frühen afrikanischen Brüder, Asso¬ 
ziation A, Berlin/Hamburg 2012,132 Seiten,12 Euro., 
ISBN 978-3-86241-416-1 


Im Herbst vergangenen Jahres wurde sie be¬ 
schlossen, im Frühjahr unseres Jahres in Salz¬ 
burg durchgeführt, eine Tagung zur dialekti¬ 
schen Philosophie und zur Förderung einer 
Zeitschrift zu dieser Philosophie. Das Ergeb¬ 
nis ist die hier vorzustellende Zeitschrift: „Auf¬ 
hebung.“ Wer etwas über und von Hegel weiß, 
dem war sofort klar, warum dieser zunächst 
etwas seltsame Begriff als Titelgeber für diese 
Zeitschrift herhalten muss: „Aufhebung - Zeit¬ 
schrift für dialektische Philosophie.“ - Hegel, 
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der so tiefgründig in unsere Sprache hinein¬ 
schaute, hatte das deutsche Wort „aufheben“, 
seiner dreifachen Bedeutung wegen, in die Di¬ 
alektik eingeführt: Aufheben, das heißt etwas 
annullieren, aber auch, es aufbewahren und 
schließlich, es auf eine höhere Stufe heben, es 
weiter entwickeln. Und weil diese Sonderheit 
des deutschen Wortes so in anderen Sprachen 
nicht vorkommt, wurde es internationaler di¬ 
alektischer Sprachgebrauch. 

Der Titel der Zeitschrift ist also Programm und 
Arbeitsauftrag. 

Ein Überblick über vorliegende Zeitschriften 
zeigt: Jene, die sich mit Philosophie befassen, 
sind meistens von einem gewissen esoteri¬ 
schen Charakter, dem sogenannten Normal- 
Menschen nicht oder nur schwer zugänglich. 
Das gilt auch für das eine oder andere Druck¬ 
erzeugnis, das sich dem Marxismus widmet. 
Hier nun haben wir eine Zeitschrift, die nicht 
Philosophie hinter oder in einer Vielzahl ande¬ 
rer Bereiche - etwa der Politischen Ökonomie, 
der Geschichte, der Politik (unzweifelhaft al¬ 
les wichtige Themenbereiche) - versteckt, son¬ 
dern sich klar und deutlich „nur“ der Philoso¬ 
phie und zwar der dialektischen, genauer, der 
materialistisch-dialektischen zuwendet. Die 
Aufsätze sind lesbar, also demokratisch ge¬ 
schrieben, was man ja nicht von jedem philo¬ 
sophischen Text sagen kann. 

Dieses erste Heft der neuen Zeitschrift ist dem 
vor kurzen verstorbenen, auch international 
hoch angesehenen deutschen marxistischen 
Philosophen Hans Heinz Holz gewidmet. Auch 
das ist Programm, denn es gibt durchaus un¬ 
terschiedliche Auffassungen auch zu zentra¬ 
len Aspekten der materialistisch-dialektischen 
Philosophie. 

Was diese unterschiedlichen Verstehensweisen 
angeht, so ist das keine Besonderheit des Mar¬ 
xismus, man schaue nur die Behandlung der 
Probleme der Mikrophysik an, die dort auftre¬ 
tenden Unterschiede sind wissenschaftlicher 
Art, keine persönlichen Marotten. 

Das erste Heft der „Aufhebung“ enthält nach 
einem Vorwort von Stefan Klingersberger, 
Salzburg - dort wird kurz über das Zustande¬ 
kommen der Zeitschrift, ihre Zielsetzung in¬ 
formiert und auch ein Überblick zu den ersten 
vier Aufsätzen vermittelt - folgende Beiträge: 
Gottfried Schweiger (ich lasse alle akademi¬ 
schen „Vornamen“ weg, alle sind mit solchen 
ausgezeichnet!), Salzburg: „Naturphilosophie. 
Eine Skizze entlang von vier Begriffen.“ 
Hannes A. Fellner, Harvard University: Bau¬ 
steine einer dialektischen Sprachphilosophie 
im Anschluss an Hans Heinz Holz. 

Andreas Egger, Salzburg, Die fünf Sinne als 
Arbeit der Weltgeschichte - Eckpunkte einer 
materialistischen Erkenntnistheorie. 

Peter Ostertag, Salzburg, rezensiert Domeni¬ 
co Losurdos großes Nietzsche-Buch: Warum 
ich so politisch bin. Über Domenico Losurdos 
Buch „Nietzsche - der aristokratische Rebell.“ 
Ich möchte ganz einfach wünschen: Freunde, 
Genossen, Kollegen: Macht weiter so! 

Robert Steigerwald 

Siehe auch: www.dialektik-salzburg.at, Die 
Zeitschrift wird durch die Salzburger Gesell¬ 
schaft für dialektische Philosophie herausge¬ 
geben. 
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Das Publikum von Richard Wagners Bühnenweihfestspiel „Parsifal“ ist während einer Aufführungspause auf dem Grünen 
Hügel mit der Ausstellung „Verstummte Stimmen“ konfrontiert. Rechts im Vordergrund steht die Büste Richard Wagners, 
umgeben von Tafeln der Ausstellung. Im Hintergrund ist das Festspielhaus zu sehen. 

Die Opfer des Rassenwahns 
kehren zurück 

Bayreuther Festspiele müssen sich ihrer Vergangenheit stellen 


N icht überall dauerte es so lange. 
Vor sechs Jahren bereits wur¬ 
de „Verstummte Stimmen. Die 
Vertreibung der Juden 4 aus der Oper 
1933 bis 1945 44 im Hamburger Opern¬ 
haus vorgestellt. Nun kam die Ausstel¬ 
lung des Initiators der „Wehrmachts¬ 
ausstellung 44 Hannes Heer u.a., nach 
Zwischenstationen an weiteren Opern¬ 
häusern in Bayreuth an. Die eigens für 
den Außenbereich konstruierten Info¬ 
tafeln - helle, zwei Meter hohe Stelen - 
empfingen alle, die vom Grünen Hügel 
dem Festspielhaus zustrebten. 

Auch im Opernhaus selbst wurden erst¬ 
mals Schritte zur Aufarbeitung der tief¬ 
braunen Vergangenheit dieser einstigen 
Kultstätte des Hoch- und des Geldadels 
gemacht: In seiner aktuellen „Parsifal 44 - 
Aufführung verwies der Regisseur Ste¬ 
fan Herheim auch auf die unrühmliche 
Geschichte des für die Wagner-Opern 
gegründeten Hauses. 

Der Komponist Richard Wagner selbst 
lieferte 1850 mit seinem antisemiti¬ 
schen Essay „Das Judentum in der 
Musik 44 eine Steilvorlage für Rassisten 
und Faschisten. Es war allerdings sei¬ 
nen Erben Vorbehalten, insbesondere 
unter der jeweiligen Intendanz seiner 
Witwe Cosima und später seiner Toch¬ 
ter Winifred Wagner, die Bayreuther 
Festspiele früh zum Instrument antise¬ 
mitischer Propaganda zu machen. Das 
ist mehr oder weniger bekannt. 

1933 wurden dort „Die Meistersinger 44 
völlig in der Ästhetik der Nürnberger 
NS-Parteitage inszeniert, mit einem 
monumentalen Chor als „Volksge¬ 
meinschaft 44 . Zu diesem Zeitpunkt war 
die Festspielleitung mit Winifred Wag¬ 
ner längst von Hitlers Geschmack und 
Launen abhängig. 

In welchem Ausmaß jedoch die Wag¬ 
ner-Erben schon seit Jahrzehnten, 
gleich nach dem Tod des genialen Kom¬ 
ponisten, zusammen mit dem briti¬ 
schen Rassisten Houston Chamberlain, 
dem Schwiegersohn der Wagner-Witwe 
Cosima, Bayreuth zum antisemitischen 
„deutschen Olympia 44 aufzubauen ver¬ 
suchten - das hier mit vielen abscheu¬ 
lichen Details zu lesen ist neu und er¬ 
zeugt akuten Brechreiz. 

Schon lange vor Hitlers Rassegeset¬ 
zen strich die Festspielleitung jüdische 
oder „jüdisch versippte 44 Dirigenten 


und Regisseure sowie Mitglieder des 
Chor- bzw. Orchester-Ensembles von 
den Besetzungslisten, wie den 44 aus¬ 
gestellten Biografien zu entnehmen ist. 
Sie scheute dabei auch vor Weltstars 
nicht zurück wie im Fall der Sopranis¬ 
tin Lola Beth, die als „polnische Jüdin 
ohne irgendwelche Vorzüge 44 diffamiert 
wurde: „Von der kann keine Rede sein. 44 
Cosima Wagner verbat sich sowieso 
jedwede „israelitische Beimischung 44 . 
Nur wenn das Ausland aufmerksam 
wurde, gab es mitunter „Sondergeneh¬ 
migungen 44 . 

Auch „politisch Untragbare 44 traf der 
Bannstrahl: Ferdinand Mehl durfte 
1930-1931 noch auf dem „Grünen Hü¬ 
gel 44 auftreten. Doch als seine Mitglied¬ 
schaft in der KPD bekannt wurde, flog 
er. Der Chorsänger und Solist lebte 
dann noch einige Jahre als Arbeitslo¬ 
ser in Stuttgart. Danach verliert sich 
seine Spur. 

Herbert Janssen, der mit seinem sam¬ 
tigen Bariton Wagnerianern als Ide¬ 
albesetzung galt, verließ Deutschland 
wegen des „Verdachts der anderen Zu¬ 
gehörigkeit 44 - Homosexualität war in 
der Nazidiktatur ein Staatsverbrechen. 
In den 50ern gelang ihm in New York 
ein großartiges Comeback. 

Doch nur wenigen war es vergönnt, 
sich in Sicherheit zu bringen oder gar 
im Ausland wieder Fuß zu fassen. Als 
Mezzo-Sopran in mehrerenWagner- 
Opern riss Ottilie Metzger-Lattermann 
ein ergriffenes Publikum zu Ovationen 
hin. Elf Jahre lang trat sie in Bayreuth 
auf. „Alles, was ist, endet 44 und „Ein 
grausamer Tag dämmert den Göt¬ 
tern 44 sang sie. Die Verse aus Wagners 
„Rheingold 44 wirken wie eine grauen¬ 
hafte Vorahnung: 1943 wurde sie nach 
Auschwitz deportiert und ermordet. 
Das schonungslose Resümee der Ver¬ 
fasser der Ausstellung: Wagners Fami¬ 
lie habe „den Boden vorbereitet für 
die staatlich vorbereitete Vertreibung 
der jüdischen und politisch untragba¬ 
ren Künstler 44 . 

Zwar beteuert die federführende 
Wagner-Urenkelin Katharina Wag¬ 
ner auf Schritt und Tritt, dass nun alles 
auf deckt werde. Nichts irgendwie Re¬ 
levantes sei mehr im Keller der Villa 
Wahnfried (das ist wortwörtlich zu ver¬ 
stehen!) zu finden. Dem widersprach 


nicht nur ihre Cousine Nike Wagner 
(„Verschleppungstaktik 44 ), sondern 
vor allem der Historiker Hannes Heer. 
Auf einer Veranstaltung in der Bay¬ 
reuther Markgrafen-Buchhandlung 
kritisierte er: Ansonsten blockiere die 
Familie die Aufarbeitung. Dabei spielt 
insbesondere auch Amelie Hohmann, 
eine Enkelin von Winifred Wagner, 
eine undurchsichtige, üble Rolle. Nur 
häppchenweise, so Hannes Heer, gelan¬ 
ge der Nachlass des 2008 verstorbenen 
Festspielleiters Wolfgang Wagner ans 
Licht. 

Als wenn nicht schon reichen würde, 
was jetzt erforscht wurde! Dass sich 
Cosima Wagner nach dem gescheiter¬ 
ten Putsch von 1923 persönlich um Hit¬ 
ler kümmerte und er wie andere Nazi- 
Größen später in Bayreuth und in der 
Villa Wahnfried aus- und einging? Dass 
die Wagner-Erben 1938 stolz verkünde¬ 
ten, die Festspiele seien nun endgültig 
„judenfrei 44 ? 

Es versteht sich, dass diese Nibelungen¬ 
treue sich auch finanziell für die Fami¬ 
lie auszahlte. Auch da wäre noch eini¬ 
ges aufzuklären. 

Übrigens fließen auch heute noch be¬ 
trächtliche Steuergelder in das Unter¬ 
nehmen auf dem Grünen Hügel. Mit 
rund 2,2 Millionen Euro unterstützt der 
Freistaat Bayern allein in diesem Jahr 
den Festspielbetrieb, abgesehen von 
Zuschüssen der regionalen und lokalen 
Ebene. Zum knapp 15 Millionen Euro 
teuren Neu- und Umbau des Richard- 
Wagner-Museums im „Haus Wahn¬ 
fried 44 will die Landesregierung bis zu 
vier Millionen Euro beisteuern. Noch 
ist offen, ob diese überaus aufwändi¬ 
ge Baumaßnahme bis zum nächsten 
Jahr fertig sein wird. Abgesehen davon 
bleibt es spannend, ob sich die Ansätze 
einer Vergangenheitsaufarbeitung dar¬ 
in wiederfinden werden. 

2013 jährt sich Wagners Geburtstag 
zum 200. Mal. Mindestens bis dahin 
sollten die Stelen vor dem Festspiel¬ 
haus Wache halten. Eva Petermann 

Literatur: 

Hannes Heer, Jürgen Kesting und Peter 
Schmidt: Verstummte Stimmen. Die Bay¬ 
reuther Festspiele und die „Juden“ 1976 bis 
1945; 414 Seiten; Berlin 2012 


Vom 16.-17 November 2012 lädt die 
DKP wieder zu einem Kulturpolitischen 
Forum ein, diesmal nach Hannover. 

Zum Stand der Vorbereitungen sprach 
die UZ mit Isa Paape und Werner Lutz, 
beide in der Kulturkommission aktiv. 

UZ: „Immer noch gegen den Wind 44 - 
was dürfen wir uns denn bei diesem Titel 
vom Kulturpolitischen Forum verspre¬ 
chen? 

Isa Paape: Bei der Wahl des Titels hat 
die Stimmung in der Vorbereitungs¬ 
gruppe eine große Rolle gespielt. Zur¬ 
zeit weht wohl allen demokratischen 
und linken Kräften der Wind ordent¬ 
lich ins Gesicht. Die Schwierigkeiten, 
gemeinsam Widerstand zu entwickeln 
gegen die Abwälzung der Krisenlasten, 
gemeinsam gegen Resignation und läh¬ 
mende Angst anzugehen, die machen 
sich natürlich auch in der Vorberei¬ 
tung des Forums bemerkbar. Wir soll¬ 
ten also aus kulturpolitischer Sicht ein¬ 
mal genauer hinschauen, woraus sich 
die Macht der Herrschenden speist, wie 
ihre „Schockstrategien 44 funktionieren, 
und welche Möglichkeiten wir haben, 
dieses Klima zu verändern. Auf die Ver¬ 
änderung kommt es uns doch vor allem 
an, und deswegen ist andererseits der 
Titel tatsächlich auch ein Versprechen 
der DKP: Wir stehen immer noch ge¬ 
gen den Wind, also gegen Sozialabbau 
und kulturellen Kahlschlag, für eine so¬ 
lidarische, eine sozial gerechte, eine so¬ 
zialistische Gesellschaft. 

Werner Lutz: Ich finde, der Titel symbo¬ 
lisiert auch ein wenig die Tradition der 
bisherigen Kulturforen. Es geht doch 
in der heutigen Zeit verstärkt darum, 
gegen Kulturkahlschlag und zur Ent¬ 
wicklung linker Kulturpolitik Bünd¬ 
nisse und Netzwerke zu bilden und zu 
beleben. Dieser Gedanke war bei den 
letzten Kulturforen der DKP jeden¬ 
falls prägend. - Erfolgreich gegen den 
Wind zu stehen ist nun mal aussichts¬ 
reicher, wenn es gemeinsam mit vielen 
anderen passiert, als allein. Wir wollen 
also in Hannover wieder ein Forum 
der Debatte für alle linken Kräfte, für 
Künstlerinnen, Kulturschaffende, Ge- 
werkschafterlnnen, Antifaschistinnen, 
Kommunalpolitikerinnen anbieten. 
UZ: Mit dem vor gestellten Programm 
sprecht ihr ja offenkundig viele Interes¬ 
sen und hoffentlich viele Interessierte an. 
Seid ihr selbst denn zufrieden mit dem 
Ergebnis eurer Planung? 

Isa Paape: Zufrieden? Also ehrlich, ich 
wundere mich immer wieder, dass wir 
solche Foren auf einem doch beacht¬ 
lichen Niveau anbieten können. Den 
Abend am Anreisetag gestalten die Nie¬ 
dersachsen mit einer Fotoserie über die 
Protestbewegung gegen die Castoren 
und Poetry Slam aus der Region. „Teil¬ 
habe als Lüge, Kultur als Waffe 44 über 
diesen gravierenden Unterschied spricht 
am Samstag der Schriftsteller und Pub¬ 
lizist Dietmar Dath, derzeit sicher einer 
der klügsten und kreativsten Verteidi¬ 
ger einer sozialistischen Perspektive in 
diesem Land. Diether Dehrn, den ich 
als Politiker, Texter und Musiker wohl 
kaum vorstellen muss, wird über „Le¬ 
nin, Luxemburg, Gramsci, Brecht und 
die künstlerische Parteilichkeit 44 laut 
nachdenken. Das gibt schon einigen 
Diskussionsstoff, der sicher auch in die 
anschließenden Workshops noch hin¬ 
einwirkt. Angesichts der reaktionären 
Entwicklung wollen wir uns beispiels¬ 
weise mit dem Problem der sogenann¬ 
ten „deutschen Leitkultur 44 befassen und 
haben dazu den Kölner Journalisten und 
Rechtsextremismus-Experten Jörg Kro- 
nauer eingeladen. Und nicht zuletzt sind 
wir sehr gespannt auf die Beiträge von 
Gewerkschaftskollegen, von der Künst¬ 
lerinitiative „Unruhestiften 44 und vom 
Wuppertaler BASTA!-Bündnis. 

Werner Lutz: Und am Samstagabend 
gibt es dann ja auch wieder das legen¬ 
däre Konzert, diesmal unter dem Na¬ 
men „Hannover hört Rot 44 . An dieser 
Stelle eine grundsätzliche Bemerkung 
zu den Konzerten. Diese wären nie mög¬ 
lich, wenn nicht alle Künstlerinnen und 
Künstler, alle Bands und Musikgruppen 
sich außerordentlich solidarisch verhal¬ 
ten und auf Gagen ganz oder teilweise 
verzichten würden. Nur so wird wieder 
ein eindrucksvolles Konzert zum Nied- 
rigst-Eintrittspreis für ein breites Pub¬ 


likum möglich. In diesem Sinn danken 
wir ganz herzlich dem DGB-Chor Han¬ 
nover, der zum ersten Mal dabei ist, und 
wir freuen uns auf ihren Auftritt! Wir 
bedanken uns auch bei Diether Dehrn 
und Michel Letz (früher Oktoberklub), 
bei Peter Schenzer und Dirk Wilke (frü¬ 
her Rotdorn), und bei der Oma Körner 
Band aus Hamburg... 

UZ: Warum fällt denn der Sonntag dies¬ 
mal aus? 

Isa Paape: Im großen Saal des Freizeit¬ 
heims Linden findet am Sonntag vor¬ 
mittag eine großartige Veranstaltung 
mit dem Schauspieler Rolf Becker 
statt. Er stellt dort sein hochaktuelles 
Krisen-Programm „So wird Geld ver¬ 
dient - und so verändert es die Men¬ 
schen 44 vor. Die Veranstaltung wird ge¬ 
tragen von ver.di-Gewerkschaftskolle- 
glnnen, und wir wollten auf keinen Fall 
damit konkurrieren. Im Gegenteil: Wir 
möchten allen Teilnehmerinnen des 
Kulturpolitischen Forums wärmstens 
empfehlen, das Wochenende in Han¬ 
nover mit Rolf Beckers Programm aus¬ 
klingen zu lassen. 

UZ: Im Vorfeld des 20. Parteitags wird 
der innerparteiliche Streit um program¬ 
matische Fragen wieder heftiger ausge¬ 
tragen. Ist in einer solch schwierigen Si¬ 
tuation Platz ausgerechnet für kulturpo¬ 
litische Fragen? 

Werner Lutz: Zugegeben, ich halte die 
jetzige Situation in der Partei alles an¬ 
dere als für geeignet, dem gerecht zu 
werden, was wir als DKP brauchen und 
wollen: Attraktiv für Menschen zu sein, 
mit konsequenter linker Handlungsfä¬ 
higkeit zu überzeugen und Impulse für 
Bewegungen zu geben. Manchmal aber 
waren das die Kulturforen in den letz¬ 
ten Jahren bei aller Begrenztheit ihrer 
Möglichkeiten. Insofern: etwas besse¬ 
res als die Durchführung einer erfolg¬ 
reichen kulturpolitischen Konferenz 
kann uns zurzeit nicht passieren. 
Kulturabbau findet überall statt: in den 
Kommunen, in den Regionen, bundes¬ 
weit. Im Rahmen der Umsetzung des 
Fiskalpaktes wird dieser Kulturabbau in 
einer Dimension fortgesetzt werden, die 
sich viele von uns noch gar nicht vorstel¬ 
len können. - Und zwar mit irreparablen 
Schäden, das heißt, Theater und Kultur¬ 
einrichtungen, die einmal da waren, blei¬ 
ben für immer weg! 

Diese Situation - und der notwendige 
Widerstand dagegen - ist für uns ein zen¬ 
traler Ausgangspunkt für die Diskussio¬ 
nen auf dem Kulturforum. 

Isa Paape: Bei aller innerparteilich not¬ 
wendigen Klärung können wir doch 
nicht übersehen, dass neoliberale Kri¬ 
senbearbeitung sozialen und kulturel¬ 
len Kahlschlag auf allen Ebenen im 
Visier hat. Mit durchaus reaktionärer 
Schubkraft werden derzeit die Medien¬ 
konzerne umstrukturiert, die Bildungs¬ 
und Kultureinrichtungen dieser Repu¬ 
blik ab- und umgebaut. Diese Prozesse 
erfordern unsere Aufmerksamkeit und 
vor allem unsere Gegenwehr! 

UZ: Die Kulturforen 2004, 2006 und 
2008 fanden in Nürnberg statt. Wieso 
seid ihr eigentlich diesmal nach Han¬ 
nover gezogen? 

Werner Lutz: Wir waren bei der Durch¬ 
führung der Kulturforen nie auf eine 
Stadt fixiert. In den vergangenen Jahren 
fanden Gespräche mit verschiedenen 
Bezirksorganisationen statt auf der Su¬ 
che nach geeigneten „Spielstätten 44 Über 
die Bereitschaft der Niedersachsen zur 
Zusammenarbeit mit der Kulturkom¬ 
mission freuen wir uns sehr. In den weni¬ 
gen Treffen, die bislang in Hannover zur 
Vorbereitung stattfanden, hat sich schon 
gezeigt, dass es ein großes Interesse, gute 
Ideen zur Mitgestaltung und ein tolles 
Engagement einzelner Genossinnen bei 
der Umsetzung gibt. Das sind sehr gute 
Voraussetzungen. 

Hannover ist außerdem eine Stadt mit 
einer bunten und linken Kulturszene - 
und eine Stadt mit jahrzehntelanger 
Tradition linken Kabaretts, geprägt von 
Dietrich Kittner, egal ob im TAB oder 
zuletzt im „Theater am Küchengarten 44 . - 
Wir würden uns übrigens sehr wünschen, 
Christel und Dietrich auf dem Kulturfo¬ 
rum begrüßen zu können. Wenn ihr Ge¬ 
sundheitszustand es erlaubt, werden sie 
da sein. 

Die Fragen stellte Bernd Redlich 
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Neues Etikett, alte Probleme 

„Bürgerarbeit - Teil der Großen Umverteilung?“ Ein Tagungsbericht 


„Bürgerarbeit“ - das klingt sozial und viel besser als „1-Euro-Job“ 
„Hartz IV“ oder Arbeitsdienst. Man soll an gemeinnützige Arbeit von 
Bürgern für Bürger denken und an sozialversicherungspflichtige Jobs 
für chancenlose Langzeitarbeitslose. Was sich wirklich hinter dem wohl 
klingenden bundesweiten Modellversuch verbirgt , kam auf einer Ta¬ 
gung am 29. August in Dortmund auf den Tisch. Sie führte über 50 
Gewerkschafterlnnen , Personalräte, Bürgerarbeiterinnen, Erwerbslose 
und Wissenschaftlerlnnen zusammen, - auch um nach Alternativen zur 
„aktivierenden Arbeitsmarktspolitik“ zu suchen. 


S chon in ihrer Einleitung zu die¬ 
ser - von der Rosa-Luxemburg- 
Stiftung und dem Fachbereich 
„Gemeinden“ der Gewerkschaft ver. 
di in NRW unterstützten - Tagung, 
richteten Wolfgang Richter und Irina 
Vellay als Organisator/in der Tagung 
den Focus auf ein Hauptproblem von 
„Bürgerarbeit“: „Die Stadt baut im 
Zuge der ,Verwaltungsreform 4 jedes 
Jahr zwei Prozent reguläre Beschäfti¬ 
gung ab und schafft gleichzeitig Arbeit 
für die Chancenlosen? Und alle sind 
glücklich?“ 

Schon ein zweiter Blick eröffne „we¬ 
niger freundliche Einsichten“: „Die 
Kommunen kommen ohne Programm¬ 
beschäftigung nicht mehr über die Run¬ 
den - sie ist sy stemrelevant. Öffentlich 
geförderte ,Dritte Arbeit 4 wurde als 
Teil der kommunalen Aufgabenwahr¬ 
nehmung und der Wohlfahrtspflege 
verstetigt.“ In das bundesweite Projekt 
fließen jährlich 200 Mio. Euro aus dem 
Europäischen Sozialfonds (ESF) und 
230 Mio. Euro bundesdeutsche Steuer¬ 


gelder. Die Stadt Dortmund gebe zu¬ 
dem pro Bürgerarbeiter/in und Monat 
rund 250 Euro aus eigenen Mitteln aus, 
so Irina Vellay. 

Eingesetzt werden Bürgerarbeiter/in¬ 
nen in Schulen, Kindertagesstätten, 
Bibliotheken, Seniorenheimen, Fahr¬ 
diensten, Friedhofsgärtnereien, Tier¬ 
heimen, Sozial- und Ordnungsämtern 
(siehe Kasten). 

An Dortmunder Schulen ist dadurch 
das zahlenmäßige Verhältnis von Haus¬ 
meister/innen zu Bürgerarbeiter/innen 
auf konkret 1:1 angewachsen. Sie arbei¬ 
ten durchschnittlich 25 von 30 Stunden 
in der Woche wie „echte“ Hausmeister/ 
innen und üben deren tarifvertraglich 
vereinbarte Tätigkeiten aus. Lediglich 
5 Stunden pro Woche sind sie in „zu¬ 
sätzlichen“ Aufgabenfeldern tätig, die 
von den Arbeitsagenturen, Jobcentern 
und Politikern gern in den Vordergrund 
von Stellenbeschreibungen und State¬ 
ments gestellt werden. 

„Überschlägig gerechnet“, so Wolfgang 
Richter, „stehen die 196 Bürgerarbei¬ 
ter/innen für das Arbeitsvolumen von 
84 tarifvertraglich beschäftigten Haus¬ 
meister/innen und Hauswart/innen 


der Tarifgruppen E2 bis E5. Mit Brut¬ 
to 1114,45 Euro werden sie aber deut¬ 
lich schlechter,außertariflich 4 entlohnt 
und nur knapp über der Armutsschwel¬ 
le.“ Drei Viertel der Dortmunder Bür¬ 
gerarbeiter/innen haben deshalb trotz 
Entgelt Anspruch auf ergänzendes 
ALG II. 

Das Kriterium „Zusätzlichkeit“ gehöre 
bei der „Bürgerarbeit“ wie schon bei 
vielen 1-Euro-Jobs und anderen Maß¬ 
nahmen ins Reich der Lyrik und Le¬ 
genden. Markus Wahle, Politologe und 
IG BAU-Mitarbeiter ergänzte vor dem 
Hintergrund seiner Berliner Erfahrun¬ 
gen: „Obwohl Bürgerarbeit die kaum 
noch Vermittelbaren ,aktivieren 4 soll, 
werden in der Praxis auch Fachkräfte 
oder zumindest Erwerbslose mit mög¬ 
lichst einschlägiger Berufserfahrung 
gesucht.“ Anders als in Dortmund 
scheue das Land Berlin aus tarifrecht- 
lichen Gründen die direkte Besetzung 
von Bürgerarbeitsplätzen im Öffentli¬ 
chen Dienst. Der Lohnanteil des Bun¬ 
desverwaltungsamtes werde auch nicht 


„aufgestockt“. Die Plätze würden über¬ 
wiegend in kleinen Gruppen bei Maß¬ 
nahmeträgern besetzt, die selten über 
fachlich kompetentes Anleitungsperso¬ 
nal verfügten. Gerade im handwerkli¬ 
chen und gewerblich-technischen Be¬ 
reich käme es häufig zu unzumutbaren 
Arbeitsbedingungen. Bürgerarbei¬ 
ter/innen - so auch das Dortmunder 
Untersuchungsergebnis - fehle es an 
elementaren Informationen zu ihrem 
Status im Betrieb und zu ihren Rech¬ 
ten und Anrechten als Mitarbeiter/in¬ 
nen, vor allem, wenn Bürgerarbeit als 
Leiharbeit geleistet werde. Die Wahr¬ 
nehmung ihrer Interessen im Betrieb 
sei wegen des lediglich „tarifähnlich“ 
gestalteten, auf drei Jahre befristeten 
Arbeitsverhältnisses unvergleichlich 
schwieriger als bei „NormalarbeitsVer¬ 
hältnissen“. Hier seien Sozialberatun¬ 
gen, Berufsgenossenschaften, Betriebs¬ 
oder Personalräte und Gewerkschaften 
besonders gefordert. 

Letztere sieht Helga Spindler, Profes¬ 
sorin für Öffentliches Recht, wegen 
der Etikettierung von Bürgerarbeits¬ 
verträgen als „sozialversicherungs¬ 
pflichtig“ und „tarifnah“ weitgehend 
„in Tiefschlaf versetzt“, wohingegen 


Michael Wiese, Abteilungsleiter bei 
ver.di-NRW, in seinem Beitrag sehr 
nachvollziehbar an die dramatisch 
verschlechterten Rahmenbedingun¬ 
gen gewerkschaftlicher Tarifpolitik 
und Durchsetzungsfähigkeit im Öf¬ 
fentlichen Dienst erinnerte. Wolfgang 
Richter berichtete von ersten Erfolgen, 
die Beteiligung von Programmbeschäf¬ 
tigten an Personalratswahlen zu ermög¬ 
lichen und von Versuchen sie in Teil¬ 


versammlungen als Personengruppe zu 
organisieren. 

Die derzeit 30 000 Bürgerarbeitsplät¬ 
ze bundesweit seien angesichts Milli¬ 
onen Erwerbsloser keine wirksame 
Maßnahme gegen Arbeitslosigkeit, 
so Frau Spindler. Es gehe bei diesem 
Programm allerdings gar nicht um die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze, son¬ 
dern den Umgang mit Arbeitslosen. 
„Die altbekannten, immer gleichen 
Probleme bei geförderten Beschäfti¬ 
gungsprogrammen (ABM, Arbeit statt 
Sozialhilfe etc.) tauchen unter neuem 
Namen wieder auf.“ Reguläre Arbeit 
werde verdrängt, Vertragsfreiheit gehe 
wegen scharfer Zumutbarkeitsregeln 
und Aus wähl verfahren verloren, Tarif- 
und Arbeitsrecht werde unterlaufen. 
Außerdem verweise die Aufstocker- 
problematik auf nicht funktionierende 
Existenzsicherung. Zusammen mit der 
Einnahmeschwäche der Kommunen 
werde diese Maßnahme wie frühere 
auch zur Einführung von Workfare bei 
der Erfüllung öffentlicher und sozialer 
Aufgaben umfunktioniert. Lohn rich¬ 
te sich dabei grundsätzlich nicht nach 
Leistung, sondern nach dem persönli¬ 
chen Existenzminimum. Als besondere 
sozialpolitische „Verrohung“ wertete 
Helga Spindler den Umstand, dass die 
dreij ährigen Bürgerarbeitsverhältnisse 
offiziell von der Arbeitslosenversiche¬ 
rung befreit sind.* Hier vermisse sie 
den „öffentlichen Aufschrei“. 

Trotz vielfältiger Diskriminierung und 
Schlechterstellung betrachten Betrof¬ 
fene ihre Bürgerarbeit individuell als 
„begrenztes Glück“, so Wolfgang Rich¬ 
ter: „Ihnen ist klar, dass es bei der Stadt 
keine Anschlussbeschäftigung geben 
wird. Nach ihnen werden andere Pro¬ 
grammbeschäftigte ihre Plätze einneh¬ 
men. Viele sind dennoch froh, für drei 
Jahre etwas zu haben. Die Lebenszu¬ 
friedenheit hat insgesamt zugenom¬ 
men. Der Zugewinn ist die Planbar¬ 
keit des eigenen Lebens über die drei 
Jahre der Maßnahme und die Gewiss¬ 
heit, nur eine Beschäftigung annehmen 
zu müssen, die mehr bietet.“ Für Irina 
Vellay und Wolfgang Richter ändert 
das nichts am Gesamturteil aus gesell¬ 
schaftlicher Sicht: „Programmbeschäf¬ 
tigung wie Bürgerarbeit soll beruhigen 
und Hoffnung geben. Man richtet sich 
ein mit alltäglicher Ausgrenzung und 
wachsender Armutsgefahr. Deshalb 
wird Programmbeschäftigung zuneh¬ 
mend auch für ordnungspolitische Auf¬ 
gaben eingesetzt.“ Wenn gut ein Drit¬ 
tel der städtischen Bürgerarbeiter/in¬ 
nen in Dortmund, konkret 157 von 
441, beim Service- und Präsenzdienst 
des Ordungsamtes sowie als Quartiers¬ 
kümmerer/innen beim Sozialamt ein¬ 
gesetzt werden, sei das ein deutliches 
Indiz für diese Verschiebung von So¬ 
zial- zu Ordnungspolitik auf lokaler 
Ebene. Verstärkte Ordnungspolitik 
stehe aber nicht nur mit Blick auf sozi¬ 
ale Probleme und Brennpunkte hoch 
im Kurs. Sie gewinne für die Stadt auch 
zur Generierung von zusätzlichen Ein¬ 
künften an Bedeutung. Die zunehmen¬ 
de und immer dichtere Überwachung 
des öffentlichen Raumes bringe den 
Bürger/innen vermehrt Sanktionen 


und der Kommune Bußgelder für 
„Fehl“verhalten beim Parken, Müll¬ 
entsorgen etc. 

In positivstem Sinne „aus dem Rah¬ 
men“ fiel der Beitrag von Cornelia 
Heintze, die auf ihre berufliche Lauf¬ 
bahn als Hochschullehrerin zu Ar¬ 
beitsmarkttheorien und -politik, Wirt¬ 
schaftsreferentin bei den Grünen, 
Referentin im niedersächsischen Fi¬ 
nanzministerium und als Stadtkäm¬ 


merin hinwies und manches, was sie 
„früher anders gesehen und gesagt“ 
habe. Sie beleuchtete die „Rolle von 
Programmbeschäftigung bei der Ver- 
schlankung des lokalen Staates und re¬ 
ale Alternativen“ und lenkte den Blick 
über den deutschen Tellerrand. Dabei 
wertete sie Bürgerarbeit lediglich als 
„ein weiteres Segment von Arbeitsar¬ 
mut“. Die im europäischen Vergleich 
weit überdurchschnittliche Zunahme 
von prekärer Beschäftigung mit Ein¬ 
kommensarmut und einer gewachse¬ 
nen Spaltung in Gut-Beschäftigte und 
Schlecht-Beschäftigte in Deutschland 
resultiere wesentlich aus „gewollter 
Staatsmagersucht“, aus dem Abbau 
des Leistungsstaates zugunsten des Ge¬ 
währleistungsstaates, verknüpft mit der 
Kommerzialisierung sozialer und kul¬ 
tureller Dienstleistungen. Die Arbeits¬ 
reformen hätten die Funktion gehabt, 
bestehende Hürden für diese Markt¬ 
strategie wegzuräumen. Primäre Ur¬ 
sache von Fehlentwicklungen seien sie 
nicht. Darum seien rein arbeitsmarkt¬ 
politische Gegenstrategien zum Schei¬ 
tern verurteilt. Notwendig sei vielmehr, 
den ganzen Entwicklungspfad grund¬ 
sätzlich zu hinterfragen und zu ändern. 


Das sagte sie besonders in Richtung 
der Linken, auch bei SPD und Grü¬ 
nen, die nur hier und da „Ausfransun¬ 
gen nach unten“ kritisierten. 

Als (systemimmanente) Alternati¬ 
ve verwies Cornelia Heintze auf die 
in den fünf nordisch-skandinavischen 
Ländern verfolgte kommunale Be¬ 
schäftigungspolitik, die „konträr zur 
deutschen Entstaatlichungspolitik“ ste¬ 
he. Mit zahlreichen Tabellen und Gra¬ 
fiken belegte Cornelia Heintze im De¬ 
tail: „Die in den nordischen Ländern im 
weltweiten Vergleich geringste Armut 
und Einkommensungleichheit erklärt 
sich zu einem erheblichen Teil aus dem 
dort - trotz erfolgter Marktöffnung - 
weiterhin dominanten staatsförmigen 
Dienstleistungspfad.“ Der Staat spiele 
dort als (Modell-) Arbeitgeber heute 
keine geringere, sondern im Gegenteil 
eine stärkere Rolle als in den 70er und 
80er Jahren. Er sei vor allem auf der lo¬ 
kalen Ebene als „humaner Dienstleis¬ 
ter“ ausgebaut (!) worden. Im skandi¬ 
navischen Durchschnitt beschäftigen 
Kommunen pro 1 000 Einwohner an¬ 
nähernd doppelt so viel Personal wie in 
Deutschland Bund, Länder, Kommu¬ 
nen und Sozialversicherungen zusam¬ 
men genommen. Das in Deutschland 
hohe Niveau an Outsourcing bedinge 
„mickrige Personalausgaben und eine 
geringere Beschäftigungsdichte, aber 
hohe Transferleistungen“. Ihr Fazit 
dürfte nicht nur Bundeskanzlerin Mer¬ 
kel, die europaweit die Kürzungspeit¬ 
sche knallt, sondern über Parteigrenzen 
hinweg auch viele Kommunalpolitiker/ 
innen irritieren: „Ein staatsförmig-be- 
darfsorientierter Ausbau von Human¬ 
dienstleitungen auf lokaler Ebene ist 
der beschäftigungspolitisch überlegene 
Politikpfad.“ Lothar Geisler 

* Mehr dazu im Beitrag von Prof. Helga 
Spindler„Bürgerarbeit - Ein problema¬ 
tisches arbeits- und sozialrechtliches 
Experimentierfeld“ in der Zeitschrift 
„Soziale Sicherheit“ Nr. 7/2012. 


Bürgerarbeit in Dortmund 

In Dortmund gibt es 510 bewilligte Plätze im Programm „Bürgerar¬ 
beit“. Besetzt sind 

• 441 Arbeitsplätze bei der Stadt Dortmund, davon 100 über die GFA 
(Gesellschaft zur Förderung der Arbeitsaufnahme), sozusagen als 
„Bürgerleiharbeiter“ des Ordnungsamtes 

• 31 bei gemeinnützigen Trägern (Tafel und Kitas) 

• 25 bei weiteren privaten Anbietern (z.B. Home Care GmbH, DSW 21 
AG) 

Sie arbeiten 30 Stunden in der Woche für Brutto 1114,45 Euro bzw. Net¬ 
to 860 Euro als Hausmeistergehilfe/in und Helfer/in in Schülercafes 
(213), Küchenhilfe in Kindertagesstätten (34), Friedhofsfahrer/in (6), 
Gärtnergehilfe/in (12), Pförtnerhelfer/in (11), Tierpflegehelfer/in (8), 
Service- und Präsenzdienst des Ordnungsamtes (100) und Ouartiers- 
kümmerer/in (57). 

Bürgerarbeit in Berlin Mitte 

In Berlin sind Anfang Juli 2012 rund 3850„Bürgerarbeitsplätze“ bewil¬ 
ligt gewesen. Im Einzugsbereich des Jobcenters Berlin-Mitte gibt es 
606 bewilligte „Bürgerarbeitsplätze“. 


Einsatzbereiche 

Anzahl 

% 

Senioren-/Mobilitätshilfe 

87 

14 

Büro/Verwaltung 

70 

n ,7 

Bibliothekshelfer 

61 

10,1 

Sozialhelfer 

61 

w 

Gastronomie/Kantinenhilfe 

35 

5,8 

Handwerk 

35 

5-8 

Hauswirtschaftshilfe 

28 

4,6 

Bürofachkräfte 

27 

4,5 

Kiezläufer 

20 

3,3 

Andere 

130 

21,5 


(Quelle: Markus Wahle, IG BAU) 


Das Konzept „Bürgerarbeit“ 

Das bundesweite Modellkonzept der Bürgerarbeit umfasst zwei Pha¬ 
sen. Die erste soll der „Aktivierung“, „Integration“ und „Förderung“ 
von Langzeitarbeitslosen dienen. Nur für die (verbliebenen) Arbeitslo¬ 
sen,die durch diese „Aktivierungsphase“ (mittelfristig) wahrscheinlich 
nicht in den ersten Arbeitsmarkt eingegliedert werden können, soll 
in der„Beschäftigungsphase“ Bürgerarbeit angeboten werden. Dabei 
soll es um zusätzliche und gemeinnützige Tätigkeiten (z.B. in karitati¬ 
ven Einrichtungen, Verbänden, Kirchen und Kommunen) gehen. Eine 
Verdrängung von Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt soll 
vermieden werden. Für die Jobs sollen Sozialversicherungsbeiträge 
zur Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung gezahlt werden, aber 
keine Beiträge zur Arbeitslosenversicherung. „Mit der konsequenten 
Aktivierung im Konzept Bürgerarbeit werden im Wesentlichen fol¬ 
gende Ziele verfolgt: 

1. Nachhaltige Senkung der Arbeitslosigkeit, 

2. Sozialpolitische Aspekte (gesellschaftliche Teilhabe, Sinnstiftung 
durch Arbeit) 

3. Abbau von Schwarzarbeit 

4. Kostenneutralität (Bürgerarbeit soll nicht teurer sein als der reine 
Bezug von Arbeitslosengeld II und die Kosten der Unterkunft.) 

(Nach „Soziale Sicherheit“ Ausgabe 7/2012, S.256) 


„Bei der Bürgerarbeit soll ein Nettoverdienst herauskommen, den 
ich auch bekommen hätte, wenn ich zu Hause geblieben wäre. Das 
Nettoentgelt entspricht der passiven Alimentation - ich will für das 
Arbeitslosengeld arbeiten lassen. Keine Leistung ohne Gegenleis¬ 
tung, das ist die Philosophie.“ 

Rainer Haseloff (CDU) in FAZ vom 28.1.2007 
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„Bittere Realität“: Neonazis im städtischen Alltag 

Runder Tisch gegen Rassismus und Faschismus fordert: 

Keine städtische Unterstützung für Böllstein Kiel! 



Neonazi Mario Hermann als „Anheizer“ von Böllstein Kiel bei einem Fußballtur¬ 
nier. 


D er Freizeitfußballclub „Böllstein 
Kiel“ möchte am 8. September 
2012 auf dem städtischen Nord¬ 
marksportfeld in Kiel ein Fußballtur¬ 
nier durchführen. Der Runde Tisch ge¬ 
gen Rassismus und Faschismus Kiel hat 
mit einem Offenen Brief gegen die Be¬ 
reitstellung öffentlicher Anlagen und 
Einrichtungen an „Böllstein Kiel“ pro¬ 
testiert und die sofortige Rücknahme 
der Genehmigung gefordert. 
Hintergrund des Protestes vom Run¬ 
den Tisch ist die Tatsache, dass dieser 
Verein und leitende Mitglieder offen 
und verdeckt faschistische und rassis¬ 
tische Aussagen machen und auf ihrer 
Internetseite präsentieren. Ein Auszug 
aus der Rede des Club-Präsidenten 
zum Vereinsjubiläum macht das deut¬ 
lich: „Nun ist es schon bald vier Jahre 
her, als sich ein Paar wagemutige Met¬ 
tenhofer Jungs sich in den Kopf setzten, 
eine Organisation ins Leben zu rufen. 
Die besonders Deutschen Menschen, 
die in diesen Antideutschen System 
(sic!) verloren haben, neue Hoffnung 
zu geben. Die es zulässt auf Freund¬ 
schaft, Kameradschaft und Zusammen¬ 
halt auf der Strasse zu kämpfen. Aus ei¬ 
ner Schnapsidee dieser tapferen Man¬ 
nen Wurde alsbald zum schrecklichen 
aller Ausländer und Linken Spinnern. 
Bittere Realität!“ (Mit allen Recht¬ 
schreibfehlern übernommen.) 

Diese in der Tat bittere Realität besteht 
darin, dass sich in Mettenhof eine Frei¬ 
zeitfußballmannschaft als Zufluchtsort 
sozial ausgegrenzter Menschen etab¬ 
liert hat, an dem gezielt nationalistische 
und rassistische Hetze verbreitet wird. 
Dies nicht nur clubintern, sondern auch 
in aller Öffentlichkeit: So wurde Böll¬ 
stein Kiel der Wiederantritt bei einem 
Turnier der Brücke e. V. in Eckernförde 
verwehrt, nachdem Mettenhofer Spie¬ 
ler dort 2010 durch rassistische Äuße¬ 
rungen negativ aufgefallen waren. Im 
Bollstein-Internetforum sah man sich 
daraufhin - im schlechtesten NPD-Jar¬ 
gon - als Opfer vermeintlicher „Inlän¬ 
derfeindlichkeit“ gegen Deutsche. 

Neonazi-Personalien 
und Hitlertgrüße 

Dass hinter diesen Äußerungen noch 
mehr als bloße Stumpfheit rechtslasti¬ 
ger deutscher Stammtische steht, wird 
in der Jubiläumsrede wenig später 
ganz offen eingestanden, als den Boll- 
steinern Dankesgrüße „von den inhaf¬ 
tierten Kameraden“ übermittelt wur¬ 
den für Pakete und Spenden mit denen 
„vier Gefangenen in Schleswig Hol¬ 
stein eine kleine Freude“ gemacht wur¬ 
de und die „Solidarität für politische 
inhaftierte Kameraden“ ausgedrückt 
werden sollte. Die Kameraden sind 
unter anderem keine Geringeren als 
Peter Borchert, lange Jahre führender 
schleswig-holsteinischer Neonazi-Ak¬ 
tivist und heutiges Bandidos-Mitglied, 
und der Nazi-Mörder Kai Diesner, der 
seit 1997 in Lübeck inhaftiert ist. 


Aber auch Personalien des Clubs ent¬ 
stammen der lokalen Nazi-Szene. So 
etwa Mario Hermann, seit den frühen 
1990ern ein Begriff und auf zahlreichen 
Bollstein-Fotos unschwer zu erkennen. 
Hermann war als Neonazi-Skinhead in 
verschiedene Gewaltdelikte verwickelt 
und um die Jahrtausendwende in der 
Kieler Kameradschaft und im damals 
offen nationalsozialistischen Flügel der 
NPD aktiv. 

Dass auf zahlreichen offen einsehba¬ 
ren Fotos von Bollsteiner Zusammen¬ 
künften Personen den Hitlergruß zei¬ 
gen bzw. andeuten, dass die deutsche 
Nationalflagge omnipräsent ist und 
dass zahlreiche Böllstein-Mitglieder in 
ihrem äußerlichen Auftreten gängigen 
Neonaziklischees entsprechen, sind in 
Anbetracht der gewichtigen Faktenla¬ 
ge nur noch als folgerichtige Bestäti¬ 
gungen dafür zur Kenntnis zu nehmen, 
dass es sich bei Böllstein Kiel um ein 
maßgeblich von Neonazis beeinflusstes 
und genutztes Projekt handelt. 

Kiel-„Kein Ort für Nazis“? 

Die Stadt Kiel nutzt diesen offenkun¬ 
digen und scheinbar durchaus erfolg¬ 
reichen Versuch von Neonazis im städ¬ 
tischen Leben Fuß zu fassen, um sich 
ihrer Verantwortung für den zuneh¬ 
menden Mangel an unkommerziellen 
Anlaufstellen und Freizeitangeboten 
in der Landeshauptstadt, insbesonde¬ 


re für die vielen Verliererinnen des 
alltäglichen kapitalistischen Konkur¬ 
renzkampfes, bequem zu entledigen. 
Sie bewirbt den Club im Internet und 
stellt Sportplätze wie den der Max-Tau- 
Schule zum Training oder das Nord¬ 
marksportfeld für Turniere zur Verfü¬ 
gung. All dies entlarvt inszenierte städ¬ 
tische Werbekampagnen wie „Kein Ort 
für Neonazis“ als bloße Imagepolitur 
ohne jegliche Konsequenz. 

Die Stadt Kiel sollte ihre eigene plaka¬ 
tive Initiative „Kein Ort für Neonazis“ 
ernst nehmen und umgehend Schritte 
gegen die Verbreitung rassistischen, fa¬ 
schistischen und rechtspopulistischen 
Gedankenguts Vorgehen. Der Runde 
Tisch gegen Rassismus und Faschismus 
Kiel fordert: 

★ Löschung der Vereins-Vorstellung 
im Internet 

★ Aufkündigung der Sportplatznut¬ 
zung an der Max-Tau-Schule 

★ keine Entledigung städtischer So¬ 
zialarbeit in Mettenhof an Böllstein- 
Mitglieder 

★ Absage des bevorstehenden Böll¬ 
stein-Turniers am 8. September 

★ Wenn das Turnier dennoch stattfin¬ 
det, werden Freizeitfußballmannschaf¬ 
ten aufgefordert nicht daran teilzuneh¬ 
men. 

Runder Tisch gegen Rassismus und 
Faschismus-Kiel 


Nie wieder Krieg! 

Erklärung des Vorstandes der Föderation der demokratischen 
Arbeitervereine (DIDF) 


Auch im Jahre 2012 gilt es wieder der 
Forderung nach einer antimilitaristi¬ 
schen und friedlichen Welt Ausdruck 
zu verleihen. Dies ist heute wichtiger 
denn je in der Geschichte der Bundes¬ 
republik. Weiterhin zählt Deutschland 
zu den größten Waffenexporteuren der 
Welt. Ohne mit der Wimper zu zucken, 
verkauft die Bundesregierung Waffen 
an Diktatoren und Regime wie in Sau¬ 
di Arabien. Scheinheilig redet sie an 
anderer Stelle über Menschenrech¬ 
te, um deutsche Auslandseinsätze zu 
verteidigen. Noch immer befindet sich 
die Bundeswehr in vielen Ländern der 
Welt im Einsatz und der Krieg in Af¬ 
ghanistan wird auf Kosten vieler Zivi¬ 
listen weitergeführt. Wir sagen nein zu 
Bundeswehreinsätzen im Inneren- und 
Äußeren. 

Weiterhin spitzt sich die Lage in Syri¬ 
en zu. Unter dem anhaltenden aggres¬ 
siven Vorgehen sowohl der von westli¬ 


chen Staaten unterstützten Milizen als 
auch dem Assad Regimes leidet wie in 
jedem Krieg die Zivilbevölkerung. Die 
stetig zunehmenden Flüchtlingsströme 
scheinen kein Ende zu finden. Mit der 
Haltung der Türkei die Grenzen hin 
zu Syrien dicht zu machen, verschärft 
sich die ohnehin angespannte Lage. 
Erdogan der im Inneren einen Krieg 
gegen die kurdische Bevölkerung be¬ 
treibt, versucht sich nun als vermeint¬ 
licher Verteidiger der Menschenrechte 
darzustellen. Dies ist heuchlerisch und 
unglaubwürdig. 

Einen drohenden Krieg in Syrien und/ 
oder im Iran lehnen wir strikt ab. Mit 
Bomben werden weder Menschenrech¬ 
te verteidigt noch Demokratien expor¬ 
tiert, sondern lediglich eigene politi¬ 
sche, wirtschaftliche oder geostrategi- 
sche Interessen verfolgt.“ 

Vorstand des DIDF 


7. Fest ohne Grenzen in Krefeld 


Mit etwa 1.000 Besuchern war das 7. 
Fest ohne Grenzen des Bündnisses 
„Krefeld für Toleranz und Demokratie“ 
gut besucht, wie schon in Jahren zuvor. 
Bei bestem Wetter tummelten sich die 
Menschen aus dem Josefsviertel und 
aus ganz Krefeld auf dem umgestalte¬ 
ten „Roten Platz“. Mit fast 20 Ständen 
boten die Bündnisorganisationen und 
Vereine für Migrantlnnen ein buntes 
Bild der antifaschistischen und antiras¬ 
sistischen Aktivitäten in Krefeld. 

Der neue Kulturwettbewerb „KRe- 
aktiv gegen Rechts“ war ein wesent¬ 
licher Bestandteil des Festes und die 
Übergabe der Preise durch den Kre- 
felder Oberbürgermeister Kathstede 
war sicherlich einer der Höhepunkte. 
Überhaupt zeigten der Besuch von 
drei Bürgermeistern, von Bundes- und 


Landtagsabgeordneten und vielen Mit¬ 
gliedern des Rates der Stadt den Stel¬ 
lenwert und die Bedeutung des Bünd¬ 
nisses und des „Fest ohne Grenzen“ in 
der Krefelder Kommunalpolitik mehr 
als deutlich. 

Nicht wegzudenkender, integraler Be¬ 
standteil und einer der Anziehungs¬ 
punkte war, wie in jedem Jahr, das Stra¬ 
ßeninfocafe der DKP Gruppe Linker 
Niederrhein. Waffeln und Cocktails, 
Diskussionen und Infos mit und über 
unsere Kreisorganisation und die DKP 
waren gefragt wie immer. Es wurde 
einmal mehr deutlich, dass unsere Ar¬ 
beit, unsere Positionen und Meinun¬ 
gen auf großes Interesse stoßen und 
die Arbeit des Bündnisses bereichern. 

DKP Linker Niederrhein 



Der Stand der DKP stößt auf großes Interesse. 


„Naziaufmarsch in Göppingen - Läuft Nicht! 

Aufruf des Bündnisses zum gemeinsamen Widerstand 


Erinnerung an die 
ermordeten 

Widerstandskämpferinnen 


Am 6. Oktober wollen Nazis in Göp¬ 
pingen demonstrieren, zum vierten 
Mal dieses Jahr. Es sollen rassistische 
und faschistische Inhalte verbreitet 
werden, die darauf abzielen Bevölke¬ 
rungsgruppen auszugrenzen, zu unter¬ 
drücken und zu vernichten. Seit 1990 
wurden mehr als 200 Menschen durch 
Nazis ermordet. Die aufgedeckten 
Morde der rechten Terrorgruppe NSU 
verdeutlichen einmal mehr die aktuel¬ 
le tödliche Konsequenz der neonazisti¬ 
schen Ideologie. 

Bereits mehrmals versuchten Nazis in 
Göppingen ihre rassistische und men¬ 
schenverachtende Propaganda mit 
Kundgebungen unter die Leute zu 
bringen. Immer wieder schlug ihnen 
dabei Widerstand entgegen. Deshalb 
mobilisieren die Göppinger Nazis nun 
zu einem größeren Aufmarsch, mehre¬ 


re hundert Faschistinnen werden er¬ 
wartet. 

Es stößt bei Menschen quer durch die 
Bevölkerung auf vollkommenes Unver¬ 
ständnis, dass faschistische Kundgebun¬ 
gen stattfinden dürfen. Wenn die Ver¬ 
waltung den Nazis Vortritt lässt, wenn 
die Politikerinnen sich verstecken und 
wenn Gerichte zustimmen, wollen wir 
gemeinsam auf die Straßen gehen und 
uns den Nazis in den Weg stellen. Eine 
erfolgreiche Blockade und Verhinde¬ 
rung der Nazidemo ist das Gebot der 
Stunde. Göppingen darf nicht das Auf¬ 
marschgebiet der Faschistinnen in der 
ganzen Region werden! 

Nehmen wir es selbst in die Hand: Mit 
friedlichen Sitzblockaden, an denen 
sich eine Vielzahl von Menschen be¬ 
teiligen kann, wollen wir nicht zur Zei¬ 
chen setzen, sondern den Aufmarsch 


der Nazis stoppen. Solche Blockaden 
in anderen Städten wie Dresden, Wun- 
siedel, Lübeck und Köln haben bewie¬ 
sen, dass es vielen Menschen gemein¬ 
sam gelingt, Naziaufmärsche zu verhin¬ 
dern. Nur wenn viele Ideen und viele 
Menschen zusammen wirken, werden 
wir erfolgreich sein. 

Unterstützt wird das Bündnis „Na¬ 
ziaufmarsch in Göppingen - Läuft 
Nicht!“ unter anderem von der Anti¬ 
faschistische Gruppe Göppingen, der 
VVN-BdA Göppingen, der DKP Göp¬ 
pingen, der MLPD Göppingen und 
dem Kreisverband der Partei „Die Lin¬ 
ke“ Göppingen. 

Der vollständige Aufruf ist nachlesbar 
unter http://6oktlaeuftnicht.blogsport. 
eu 

Bündnis „Naziaufmarsch in Göppingen - 
Läuft Nicht!“ 


Auch in diesem Jahr ruft die Vereini¬ 
gung der Verfolgten des Naziregimes - 
Bund der Antifaschistinnen und An¬ 
tifaschisten (VVN-BdA) auf, der er¬ 
mordeten Widerstandskämpferinnen 
gegen den Faschismus und Krieg zu 
gedenken. Die Kranzniederlegung und 
Gedenkveranstaltung findet immer am 
zweiten Sonntag im September statt, 
dem traditionellen Gedenktag für die 
Opfer des Faschismus, der im Jahre 
1946 von Überlebenden der Konzen¬ 
trationslager und Haftstätten ins Leben 
gerufen wurde. 

Die Gedenkveranstaltung findet am 
9. September um 11 Uhr auf dem Eh¬ 
renrundplatz und Denkmal des Fried¬ 
hofs Freigrafendamm in Bochum statt. 
Treffpunkt ist der Haupteingang. Es 
spricht: Michael Hermund, DGB- 
Vorsitzender der Region Ruhr-Mark. 

VVN-BdA, Kreisvereinigung Bochum 


Essen soll kaputtgespart 
werden 

Der von der Stadtverwaltung vorge¬ 
stellte Vorschlag eines Maßnahmenka¬ 
talogs zur Personalreduzierung ist aus 
Sicht der DKP Essen ein Generalan¬ 
griff auf die soziale Situation, die Kul¬ 
tur und Bildung unserer Stadt. 

Patrik Köbele (DKP): „Diese Vorschlä¬ 
ge sparen unsere Stadt kaputt. Massiver 
Stellenabbau u.a. im Bereich der Stadt¬ 
teilbibliotheken, der VHS, des Offenen 
Ganztags - das darf nicht hingenom¬ 
men werden. Alleine bei den Stadt¬ 
teilbibliotheken sollen 15 Prozent der 
Stellen wegfallen, die Öffnungszeiten 
drastisch reduziert werden. Alles vor 
dem Hintergrund der massiven Ver¬ 
schuldung der Stadt, für die die Bür¬ 
ger nichts können, an der die Banken 
sich aber eine goldene Nase verdienen. 
Nach dem Willen der Verwaltung soll 
dies Ende November im Rat beschlos¬ 
sen werden. Jetzt müssen die Bürger 
aktiv werden, um dies zu verhindern.“ 

DKP Essen 
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Wir trauern um unsere Genossin 

Gundel Kahl 

3.5.1931-27.8.2012 

1950 wurde Gundel Mitglied der KPD. Auch als die Kommu¬ 
nisten 1956 in die Illegalität gedrängt wurden, trat Gundel 
unbeirrt für ein einiges Deutschland, gegen die Wiederbe¬ 
waffnung des westdeutschen Separatstaates ein. Sie wurde 
inhaftiert. 

1968 war Gundel bei der Konstituierung der DKP dabei. In 
der DKP wirkte sie im Bezirksvorstand Rheinland-Westfalen, 
später im Parteivorstand. Lange Jahre DKP-Kreissprecherin, 
wurde sie Mitglied der Düsseldorfer Ratsfraktion zunächst 
der Linken Liste, dann, bis 2009, der Partei DIE LINKE. Von 
2008 bis 2009 führte sie die Ratsfraktion der LINKEN als 
Fraktionsvorsitzende. Noch bis zu ihrer schweren Erkran¬ 
kung im Dezember 2011 arbeitete sie für DIE LINKE im 
Gleichstellungsausschuss des Düsseldorfer Rats mit. Gun¬ 
del hat sich immer für den gemeinsamen Kampf aller linken 
Kräfte eingesetzt. 

Mit Gundel hat uns eine mutige Frau, eine Antifaschistin und 
Friedenskämpferin, für immer verlassen. Wir werden sie nicht 
vergessen. 

DKP D-Mitte ★ DKP Düsseldorf ★ DKP Rheinland-Westfalen ★ 
DKP Parteivorstand 

Trauerfeier Donnerstag, 20.9.2012,12.00 Uhr in der oberen Kapelle des Wald¬ 
friedhofs Düsseldorf-Gerresheim, Quadenhofstr. 151. 

An Stelle von Kranz- und Blumenspenden wäre es im Sinne von Gundel, mit 
Spenden die Arbeit der UZ zu fördern: Postbank Köln BLZ: 370 100 50, Konto 
417 099 507. Stichwort: Gundel Kahl 


Ab sofort: Dorfidyll mit Meeresbrise Grömitz-Suxdorf, 
Ferienapp., 2-4 Pers., Hund, 30/26. 

Tel. 0231/5495780 
dave-v@freenet.de 


Wo Ferien noch Ferien sind. 

Im Dreiländer-Eck A/SL0H/H auf Künstlerhof am Dorfrand 
in der Steiermark 

Rundum Natur pur, Auwälder, Weinberge. Radlerparadies. 

Viel Sonne, viel Ruhe. 4 000 qm Liegewiese. 10 000 Bücher. 

2Thermen 4km, Zauberh. hist. Städtchen Radkersburg 3km. 

3 sep. Komf.-FeWo (93 qm, 93 qm, 63 qm). 2 bis 5 Pers. Nicht teuer. 

Kontakt: 

Tel. 0043-3476-3522 (ab 14 h.), Fax. 0043-3476-35224 
www.hollerhof-dedenitz.de 


DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51 373 Leverkusen - Tel: 0214/45 418 - bzw. 02151/315 838 
E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar 
Sa./So. 22./23. September 2012 

Zur Klassenbasis des Faschismus: Die Rolle des 
Großkapitals bei der Durchsetzung des Faschismus 

Referent: Jürgen Lloyd 

Faschismus - eine der Flerrschaftsformen im Kapitalismus. 

Die ideologischen und politischen Quellen des Faschismus 
Heutige Quellen des Rassismus und der sozialen Diskriminierung 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen nur, 
wenn es sich um Absagen handelt. 

Es sind noch Plätze frei. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 

Beginn Samstag 10.30 Uhr, Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 30 
Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder Bezirks¬ 
vorstand abklären. 

Nächster Lehrgang Informationstechnik: 13./14. Oktober 

Spenden auf das Konto-Nr. 01 005064, BLZ 37551440 
Sparkasse Leverkusen 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Reimes 
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Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Graf sc ha fl 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: Ü2972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us Prospekt 
anfordern 


r 


Ir unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salalhüftet, 
FrühstüGksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Ühernachtung/Frühstück 30,-bis 53,- € pF 
HP 15,50 € p.P, * VP, 22,-Cp.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthoLheimes.de * www.gasthof-heimes.de 


M l Pille-Fest Sj 

Zeitung der DKP für die 

Kolleginnen und Kollegen der Bayer-Chemie-Parks 

DKP Rheinland-Westfalen und der Arbeitskreis Bayer laden ein: 



für Samstag, 

den 8. September 2012. ab 15.00 Uhr 
In Leverkusen, Karl-Liebknecht-Schule, 
Am Stadtpark 68 


Bücherstände 


Essen und THnken: 

Kaffe« und Kuchen, Leckeres vom Grill, 
Limonade. Bier vom Fass 
und noch vieles mefirl 


Die Künstler, 

Paco de Sousa & 
Madeleine Walldorf 
kommen zu uns mit 
Arbeiter- und Protestlieder 
aus Lateinamerika und Europa 


DKP-Beiirh Rheinland-Westfalen 
Am Stadtpark 68 
51373 Leverkusen-Wlesdorf 
Tel.: 0214/4 93 23 - Fax: 0214/4 64 50 


Mall: sokrotarifltÖrikp-rhoinland-woslfalcn.Qrg 
Internet: http^/www.Äp-rtielnland-wostfakm.orfl «*0 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 


immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 


Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


Urlaub 
auf Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 

Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 / 311 99 


TOSKANA UND CHIANTI 
GENIESSEN 
FeWo für 2 bis 4 Pers., 
ruhige Lage - 
Panoramablick 
10 % UZ-Leser-Rabatt 
www.chiantihousefi. 
altervista.org; 

Tel.: 09727-5716 


Wegen Platzmangel abzugeben 

„Marxistische Blätter“ von 1970 bis heute 
Marx/Engels: Gesamtausgabe Bände 1-38 
Marx/Engels: Ausgewählte Werke 
Lenin: Ausgewählte Werke 
Lenin: Werke, unvollständig 
Politische Wörterbücher 
Diverse politische/linke Literatur 

Würde mich bei Abnahme für eine Spende 
zum Erhalt der Karl-Liebknecht-Schule freuen 

Karin Gottlieb Tel: 06781/1685 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - 
Herd, Kühlschrank, Bad, Dusche, WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


Toskana, nah am Meer 

biülwLd* 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimner, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häubchen: 

kindcTparadies, 




Etuschleunigimg: 


Rtilic & Natur satt im Mühm-National- 
park, 2 FeWoje 2-3 Plts, ganzjährig in 
Kraucburg^Grm/in. Havel & H ave Leen, 
BüüL& Rad Info: www.uiiiqgga.de oder 
0331/8707% (AB) 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 


Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 



4. Kulturpolitisches Forum 

am 16./17. November 2012 in Hannover 

Immer noch gegen den Wind ... 

Freitag 16.11.2012 

20.00 Uhr Begrüßung, DKP Niedersachsen 

in Hannover, Volgersweg 6a 

Fotoserie „Widerstand gegen die Castoren“ 
und Poetry Slam aus Hannover 

Samstag 17.11.12 

10.00 Uhr Einlass, Konferenzanmeldung 

10.30 Uhr Statements und Diskussion 

Dietmar Dath: Teilhabe als Lüge, Kultur als Waffe 
Diether Dehrn: Lenin, Luxemburg, Gramsci, Brecht und 
die künstlerische Parteilichkeit 
13.00 Uhr Mittagspause 

14.30 Uhr Workshops 

Gewerkschaften, Netzwerke und Kommunen: 

Gemeinsam gegen kulturellen Kahlschlag! 

Moderatoren: Jane Zahn (Kabarettistin), Friedrich Kullmann 
(ver.di FB Kunst), Werner Lutz (Künstlerinitiative Unruhe stiften) 

Jörg Kronauer (Journalist, Köln): Deutsche Leitkultur — 
Deutschtümelei reloaded 
Für wen ich singe: Das politische Lied heute 
Moderator: Diether Dehrn 

Bildbetrachtung 

Einführung und Moderation: Mechthild Hartung (Wolfsburg) und 
Michaela von Behm (Frankfurt/Main) 

Interessierte Künstlerinnen und Künstler können bei rechtzeitiger 
Anmeldung eigene Werke mitbringen. 

Hannover hört Rot! 

Konzert am 17. November 2012 

19.30 Uhr im Freizeitheim Linden, Hannover 

Es spielen Michael Letz und Diether Dehm ★ DGB Chor Hannover ★ 
Peter Schenzer und Dirk Wilke ★ Oma-Körner-Band 


Teilnehmerkosten Kulturforum (ohne Verpflegung): 

Gesamtkarte Kulturforum: 15 Euro 
Karten für Konzert: 9 Euro 

Kontakt: 

DKP, Werner Lutz, E-Mail: einheiztext@t-online.de, Tel. 09131/404671 
Bitte helft uns bei der Durchführung des Kulturforums auch in diesem 
Jahr mit Spenden unter Angabe des Betreffs „Kulturforum“ auf das Kon¬ 
to der DKP: DKP Parteivorstand, SEB AG Düsseldorf, BLZ 300 101 11, 
Kto. Nr.: 1 016060600. 

□ Ich möchte mich für das Kulturforum anmelden und habe 15 Euro 
Teilnahmegebühr auf das Konto des Parteivorstandes der DKP (Stichwort 
„Kulturforum“) überwiesen. 

□ Ich bin an weiteren Informationen interessiert. 

Name, Vorname: 


Postanschrift: 


Telefon/Mail: 


Unterschrift: 


(Bitte einsenden an DKP, c/o Werner Lutz, Nürnberger Str. 45, 
91 052 Erlangen) 
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Die fünf Kubaner und das US-Establishment 


W ährend der Fall des „Whist- 
leblowers“ Julian Assange 
und die gnadenlose Jagd auf 
ihn Schlagzeilen in den Massenmedi¬ 
en macht und versucht wird, die durch 
ihn veröffentlichten Völkerrechts- und 
Menschenrechtsverletzungen seitens 
der US-Regierung durch seine angeb¬ 
liche persönliche Charakterschwäche 
in den Hintergrund zu drängen, ver¬ 
sucht man den Fall der Fünf weiterhin 
von der Öffentlichkeit fern zu halten. 
Und wenn es schon im Verlauf der 
Jahre nicht zu vermeiden war, dass der 
Fall auch bei Wikipedia erwähnt wur¬ 
de, dann wird er von dafür angeheuer¬ 
ten „Experten“ entsprechend „aktuali¬ 
siert“ Wie ist es sonst zu erklären, dass 
dort auf der Eingangsseite wider alle 
verfügbaren Beweise behauptet wird, 
die Fünf hätten im „US-Südkommando 
spioniert“? Etwa zur Vorbereitung ei¬ 
ner kubanischen Militärinvasion? 

In der am 6. Juli ausgestellten Ableh¬ 
nung der Staatsanwaltschaft auf den 
von US-Anwalt Martin Garbus am 
6. Juni gestellten Antrag im Rahmen 
des „Habeas-Corpus“-Verfahrens 
heißt es, die Argumentation des An¬ 
trags, Journalisten seien von der Regie¬ 
rung für eine verzerrende Darstellung 
des Falles der Fünf am Verhandlunes- 


ort bezahlt worden, um eine Verurtei¬ 
lung durch die Jury zu gewährleisten, 
beruhe auf „Spekulation“ und hätte, 
wenn überhaupt, vor der ursprüngli¬ 
chen Verhandlung erhoben werden 
müssen. 

Am 20. August stellte Martin Garbus 
gemeinsam mit Bill Norris, dem lang¬ 
jährigen Anwalt von Ramön Labani- 


no, der nach bereits fast 14 Jahren noch 
16 Jahre im Gefängnis verbüßen soll, 
in einer Pressekonferenz, das von ihm 
am folgenden Tag eingereichte Affida¬ 
vit in Beantwortung der fadenscheini¬ 
gen Hinhaltetaktik der Staatsanwalt¬ 
schaft vor. Er entkräftet darin die Ar¬ 
gumentation der Staatsanwaltschaft 
und belegt: 

1. dass weder die Richterin noch das 
Verteidigerteam von den insgeheim 
von der Regierung gekauften Journa¬ 
listen wissen konnten, weil dies erst 
2006 durch die Veröffentlichung des 


Journalisten Oscar Corral im Miami 
Herald und in der New York Times be¬ 
kannt wurde; 

2. dass inzwischen genügend Belege - 
mit dem neu eingereichten Schriftstück 
mehr als je zuvor - in Form von Ab¬ 
rechnungen mit den Namen der Jour¬ 
nalisten über die Zahlung von Regie¬ 
rungsgeldern in Höhe von Millionen 


von Dollar vorliegen. Zitat: „Anknüp¬ 
fend an die Enthüllungen des Miami 
Herald und der New York Times, erhiel¬ 
ten wir mittels verschiedener Anträge 
über den „Freedom of Information 
Act“ und eigene Recherchen weitere 
Information, die zeigt, dass die Ge¬ 
schworenen und die Gemeinde, in der 
sie leben, 194 Tage lang über die Dauer 
des Prozesses und über den Zeitraum 
von 1996 bis 2001 fast 2 000 Tage lang 
(...) mit gekauften Dokumentationen 
bombardiert wurden. (...) und an die¬ 
sen Dokumentationen - erschienen im 


Miami Herald , im El Nuevo Herald ... 
sowie auch bei Radio- und TV-Marti - 
... war das Geld der amerikanischen 
Regierung beteiligt.“ 

Garbus betont wieder, dass es gegen 
US-Recht verstoße, wenn eine Regie¬ 
rung die einheimische Öffentlichkeit 
durch gekaufte Propaganda zu mani¬ 
pulieren versuche. Sie dürfe natürlich 
ihre politische Meinung äußern, aber 
sie dürfe keine „freien Journalisten“ 
insgeheim damit beauftragen, die öf¬ 
fentliche Meinung in ihrem Sinne zu 
beeinflussen, das gelte erst Recht bei 
einem laufenden Prozess an dessen 
Verhandlungsort. 

In Reaktion darauf habe das Gericht 
jetzt grundsätzlich drei Handlungsop¬ 
tionen: Es „könnte aufgrund der Infor¬ 
mation, um die wir ersuchen, eine An¬ 
hörung anordnen “ es „könnte aufgrund 
der Papiere, die ihm vorliegen, darauf 
entscheiden, dass die Verurteilungen 
aufgehoben werden sollten oder dass 
der Antrag, die Verurteilungen aufzu¬ 
heben, abgelehnt werden sollte.“ Letz¬ 
teres führe dazu, sich an das Berufungs¬ 
gericht in Atlanta zu wenden. Denn 
nicht nur nach seiner Auffassung gebe 
es „hier genug Information, um nicht 
nur eine Aussetzung oder Aufhebung 
der Verurteilung“ oder „zumindest eine 
weitere Untersuchung einzufordern.“ 
Der Trick der US-Regierung scheint 
darin zu bestehen, den Sender Radio 
und TV Marti , der 1985 unter Ronald 
Reagan zwecks Verbreitung von US- 
Propaganda vor allem in Kuba einge¬ 
richtet wurde, für den Geldtransfer an 
„freie Journalisten“ genutzt zu haben, 
die auch für die heimischen Medien ar¬ 
beiten. Der Sender wird jedoch eher in 
Florida als in Kuba gehört, denn Kuba 
entwickelte dagegen Störquellen, um 
nicht von ihm belästigt zu werden. 

Josie Michel-Brüning und Dirk Brüning 


SA ★ 8 . SEPT 


Moos: Jahreshauptversammlung der 
DKP Bodensee-Hochrhein, Moos, Gewer¬ 
bestraße 4 b, Beginn: 15 Uhr 


SO ★ 9. SEPT 


Wuppertal: Eröffnung des fünften Wup¬ 
pertaler Geschichtsfests, die Marxisti¬ 
sche Abendschule (Masch) „Friedrich 
Engels“ ist, wie in all den Jahren zuvor, 
mit einem Stand vertreten. Als Besonder¬ 
heit gibt es Rotwein und Schmalzbrote 
„Wie Engels es liebte!“ Ort: Im Hof des 
Historischen Zentrums, Beginn: 11 Uhr 


MO ★ 10. SEPT 


Elmshorn: Bildungsabend der DKP Grup¬ 
pe Elmshorn, Thema: Antrag des Partei¬ 
vorstandes an den 20. Parteitag, im Rein- 
hold-Jürgensen-Zentrum, 19.30 Uhr 


Ml ★ 12. SEPT 


Düsseldorf: Mahnwache/Kundgebung 
vor dem US-Konsulat für die Freilassung 
der Miami 5, am Bertha-von-Suttner-Platz 
(am Hauptbahnhof), 17.30 Uhr 


Ml ★ 12. SEPT 


Bochum: Protestaktionen gegen die Teil¬ 
nahme der Bundeswehr auf der Berufs¬ 
bildungsmesse Mittleres Ruhrgebiet. Ver¬ 
anstaltungsort ist der RuhrCongress, Sta¬ 
dionring 20, Messezeiten sind von 9 bis 
16 Uhr 


DO ★ 13. SEPT 


Bochum: Fortsetzung der Protestaktionen 
(siehe 12. September) 


SA ★ 15. SEPT 


Köln: Filmvorführung „Kapitalismus eine 
Liebesgeschichte“, ein Film von Michael 
Moore über die Hintergründe der Finanz¬ 
krise - wie immer mit beißender Ironie. 
Der Eintritt ist frei. Veranstalter: Freiden¬ 
ker-Verband e.V. Ortsverband Köln, Ort: 
Bayenstraße 11,16 Uhr 



Unterstützt die Fünf 

am 12. September 

vor den US-Botschaften und Konsulaten! 

Termine und Orte: Siehe beispielsweise www.miami5.de. 


Wohlverdienter Ruhestand? 

Betr.: Altersarmut 

Über Jahrzehnte war für die Ostdeutschen das 
Erreichen der Altersgrenze von 60 bzw. 65 Jah¬ 
ren gleichbedeutend mit dem wohlverdienten Ru¬ 
hestand, was nicht unbedingt Nichtstun hieß. Die 
Älteren wissen, dass dennoch nicht ganz neidlos 
oft gen Westen geschaut wurde, wo es vielen mög¬ 
lich war, sich ohne Einschnitte im Lebensniveau 
auch Jahre vorher aus dem Arbeitsleben zu ver¬ 
abschieden. Hier wie da dürften die heute in den 
Ruhestand Gelangenden von diesen Zeiten nur 
träumen. Uns wird mit den beliebten Totschlagar¬ 
gumenten von Demografie, der Lebenserwartung, 
der Sozialkassen u.ä. (...) begegnet. Es ist in ei¬ 
nem der reichsten Länder der Erde keinem ver¬ 
ständlich zu machen,wo zudem - O-Ton unserer 
Kanzlerin vor Jahren - die Wirtschaft für die Men¬ 
schen da sei, heute Altersarmut drohen muss und 
viele Tausende Ältere nicht nur aus Spaß an der 
Freude sich in Minijobs zur Rente zuverdienen 
müssen. 


Neueste Masche ist, dass uns erklärt wird, dass die 
Rentner und Rentnerinnen die Arbeit als „ers¬ 
tes Lebensbedürfnis“ entdeckt hätten. Mancher 
wird sich erinnern, dass Vordenker des Sozialis¬ 
mus/Kommunismus solche Vision hatten. 

Sind wir vielleicht gar auf dem besten Weg dahin 
und merken es nur nicht? Dann wäre es natürlich 
geradezu eine Sozialleistung, wenn der Staat das 
Rentenalter weiter anhebt auf 80 Jahre (...). 
Altersarmut und Zunahme der Menschen, die 
von ihrer Rente nicht mehr leben können und 
sich noch auf dem „Arbeitsmarkt“ für Hunger¬ 
löhne anbieten müssen, das ist etwas ganz an¬ 
deres. „Zuschussrente“, ein wohlklingendes Wort, 
löst an dem Problem ebenso nichts und letztlich 
zahlen es die Versicherten selbst. 

Bis heute scheinen zahlreiche Bürgerinnen des 
Landes noch keinen Gedanken an die Frage dar¬ 
an verschwendet zu haben, warum es just nach der 
Erledigung des Sozialismus in Osteuropa plötzlich 
solchen Sozialabbau geben muss, die gelobte sozi¬ 
ale Marktwirtschaft nach und nach über Bord ge¬ 


worfen wird. Und alles das - Ironie der Geschich¬ 
te - mit einer ostdeutschen Kanzlerin. 

Roland Winkler ; Aue 

Pest des Jahrhunderts 

Betr.: Armut per Gesetz 4 - Zehn Jahre Hartz- 
,Reformen 4 ...“ UZ vom 24.08.2012 

Richtig ist, dass die UZ sich dem Thema Hartz IV 
widmet. Denn diese Pest dieses Jahrhunderts hat 
sich sowohl in Ost als auch in West als Drangsa¬ 
lierungsmaßnahme gegen die m ündigen Bürge¬ 
rinnen herausgestellt. (...) Außerdem haben sich 
seit 2005 viele „Arbeitgeber-Förderprogramme“ 
als Mitnahmeeffekte herausgestellt. Genauso ist 
die aktuelle Arbeitsmarktpolitik unter Bundes¬ 
arbeitsministerin Ursula von der Leyen geistiger 
Schwachsinn: In Zeiten fehlender Fachkräfte am 
Arbeitsmarkt wird die Summe der Fördermaß¬ 
nahmen in der beruflichen Weiterbildung dras¬ 
tisch gekürzt. Somit haben von der Leyen und 
die bürgerliche Noch-Bundesregierung aus CDU/ 


CSU/FDP dafür gesorgt, dass künftig in der Wirt¬ 
schaft noch mehr Fachkräfte fehlen werden. 
Bereits seit 1990 ist dieser Zustand auf dem Ar¬ 
beitsmarkt wissenschaftlich vorhersehbar gewe¬ 
sen. 

Nur die Bundespolitik und die BA (Bundesagen¬ 
tur für Arbeit) sowie die Jobcenter verschlafen die 
tatsächlichen Anforderungen des Arbeitsmarktes. 
Als ehemaliger Bevollmächtigter der Regional¬ 
verbände Bremen und Weser-Ems im Bundesver¬ 
band der Bilanzbuchhalter e.V., Bonn, wundert es 
mich schon, dass weder die BA noch die Jobcen¬ 
ter eine Erfolgsquote, die den Namen verdient, 
vorlegen können. Was soll uns das sagen? Beim 
Senator für Frauen, Gesundheit, Jugend, Sozia¬ 
les und Umweltschutz in Bremen konnte ich mich 
als Verwaltungsangestellter in der Vergangenheit 
persönlich überzeugen, dass die größten Versa¬ 
ger in Politik und Verwaltung sitzen. Was Willy 
Brandt wohl dazu gesagt hätte, welche Chaoten 
seine geistigen SPD-Enkel sind? 

Klaus Jürgen Lew in, Bremen 
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Meine progressive Woche 

Vom 25. bis 31. August 


Dienstag 

Hartz-IV-Empfänger werden bei den 
Stromkosten nicht entlastet. Dafür hat 
man schon das zynische Argument gehört, 
dass im Hartz-IV-Satz der Strompreis 
schon eingerechnet sei. Bundesumwelt¬ 
minister Altmaier ist da feinfühliger: Ent¬ 
lastung der Armen findet nicht statt, weil 
dann der Anreiz zum Stromsparen ent¬ 
fällt. Finde ich klasse - wenn man es auf 
die Industriekonzerne anwenden würde. 
Die Wirkung einer solchen Anwendung 
ist allerdings angesichts der Preispolitik - 
auch Geldgeilheit oder Jagd nach Extra¬ 
profiten genannt - der Stromkonzerne 
fraglich. Dazu folgende Geschichte: Der 
mittelständische Unternehmer XY hat ei¬ 
nige 100 000 Euro in neue Ausrüstung mit 
dem Ziel investiert, Strom zu sparen. Der 
Verbrauch sank bereits im ersten Monat 
gravierend - zu gravierend, wie sich her¬ 
ausstellte. Der geringere Verbrauch führte 
zur umgehenden Einstufung in eine neue 
Stromtarif gruppe durch den Stromanbie¬ 
ter. XY hatte fortan mehr zu zahlen. Ab- 
surdistan ist nicht weit, wo RWE und Alt¬ 
maier walten. 

★ 

Vor 9 632 Tagen: 

„Denn eins ist sicher: Die Rente.“ Nor¬ 
bert Blüm (CDU), Bundesarbeitsminis¬ 
ter, 1986. 

Seit 2000 ist die Zahl der Senioren mit ei¬ 
nem Minijob um knapp 60 Prozent auf 
etwa 761 000 gestiegen. Erklärungen ge¬ 
fällig? Bitte sehr: 

Holger Schäfer, Arbeitsmarktexperte des 
arbeitgebernahen Instituts der deutschen 
Wirtschaft (IW), weiß Bescheid: „Vie¬ 
le Rentner wollen arbeiten, weil sie sich 
noch fit fühlen.“ 

Aus dem Arbeitsministerium heißt es im 
gleichen Zusammenhang, dass sinkende 
Renten nicht gleichbedeutend seien „mit 
einer rückläufigen Entwicklung des Wohl¬ 
stands“ im Alter. Vielmehr hätten andere 
Einkommens arten wie Mieten, Kapi¬ 
taleinkünfte oder Betriebsrenten für die 
Rentner an Bedeutung gewonnen. 

Danke „ Wirtschaft“ danke Ursula. Dem 
Experten Holger, Jahrgang 1969, wün¬ 
schen wir, dass er 2040 noch fit genug ist, 
im Institut der deutschen Wirtschaft Pfört¬ 
nerdienste zu versehen oder bei Aldi die 
Regale einzuräumen. Frau von der Leyen, 
Jahrgang 1958, wünschen wir, das heißt, 


wir wünschen uns, dass sie spätestens 
nächstes Jahr in Rente geht. 

Mittwoch 

Vor 9 633 Tagen: 

„Denn eins ist sicher: Die Rente.“ Nor¬ 
bert Blüm (CDU), Bundesarbeitsminis¬ 
ter, 1986. 

Die heute angekündigte Senkung der 
Rentenbeiträge von 19,6 auf 19 Prozent 
wird katastrophale Folgen haben -für die 
meisten von uns. Die Renten werden noch 
schneller und stärker sinken. 

Norbert Blüm, Jahrgang 1935, wird das 
nicht berühren. Der kriegt Pension und 
keine Rente. Dass Norbert damals gelogen 
hat, kann ihm bis heute keiner übelneh¬ 
men. Blüm hat seine kurzen Beine nie ver¬ 
borgen. Für alle, die das nicht sehen konn¬ 
ten oder wollten, hat er nach jedem seiner 
Statements entlarvend gegrinst. Ehrlicher 
kann ein Politiker kaum sein. 

Freitag 

Am 2. Mai 2011 töteten US-Soldaten - 
nach unbewiesenen Behauptungen der 
US-Regierung - in Pakistan Al-Kaida- 
Chef Bin Faden. Einer der Killer hat den 
Vorfall jetzt in einem Buch geschildert. 
Danach war die Festnahme Bin Ladens 
oder wessen auch immer nie geplant - 
wohl aber die Erschießung. 

Jetzt rauscht der Blätterwald und übt sich 
darin, diese offenkundige Selbstverständ¬ 
lichkeit als Sensation dazustellen. Ich war¬ 
te auf den Tag, an dem der Sonnenauf¬ 
gang auf den meisten Fernseh-Kanälen 
live übertragen wird, während die Radio¬ 
sender ihn in Zweifel ziehen. 

★ 

Wie ist es zu erklären, dass die südafri¬ 
kanische Staatsanwaltschaft nach der Er¬ 
mordung von 34 schwarzen streikenden 
Bergarbeitern 270 Mitstreikende, die dem 
Massaker knapp entkamen, wegen Mor¬ 
des (!) anklagt-und nicht die mordenden 
Polizisten? Nun ja. Es kommt ein Gesetz 
zur Anwendung, das während der Zeit 
der Rassentrennung 1994 erlassen wur¬ 
de. Die Anklage lautet auf gemeinschaftli¬ 
chen Mord, weil man die Polizisten eben¬ 
so bedroht habe wie die Ermordeten. 
Der Streik richtete sich gegen die un¬ 
menschlichen Bedingungen in der dritt¬ 
größten Platinmine der Welt. Seine Leh¬ 
re ist schon heute: Apartheid ist schlimm, 
Kapitalismus ist schlimmer. Adi Reiher 


Die Schlacht von Borodino 

Der Anfang von Napoleons I. Ende 


Am 7. September 1812 trafen bei Boro¬ 
dino die französische Interventionsar¬ 
mee unter Napoleon I. und die russische 
Armee unter General Kutusow aufein¬ 
ander und lieferten sich die bis dahin 
blutigste Schlacht der Neuzeit. Die mit 
jeweils etwa 130 000 Soldaten gleichstar¬ 
ken Armeen verloren etwa die Hälfte ih¬ 
res Bestandes. Die historischen Angaben 
schwanken zwischen 28 000 und 58 000 
Toten bei den Franzosen, 39 000 und 
58 000 Toten auf russischer Seite. 

Einen klaren Gewinner hatte die 
Schlacht nicht. Napoleon war es nicht ge¬ 
lungen die russische Armee zu zerschla¬ 
gen, was Voraussetzung für einen Frieden 
nach seinem Diktat gewesen wäre. Die 
Russen hatten die Interventen nicht so 
weit geschwächt, dass sie das Land hätten 
verlassen müssen. 

Doch die „Grande Armee“ war demora¬ 
lisiert. Knapp 600 000 Mann hatten Ende 
Juni 1812 den Njemen überschritten. 
Weit weniger als die Hälfte von ihnen 
waren gebürtige Franzosen. Das Gros der 
Truppen rekrutierte sich aus dem Rest 
Westeuropas und bestand entweder aus 
den von Frankreich besetzten Gebieten 
oder stand unter dem Befehl verbünde¬ 
ter Staaten. Viele Soldaten waren zum 
Dienst gepresst worden. 

Friedrich Engels beurteilte bereits die 
Anlage des napoleonischen Kriegspla¬ 
nes als verfehlt. In seinem Artikel „Die 
auswärtige Politik des russischen Zaren¬ 
tums“ schrieb er: „Die Polen, die den 
Fall beurteilten konnten, rieten ihm an 
der Dwina und am Dnepr haltzuma¬ 
chen, Polen zu reorganisieren und dort 
den Angriff der Russen zu erwarten. Ein 
Feldherr vom Schlage Napoleons musste 
einsehen, dass dies der richtige Plan war. 
Aber Napoleon, auf der schwindlenden 


Höhe und mit der unsicheren Basis, wo¬ 
rauf er stand, konnte keine langsamen 
Feldzüge mehr schlagen. Rasche Erfol¬ 
ge, blendende Siege, im Sturm eroberte 
Friedensschlüsse waren ihm unentbehr¬ 
lich. Er schlug den polnischen Rat in den 
Wind...“ 

Im Ergebnis stand seine stark ge¬ 
schwächte Streitmacht nach verlustrei¬ 
chen Schlachten tief im Feindesland, 
umgeben von einer feindseligen Bevöl¬ 
kerung. Seine Versorgungslinien waren 
zu lang. Nachschub und frische Truppen 
konnten zeitnah nicht beschafft werden. 
Unter diesen Umständen zog man no¬ 
lens volens in Moskau ein. Kutusow war 
klug genug, den französischen Truppen 
die Hauptstadt freiwillig zu überlassen. 
Die russische Armee blieb so erhalten 
und konnte sich auf eigenem Territori¬ 
um reorganisieren. 

Nach vier Wochen und der totalen Ver¬ 
weigerung von Friedensverhandlungen 
durch die Russen zog Napoleons Ar¬ 
mee aus Moskau ab und wurde auf dem 
Rückzug von den verfolgenden russi¬ 
schen Einheiten vollends zerschlagen. 
Das gab, wie Engels schreibt, „das Sig¬ 
nal zum allgemeinen Aufstand gegen die 
französische Oberherrschaft im Westen.“ 
Napoleon der als „Degen“ der französi¬ 
schen Revolution aufgestiegen war, en¬ 
dete als geschlagener Usurpator. Die 
„Befreiungskriege“ aber befreiten vor 
allem die Feudalherren. Mit dem Wie¬ 
ner Kongress begann eine Phase der 
adeligen Reaktion, die europaweit erst 
mit den Märzkämpfen von 1848 beendet 
werden konnte. 

Borodino war für Napoleon kein Sieg, 
es war auch kein Unentschieden, es war 
der Anfang vom Ende der französischen 
Vorherrschaft in Europa. AR 


Der Mann am Joystick - sein Spielzeug - die Gräber. 



Die Bundeswehr drängt auf den Einsatz bewaffneter unbemannter Flugzeuge. Im Bild oben die begehrte Drohne Predator 
B. Der neue Inspekteur der Luftwaffe, Generalleutnant Karl Müllner, nannte den Kauf solcher Drohnen „militärisch sinn¬ 
voll“, an einer Beschaffung führe kein Weg vorbei. Die Bundeswehr plant von 2014/2015 an, eigene unbemannte Luftfahr¬ 
zeuge zu kaufen.„Die Drohnen müssen bewaffnet sein“, sagte Müllner. Schon jetzt setzt die Bundeswehr Drohnen ein, die 
allerdings ausgeliehen sind. 


Ein etwas anderer Nationalspieler 

Der türkische Fussball trauert um Metin Kurt 


Am 24. August starb der türkische Na¬ 
tionalspieler Metin Kurt, der einst auf 
den Straßen der Millionenmetropole 
Istanbul das Kicken erlernt hatte. 

Mit den Gelb-Roten von Galatasaray 
Istanbul wurde „Qizgi Metin“ („Seiten- 
linien-Metin“ er war Außenstürmer), 
wie er oft genannt wurde, dreimal hin¬ 
tereinander türkischer Meister (1974- 
1973). Zudem holte er zweimal den 
Pokal (1973 und 1976) und je einmal 
den Supercup (1972). Hier gelang ihm 
aber auch der Sprung in die türkische 
Nationalmannschaft, für die er 26 Mal 
auf dem Platz stand (4 Tore). 

Metin Kurt, der innerhalb des Istanbu¬ 
ler Vereins als einer der bedeutendsten 


Spieler der Clubgeschichte angesehen 
wird, war vor allem in der linken türki¬ 
schen Szene äußerst beliebt. Ende 2010 
waren seine lebenslangen Bestrebun¬ 
gen, die türkischen Spielerinnen und 
Spieler innerhalb einer Gewerkschaft 
zu vereinen, endlich erfolgreich. 
Dieser Spielergewerkschaft stand er 
dann auch als erster Präsident vor. Der 
Sport sei kommerzialisiert und die Ath¬ 
leten zu Sport-Arbeitern geworden; 
diese Strukturen, die einem Herren- 
Sklaven-Verhältnis gleichkämen, müss¬ 
ten aufgebrochen werden und dazu sei 
die gewerkschaftliche Organisierung 
auch der Sportler wichtig - so das 
kämpferische Credo von Metin Kurt. 


Metin Kurt stand offen zu seiner linken 
Gesinnung und war deshalb in der lin¬ 
ken Fan-Szene auch über den eigenen 
Club hinaus sehr beliebt. Metin war 
Mitglied der Kommunistischen Par¬ 
tei der Türkei (TKP) und kandidierte 
mehrmals für ein Mandat im Parla¬ 
ment. 

Den Sport vergaß er allerdings nie und 
so kämpfte er bis zuletzt aktiv gegen 
die völlige Kommerzialisierung des 
Sports im Allgemeinen und des Fuß¬ 
balls im Besonderen. Zur Zeit wird in 
türkischen Fußballstadien massiv ge¬ 
gen zu hohe Ticketpreise protestiert. 
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Metin Kurts Nationalmannschaftskarriere 

Kurt spielte das erste Mal für die türkischen Nationalmannschaften während seiner Zeit 
bei Altay Izmir. Bei einem Freundschaftsspiel der türkischen U-18-Nationalmannschaft am 
6 . Dezember 1966 gegen die U-18 aus Polen spielte er über die volle Spiellänge. Etwa ein hal¬ 
bes Jahr nach dieser Begegnung spielte er bei einem Freundschaftsspiel gegen die belgische 
U-18 ein weiteres Mal für die türkische U-18 und erzielte bei diesem 4:0 auch einen Treffer. 
Bereits ein Jahr später wurde er, mittlerweile für den Erstligisten PTT tätig, im Rahmen eines 
Freundschaftsspiels für die türkische Nationalmannschaft nominiert. Bei der am 13. März 
1968 gegen die tunesische Nationalmannschaft ausgetragenen Partie gab er als Einwech¬ 
selspieler sein Länderspieldebüt Im Juni 1969 nahm er mit der Türkischen U21-National¬ 
mannschaft am Balkan-Cup teil. Nach diesem Turnier war er noch während eines Freund¬ 
schaftsspieles gegen die U-21 Polens für die türkische U-21 aktiv. 

Nach diesen Einsätzen für die U-21 war er fortan ausschließlich für die türkische National¬ 
mannschaft aktiv und absolvierte für sie insgesamt 26 Begegnungen und erzielte dabei fünf 
Treffer. Mit der Türkei nahm er 1965 am ECO-Cup teil. Sein letztes Länderspiel absolvierte 
er am 2. April 1975 beim EM76-Qualifikationsspiel gegen die Fußballnationalmannschaft der 
UdSSR. Quelle wikipedia 


Der rote Kanal 


Pharma-Sklaven 

Die großen Pharma-Firmen betreiben seit 
Jahren ihre Testreihen in Entwicklungslän¬ 
dern wie Bangladesch, Indien, China und 
Afrika. Die Teilnehmer sind menschliche 
Versuchskaninchen. 

Mo., 10.9., 22.00-22.45 Uhr, wdr 

Sklavenarbeit für 
unseren Fortschritt 

In Asien, Afrika und Südamerika arbeiten 
Millionen Menschen im Bergbau und gra¬ 
ben die Rohstoffe für High-Tech-Produkte 
aus der Erde. Oft illegal, unkontrolliert - un¬ 
ter unsäglichen Bedingungen. 

Mo., 10.9., 22.45-23.30 Uhr, ard 

























